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Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Ereles Ktüch vom Jahr 1847.

———

&amp; I. Verordnung
wegen Au#führung des zwischen den zum Gesammt-Zoll-Vereine gehörigen

Staaten und dem Königreiche Belgien unterm 26. Juni 1846
abgeschlossenen Zoll-Cartels, vom 15. Jannar 1847.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu
Schwarzburg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arustadt, Sondershausen,

Leutenberg und Blankenburg u. s. w.
verordnen hiermit, daß die Bestimmungen des nachstehenden Zollcartels, welches
zwischen den zum Gesammt-Zollvereine gehörigen Staaten und dem Königreiche
Belgien unter'n 26. Juni v. J. abgeschlossen, auch allseitig ratificirt worden,
mit dem 1. Februar d. J. in Unserem Fürstenthume gehörig zur Ausführung ge-
bracht werden und befehlen demnach Unseren Behörden und Unterthanen, in etwa
vorkommenden Fällen sich hiernach allenthalben zu achten.

Urkundlich unter Unserem Fürstlichen Insiegel und Unserer eigenhändigen Un-
terschrift.

So geschehen
Rudolstadt, den 15. Januar 1877.

(L. S.) Friedrich Göünther,
F. z. S.

 —

Hürstl. Schw. Rudolst. Gesthsamml. VIII. 1
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Uebereinkunft
zwischen dem deutschen Zoll= und Handels-Vereine einerseits und Belgien

andererseits, wegen Unterdrückung des Schlcichhandels.
Seine Majestt der König von Preußen, sowohl für Sich und in Vertre-

tung der Ihrem Zoll- und Steuer= Systeme näher angeschlossenen souverainen
bänder und Landestheile, nämlich: des Großherzogthums Luremburg, der Groß-
herzoglich-Mecklenburgischen Enklaven Rossow, Neheband und Schöneberg, des
Grohherzoglich-Oldenburgischen Fürstenthums Birkenfeld, der Herzogthümer
Anhalt-Köthen, Anhalt-Dessau und Anhalt-Bernburg, der Fürstenchümer
Waldeck und Pyrmont, des Fürstenthums Lippe und des Landgräflich-Hessischen
Ober-Amts Meisenheim, —als auch im Namen der übrigen Mitglieder des deut-
schen Zoll= und Handels-Vereins, nämlich der Krone Bayern, der Krone Sach-
sen und der Krone Württemberg, —zugleich die Fürstenthümer Hohenzollern-
Hechingen und Hohenzollern-Sigmaringen vertretend, — des Großherzogthums
Baden, des Kurfürstenthums Hessen, des Großherzogthums Hessen, —zugleich
das Landgräflich-Hessische Amt Homburg vertretend, — der den Thüringlschen
Zoll= und Handels-Verein bildenden Staaten, namentlich: des Grohherzog=
thums Sachsen, der Herzogthümer Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg
und Sachsen-Coburg und Gotha und der Fürstenthümer Schwarzburg. Rudol-
stadt und Schwarzburg-Sondershausen, Reuß-Greih, Reuß-Schleitz und
Reuß-Lobenstein und Ebersdorf, — des Herzogthums Braunschweig, des Her-
zothume Nassau und der freien Stadt Frankfurt, einerseits, und

Seine Majestät der König der Belgier, andererseits, —
haben zu dem Zwecke, um in Gemäßheit des Artikels 28 des Handels= und Schif-
fahrts-Verkrages vom 1#ten September 1844 Sich durch gemeinschaftliche Maaß-
regeln in der Vollziehung Ihrer Zoll= und Handels-Gesetz und in der Unterdrü-
ckung des Schleichhandels an den Nachbar-Grenzen zu unterstützen, Unterhand-
lungen erbffnen lassen, und haben zu Ihren Bevollmachtigten ernannt:

Seine Majestät der König von Preußen: den Herrn Georg Helmentag,
Provinzial-Steuer-Director und Geheimen Ober-Finanz-Rath zu Cöln,
Ritter des Königlich-Preußischen Rothen Adler-Ordens zweiter Klasse mit
Eichenlaub, Ritter des Königlich-Süchsischen Eivil= Verdienst- Ordens,
Kommandeur des Königlich-Belgischen Leopold-Ordens und des Königlich-
Großherzoglich-Luxemburgischen Ordens der Eichen-Krone, —
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Seine Majestat der Konig der Belgier den Herrn Eugen Morel, Director

der Verwaltung fur die directen Steuern, das Kadaster, die Zolle und Ac-
cisen im Finanz-Ministerium zu Brüssel, Ritter Allerhöchst Ihres Ordens
und Ritter des Königlich-Preußischen Rothen Adler-Ordens 2 ter Klasse. —

und den Herrn Johann Hilarius Quoilin, Inspecteur en chef der Verwaltung
für die directen Steuern, das Kadaster, die Zölle und Accisen, Ritter Aller-
höchst Ihres Ordens und Ritter des Königlich= Preußischen Rothen Adler-
Ordens 4ter Klasse,—

welche, nachdem sie ihre Vollmachten in guter und gehöriger Form befunden und
demnächst sich mitgetheilt haben, über die folgenden Areikel übereingekommen sind.

Artikel 1.

Die kontrahirenden Regierungen verpflichten sich gegenseitig, auf die Ver-
hinderung und Unterdrückung des Schleichhandels durch alle angemessenen, ihrer
Verfassung und Gesetzgebung entsprechenden Maahregeln gemeinschaftlich hinzu-
wirken.

Artikel 2.

Diese Verpflichtung erstreckt sich nicht allein auf die fremden unverzollten
Waaren, welche direct oder, nach erfolgter Lagerung, durch das Gebiet eines
der kontrahirenden Thelle transitiren, sondern auch auf die in freiem Verkehr be-
findlichen Waaren, für welche, bei ihrem Uebergange aus dem Gebiete des einen
der kontrahirenden Theile in das Gebiet des anderen, eine Einfuhr-Abgabe zu
entrichten, oder deren Einfuhr in den andern Staat verboten ist.

Artikel 3.

Waaren-Niederlagen oder sonstige Anstalten, welche den Verdacht begrün-
den, daß sie zum Zwecke haben, Waaren einzuschwärzen, die in dem Gebiete deo
andern kontrahirenden Theils verboten oder beim Eingange in denselben mit einer

Abgabe belegt sind, sollen in den Grenzbezirken der kontrahirenden Theile nicht
geduldet werden.

Innerhalb des Grenz-Bezirks sollen Niederlagen fremder unverzollter Waa-
ren nur an solchen Orten, wo sich ein Zoll-Amt befindet, gestattet und, in
diesem Falle, unter Verschluß und Kontrole der Zoll-Behörde gestellt werden.
Sollte, in einzelnen Fällen, der amtliche Verschluß nicht anwendbar sein, so sol-
len, statt desselben, anderweite möglichst sichernde Kontrole-Maaßregeln ange-
ordnet werden. 1.
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Vorräthe von fremden verzollten und von inländischen Waaren innerhalb des

Grenz-Bezirks sollen das Bedürfniß deß erlaubeen, d. h. nach dem Verbrauche im
eigenen Lande bemessenen Verkehrs nicht überschreiten. 4

Entsteht Verdacht, daß sich Vorcdthe von Waaren der letztgedachten Art
über dae bezeichnete Bedürfniß und zum Zwecke des Schleichhandels gebildet hätten,
so sollen dergleichen Niederlagen, in so weit, als es gesetzlich zulässig ist, unter
specielle, zur Verhinderung des Schleichhandels geeignete Kontrole der Zoll-Be-
hörde gestellt werden.

Actikel 1.

Beide kontrahirende Theile verpflichten sich wechselseitig, die dem anderen
kontrahirenden Theile angehörigen Unterthanen, welche den Verdacht des Schleich-
handels wider sich erregt haben, innerhalb ihrer respectiven Gebiete überwachen
zu lassen.

Demzufolge sollenunterthanen des anderen kontrahirenden Theils, wenn sie
Waaren ohne gesetzlichen Ausweis transportiren, beim Betreffen, durch die Zoll-
und Steuerbeamten angehalten und die GeseCe des Landes, wo sie betroffen worden
sind, gegen sie in Anwendung gebracht werden. Wird der gesetzliche Ausweis in
gültiger Form geführt, so sollen sie durch die Beamten so lange begleitet werden,
bio die angemeldete Ausfuhr der Waaren, unter Beobachtung der Bestimmungen
dieser Uebereinkunfe, geschehen ist.

WemdesSchleichhandels verdächtige Unterthanen des anderen contrahirenden
Theils zwar keine Waaren bei sich führen, aber mit regelmäßigen Püässen nicht ver-
sehen sind, so sollen sie vor die zuständige Orts-Obrigkeit gebracht und von der-
selben, den Lande-Gesetzen gemäß, an die Grenze zurückgeschafft werden.

Artikel 5.

Sämmtliche Waaren-Transporte, auch diejenigen des freien Verkehrs, welche
aus dem Gebiete des einen der kontrahirenden Theile in daojenige deo anderen über-
gehen, müssen mit der für die Eirkulation im Grenz-Bezirk geseblich erforderlichen
Bezettelung versehen sein, worin die Richtung des Transports auf das gegenüber-
iegende Zoll-Ame des andern Staato und die Dauer des Transporks bio zur Lan-
des-Grenze, welche die nach der bestehenden Gesegebung erlaubte Transport-
Jeit nicht überschreiten darf, anzugeben ist.
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Artikel 6.

Der Ausgang fremder unverzollter oder solcher Waaren, für welche eine Zoll-
oder Steuer-Abschreibung oder Rückvergütung gewährt wird, über die Grenze
des Zoll-Vercins wird, Seitens der Belgischen Verwaltung, nur über die in der
Anlage 4&amp; aufgeführten Zoll-Aemter und auf den darin verzeichneten Zollstraßen ge-
stattet werden.

Auf gleiche Weise wird der Ausgang fremder unverzollter oder solcher Waa-
ren, für welche eine Joll= oder Steuer-Abschreibung oder Rückvergütung gewährt
wird, über die Grenze Belgiens, Seitens des Zollvereins, nur über die in der
Anlage B aufgeführten Zoll-Aemter und auf den darin verzeichneten Zollstraßen ge-
stattet werden.

Der Weitertransport dieser Waaren von den Ausgangs-Aemtern ab, bis
zur Grenze, in der Richtung nach den gegenüberliegenden Eingangs-Aemtern soll
gegenseitig nur auf den dazu erlaubten Straßen, welche in die Zollstraßen der
Eingangs-Aemter auSmünden, Statt finden.

Die Transporte der in den beiden ersten Absätzen dieses Arkikels gedachten
Waaren sollen durch einen oder mehrere Beamte des letzten Ausgangs-Amtes des
Staates, aus welchem sie ausgehen, bis zum ersten Zoll-Amte im andern Staate
begleitet werden. Die zu diesen Waaren gehörenden Bezettelungen werden dem
begleitenden Beamten mitgegeben, welcher sie, mit dem Visa dec jenseitigen Ein-
gangs-Amtes versehen, sogleich dem Ausgangs-Zoll-Amtezurückzubringenhat.

Diese Traneporte dürfen, den Fall höherer Gewalt ausgenommen, zwischen
dem letzten Ausgangs-Amte und dem fremden Gebiete nicht anhalten; vielmehr muß
der Ausgang ohne Verzug geschehen, und es ist die Rückführung der Waaren nur
damn zulässig, wenn, wegen unzureichender Abfertigungs-Befugniß des gegenüber-
liegenden Eingangs-Zoll-Amtes, der Eintritt in den andern Staat nicht statt-
finden kann. In diesem Falle soll der gedachte Umstand vom Eingangs-Zoll-
Amte auf den bei dem Transporte befindlichen Bezettelungen selbst angemerkt und
der Tranoport unmittelbar, unter Begleitung der mitkommenden Beamten des
einen Staates, und eines oder mehrerer Beamten des andern Staates, — von
Seite der letztern blos bis zur Landesgrenze — unverweilt zurückgeführt werden.

Artikel 7.

Die Jollverwaltungen der beiderseits angrenzenden Staaten werden sich eine
Uebersicht der Hebe= und Abfertigungsbefugnisse, welche den einander gegenüber-
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liegenden Ein= und Ausgangs-Aemtern eingerdumt sind, mittheilen. Sollte eine
Oeklaration zum Ausgange für eine Waaren-Menge oder Gattung abgegeben
werden, welche die Befugniß des gegenüberliegenden Eingangs-Amtes übersteigt,
so wird das Ausgangs-Amthieraufden Deklaranten aufmerksam machen, und,
wenn derselbe dennoch auf der begehrten Abfertigung bestehen möchte, davon dem
Eingangs-Amte unverzüglich Nachricht geben.

Artikel 8.

Die Errichtung oder BeibehaltungderimArtikel3gedachten Waaren-Nie-
derlagen und Vorräehe, gegen das Verbot der Zoll- Behörde, so wie dir Verle-
tung der angeordneten Kontrole-Maaßregeln, ferner der Transport der zum
Ausgange aus dem einen Gebiete in das andere bestimmten Waaren, ohne die in
den Artikeln 5 und 6 erwähnten Bezettelungen, oder ohne Einhaltung der darin
zum Transpore bestimmten Straßen und Zeitfristen, sollen nach der in dem Staate,
wo die Kontravention geschieht, bestehenden Gesetzgebung geahndet werden.

Wenn die Ausfuhr der im Artikel 6 Absaß 4 gedachten Waaren, abgesehen
vom Eintritte einer höhern Gewalt, unerachtet der von Seiten der begleitenden
Beamten ergehenden Aufforderung, verzögert wird, so muß deren vorläufige Be-
schlagnahme erklärt werden, und es kann ihre spätere Ausfuhr nur mit Genehmi-
gung der dem Ausgangs-Amte vorgesetzten Behörde erfolgen.

Artikel 9.

Die Zoll= und Steuer-, sowie die sonst zuständigen Behörden und Beamten
in den beiderseitigen Staaten werden sich wechselseitig und unter allen Umständen
den verlangten Beistand zur Vollziehung derjenigen gesetzlichen Maaßregeln leisten,
welche zur Verhütung, Entdeckung und Bestrafung von Zoll-Kontraventionen
dienlich sind, die gegen einen dieser Staaten versucht oder begangen werden.

Unter Zoll-Kontraventionen werden nicht vur die Umgehungen der in den
kontrahirenden Staaten bestehenden Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-
Abgaben verstanden, sondern auch die Uebertretungen der erlassenen Ein-, Aus-
und Durchfuhr-Verbote, und die verbotene Einbringung solcher Gegenstände, de-
ren ausschließlichen Debit die Regierungen sich vorbehalten haben, wie z. B. von
Salz und Spielkarten in Preußen. Hierbei versteht es sich von selbst, daß die
Verbote der letztgedachten Gegenstände ohne Wirkung bleiben, wenn und soweit
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die Regierung des betheiligten Staates die Einbringung der gedachten Gegenstande
unter gewissen Bedingungen gestattet.

Artikel 10.

Die im vorstehenden Artikel genannten Behorden und Beamten haben, auch
ohne besondere Aufforderung, die Verbindlichkeit, alle gesetzlichen Mittel anzu-
wenden, welche zur Verhutung, Entdeckung oder Bestrafung der gegen einen der
kontrahirenden Staaten versuchten oder ausgeführten Zoll-Kontraventionen die-
nen können, und sich gegenseitig von demjenigen in Kenntniß zu setzen, was sie in
der gedachten Beziehung in Erfahrung bringen.

Artikel 11.

Die vorgedachten Behörden und Beamten sollen insbesondere berechtigt sein,
bei Verfolgung von Schleichhandlern oder von Spuren begangener Joll--Umge-
hungen, sich auf das angrenzende Gebiet des andern kontrahirenden Theils zu be-
geben, um die dortigen Behörden und Beamten davon in Kenntniß zu seßzen, wo-
nach die letzteren sofort alle erforderlichen gesetzlichen Mittel anzuwenden haben,
welche zur Feststellung und Bestrafung der versuchten oder begangenen Zoll-Um-
gehungen führen konnen. -

Auch haben sie sich gegenseitig binnen der kurzesten Frist Mittheilung uber die
zu ihrer Kenntniß kommenden schleichhändlerischen Versuche und Unterschleife,
welche gegen den andern kontrahirenden Theil gerichtet sind, zu machen; co soll,
zu diesem Zwecke, bei jeder einander gegenüberliegenden Aufsichts-Station ein
Register geführt werden, in welches diese Mittheilungen einzutragen sind.

Betreffen die Anzeigen das Bestehen von Waaren-Niederlagen zum Zwecke
des Schleichhandels, so sollen schleunige Nachforschungen angestellt und die Re-
sultate derselben, so wie die angeordneten Maaßregeln sofort den Behörden oder
Beamten desbetheiligten Staates mitgetheilt werden.

Artikel 12.

Der im Artikel 9 erwähnte Beistand der Behörden beider Theile zur Ent.
deckung oder Unterdrückung der Zoll-Kontraventionen begreift namentlich das

Sammeln aller Beweiomittel bezüglich der vollbrachten oder versuchten Zoll-Um-
gehung zu dem Zwercke in sich, um deren Verfolgung durch die Gerichts-Behörde
des Landes, in welchem sie begangen worden ist, zu erleichtern. In Folge dieses
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Grundsatzes konnen die Zoll- und Steuer-Beamten des einen Theils durch Re-
quisition ihrer vorgesetzten Behörde von Seiten der zuständigen Behörde des an-
deren Theils aufgefordert werden, entweder vor letzterer selbst, oder vor der kom-
petenten Behörde ihres eigenen bandes die auf die Zollumgehung bezüglichen Um-
stände auözusagen.

Artikel 13.

Die Grenz-Zoll-Aemter werden sich wechselseitig wöchentlich beglaubigte Ue-
bersichten aus den Zoll-Registern mittheilen, welche die Gattung und Menge der
zur Ausfuhr abgefertigten fremden unverzollten und solcher Waaren enthalten,
für welche, bei der Ausfuhr, eine Joll- oder Steuer-Abschreibung oder sonstige
Rückvergütung gewährt ist.

In Beziehung auf die aus dem Gebiete des einen in dasjenige des andern der
beiden kontrahirenden Theile übergehenden Gegenstände des freien Verkehrs, soll

den Zoll- Behörden und Beamten gegenseitig die Besugniß zustehen, bei der ge-
genäberliegenden Abfertigungsstelle von den daselbst geführten Registern über die
ertheilte Transport= und Ausgangs-Bezettelung Einsicht zu nehmen.

Artikel 11.

Da die bestehenden Verordnungen über die Waaren-Ein-, Aus= und Durch-
fuhr auf den Eisenbahnen alle erforderliche Sicherheit gegen Zoll-Umgehungen
darbieken, so ist man übereingekommen, daß die Bestimmungen der obigen Arti-
kel 5, 6 (Absatz 4.) und 13 (Absatz 1.) auf die mittelst der rheinisch-belgischen
Eisenbahn erfolgenden Waaren-Ein-, Aus, und Durchfuhren keine Anwendung
finden sollen.

Indem hierdurch zwar den ferner etwa zu erlassenden Anordnungen der bei-
derseitigen Regierungen über den Transport auf den Eisenbahnen kein Eintrag
geschehen soll, versteht es sich, daß auch bei diesen weiteren Anordnungen die
Grumstze, auf welchen die gegenwärtige Conwention beruht, leitend bleiben
werden.

Artikel 15.

Um die Wirksamkeit der vorstehend verabredeten Maaßregeln noch mehr zu
sichern, sollen die obern Zoll-Beamten in den gegenseitig angrenzenden Verwal-
tungs-Bezirken angewiesen werden, ein freundnachbarliches Vernehmen zu unter-
halten und von Zeit zu Zeit persönlich zusammenzutreten, um sich ihre Wahr-
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nehmungen und Nachrichten uber schleichhandlerische Bewegungen mitzutheilen,
und sich uber die dagegen zu ergreifenden Maaßregeln zu besprechen.

Artikel 16.

Die gegenwärtige Uebereinkunft soll ratifizirt, und die Ratifikationen derselben
sollen zu Cöln binnen acht Wochen oder, wo möglich, früher ausgewechselt werden.

Die Dauer dieser Uebereinkunft richtet sich nach der im Artikel 30 des Han-
dels= und Schiffahrts-Vertrages vom 1. September 184 festgesetzten Fristz sie
wird daher bis zum 1. Januar Eintausend Achthundert Ein und Fünfzig, und so
auch fortgesetzt, von einem Jahre zum andern, in Kraft und Wirksamkeit bleiben,
im Fall daß sechs Monate vor Ablauf der oben erwähnten Frist weder von Seite
des einen noch ded andern der hohen kontrahirenden Theile eine Kündigung des
vorgedachten Vertrags erfolgt sein sollte.

Zur Urkunde dessen, haben die beiderseitigen Bevollmächtigten die gegenwär-
tige Uebereinkunft unterzeichnet und derselben ihre Siegel beigedrückt.

So geschehen und doppelt ausgefertigt zu Brüssel am 26. Juni Eintausend
Achthundert Sechs und Vierzig.

(unterz.) Selmentag. Morel.
.(L. S.) (I. S.)

Zunoilin.
(I. S.)

——————— 2
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 H. Verordunug,
dieGeltung der erneuerten Surcessions-Ordnung vom Jahre 1769 in dem Bezirke

der von epffartenschen Jatimlitt zu Schlotheim betreffend,8. Januar 1847.
Wir Friedrich Cunen er, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarz-

burg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und
Blankenburg u. s. w. verordnen hiermit:

Eo ist an Uns einberichtet worden, daß die, unter Nr. XXVII. S. y ff. der
Nachträge zur Proceß-Ordnung abgedruckte, erneuerte Landes-Successions-Ord-
nung vom 1. November 1760 bei deren Erlasse in dem Bezirke der von Hopffgar-
tenschen Patrimonialgerichte zu Schlotheim nicht publicirt, in neuerer Zeit aber in
bezüglichen Fallen zur Anwendung gebracht und auf deren Geltung in dem gedach-
ten Gerichtsbezirke rechtskräftig erkannt worden sei.

Zur Beseitigung der über die Geltung des obenerwähnten Gesetzesin dem ge.
nannten Gerichtsbezirke neuerlich entstandenen Zweifel genehmigen Wir hiermit
nicht nur ausdrücklich jenen Gerichtsgebrauch, sondern bestimmen zugleich noch,
daß auch fernerhin und bis zum Erlaß eines allgemeinen Landesgesetzes über die In-
testat=Erbfolge in dem gedachten Gerichtsbezirke Schlotheim in allen vorkommen=
den einschlagenden Fällen der erneuerten Successions-Ordnung vom Jahre 1769
nachgegangen und nach derselben verfahren werden soll.

pr unter Unserm Fürstl. Insiegel und Unserer eigenhändigen Unter-
##n geschehen Rudolstadt, den 8. Januar 1847.

(L.S.) Friedrich Günther,
F. 3. S.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zweites Ktück vom Jahr 1847.

M III. Gesetz,
die Sportel-Tare betreffend, d. d. 8. Januar 1847.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu
Schwarzburg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Somershausen,

Leutenberg und Blankenburg u. s. w.

Nachdem die im Jahre 1830 entworfene und zeither zur Anwendung gebrachte
Sporteltaxe revidirt und in einigen Punkten abgeändert und vervollständigt wor-
denz so haben Wir Uns mit den getreuen Ständen darüber berathen und mit deren
Beirath und Zustimmung beschlossen, bis auf Weiteres der nachstehenden verän-
derten Fassung einer Sporteltaxe Unsere landesherrliche Sanktion zu erkheilen.

 1.

Alle Gerichts= und Verwaltungssporteln bei der Fürstl. Regierung, dem
Fürstl. Consistorium hier, der Fürstl. Landeshauptmannschaft zu Frankenhausen,
als oberer Verwaltungsbehörde, behnshof und Kirchen-Inspection in der Fürstl.
Unterherrschaft und den diesen Behörden untergebenen Fürstl. Aemtern, Stadt-
räthen und Patrimonialgerichten sollen vom 1. März dieses Jahres an nach dem
Inhalte gegenwärtigen Gesetes erhoben werden; jedoch ist den Stadtrathen und
Patrimonialgerichten unbenommen, zeitherige Ansätze, insoweit sie niedriger sind,
als die nachstehenden, auch künftig beizubehalten.

8. 2.

Die Sportelfreiheit ist bei allen Verwaltungsangelegenheiten Regel; die Aus-
nahmen von dieser Regel sind in §. 7. aufgeführt; jedoch werden auch in diesen
Ausnahmefällen, namentlich denen sub B. dann keine Sporteln, sondern höchstens.

die Copialen angesetzt, wenn der Extrahent arm ist, so daßz.B.armeDienstbo-
ten für einen Heimathsschein u. s. f. Sporteln nicht zu bezahlen boben.

Fürsil. Schw. Rurolst. Gesetsamml. VIII.



14 1847.

In allen gerichtlichen Geschäften ist daseen bie Sportelpflichtigkeit Regel,von welcher jedoch folgende Ausnahmen stattfind
1) Hinsichtlich der Angelegenheiten desFürgeen Hauses, der Fürstl. Cam-

mer, der Landes-, Straßenbau= und unterherrschaftlichen Steuercasse, des
Rent- und Forst-Departements und des landesherrlichen Fiscus überhaupt ver-
bleibt es bei der zeitherigen Observanz.

Sportelfrei sind ferner
2) die Kosten= Erlaß und Stundungs-Angelegenheiten;
3) alle Erinnerungen an eine rückständige Berichtserstattung oder Be-

schlußfassung und alle Verfügungen zu Herbeiführung derselben, sofern nicht
einer sdumigen Privatperson oder Behörde die Kosten aufzuerlegen sind.

4) Untersuchungssachen, deren Kosten dem Staate oder einer inländi-
schen Patrimonialbehörde zur Last fallen (vorbehältlich etwa bestehender Pri-
vatverträge zwischen Gerichtsherren und Gerichtsverwaltern) oder die nach
Staatsverträgen kostenfrei sind.

5) Kirchen, Schulen und milde Stiftungen, so wie alle andern
Instikute, denen die Rechte milder Stiftungen schon ertheilt sind oder noch er-
theilt werden, in ihren Prozeßangelegenheiten.

6) Die Verhandlungen über das Armenrecht, wenn es in deren Verfolge
wirklich ertheilt wird und solchen Falls die arme Parthei selbst in der vorliegen-

dengitkansllcsenlt.
mmt letztere durch den *8 oder in der Folge zu bessern Vermogens-orhelkom so hat sie die Kosten, welche ihr der Armuth wegen nicht abge-

fordert waren, noch nachzubringen, doch soll ihr jedenfalls die Hälfte der durch
den Proceß erstrittenen Summe unverkürzt bleiben.

) Alle Angelegenheiten der Mitglieder und Subalkernen einer Behörde (ein-
schließlich der in Ruhestand versetzten und des Dienerpersonalö) bei derselben
Behörde, soweit sie weder prozessualisch verhandelt worden, noch Vertraäge
über Grundstücköerwerbungen betreffen.

Hinsichtlich der bereits Angestellten behdlt es zwar bei der ausgedehnteren
Sportelfreiheit, soweit sie observanzmäßig begründet ist, sein Verbleiben, in Un-
brsuchungssachen!findet sie jedoch nicht statt.Die sub. 1. 5. J. angegebene Sportelfreiheit bezieht sich jedoch nicht auf den
baaren Verlag, wozu Diäten, Transportkosten, Gebühren der Zeugen, Schöp-
pen, Sachverständigen, Ortsgerichtspersonen und anderer, nicht durch ihre An-
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stellung zu unentgeldlicher Verrichtung verpflichteter, Personen gehoren, ingleichen
Requisitionskosten, so weit sie von der requirirten Behorde gefordert werden konnen.

Die sub. 1. 5. 6. erwahnte Sportelfreiheit betreffend, so muß, wird der
Gegner der sportelfreien Parthei in die Kosten verurtheilt, er auch die Kosten
tragen, von welchen die Gegenparthei an sich frei war.

g. 3.

I. Allgemeine Sportelanfätze in streitigen und * t[Weirigen burgeruchenBechtssachse und i q
Untersuchungssachen.

Oberberr= Unterherr.
schaft schaft

1) Abschriften, für den Bogen2) Acten zu instruiren und eemneire derGerichts-
kosten,

ukwenn der Betrag der Liquidation 10 Fl. nicht
übersteigt,
wenn er zwar 10Fl., aber 20 f nicht über-
steigt, mehe
von jeden folgenden 20 RL
wenn der Betrag der 4 5 Thlr.
nicht ubersteigt,
wenn er zwar 6 Thlr. , aber 10Thlr. nicht
ubersteigt, meht
von jeden folgenden 15 2 or

9) Actenspecification .
4)Auoferttgung,.wmndteselbebestehtta einer Notification,Auf.

lage, Verbot, Commissoriale, Umlauf, Rund-
ladung, Insertin ein öffentliches Blatt u. s. w.
für jede dergleichen Ausfertigung
N. Ori cinem Umilans unb cinte Rundladung #ch der

einsatz um 3 ahshen, wenn er mehr als 10 Personen
#u insiauieen ist.
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Oberberr. uUnterberr.
schaft. schaft

5) Beilage od neun zu nehmen, ingleichen für jede
Beilage einer ausgehenden Auefertigung .

0)BeglaubigungeinerAbschriftoxcherallen-
fallsigen Copialien und bei der Oberbehorde,
insoweit e5 als besonderes Emolument her-

kömmlich, pro. Collnt. 18 Kr. für den ersten
und 9 Tr. für jeden folgenden Bogen .

7) Bericht an die Oberbehördi .
bis böchstens

der Oberbehörde ad Lerenissimum
bis höchstens

8) Bestellungsscheine für Concurscuratoren und
Concurs-Sequester, Alters-Zustands= und
Abwesenheits-Vormünder, Erbschaftsvertreter

9) Boten= und Dienergebühren,

a. insofern der Betrag der Liquidation 10 drnicht übersteigt
insofern er 20 Fl. nicht übrrsteigt.„ mehr .
von jeden angefangenen, folgenden 20Fl. mehr

b. insofern der Betrag der Liquidation 5 Thlr.
nicht übersteigt
insofern er 10 Thlr. nicht überstegt,„mehr. .

mehr10) E*s schrifeliche, wenn sie nicht zugieich
eine förmliche Ausfertigung ist

11) Commissionsgebühren
#. bei einer aus einem Commissarius und Serretär

bestehenden Commission
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b. bei einer aus einerVerson allein beltehenden
Commissio ...

c. bei den unterbehörden im Ganzeen .
Bei Geschaften außerhalb des —

werden statt der Commissionsgebühren Dictten
ic. liquidirt.

12) Edictalcitation,
a. fur deren Expedition excel. Copialien . ..

b. an Dienergebuhren
aa. dieselben zu affigiren.. . . ..
bb. dieselben zu refigiren..

13) Eidesformeln, die vor Abnahme desEides
schriftlich mitgetheilt werdien
bei weitläuftigen bie ....

14) Hlfsgebühren -
lbesAuöpfckndungen.... ...

b

2. bei Vollstreckungder Etecution in Immobiliena. der Casse .....
b. den beidenSchöppen *2

c. dem Amts= oderGerichtodienet eexcl.ut
gebühren 2 .

15) Insi wuationsgebühren
a. dem Canzleiboten von schriftlichen Ausfertigun-

gen, ingleichen von mündlichen Ladungen
b. dem Amts, oder Gerichtödiener von jeder Zu-

fertigung
16) Prsentation der eingereichtenScheiften ..
17) Randbeschlusse,Signaturen, 8„ chtenn

Nr. ##e# die set ln einer —Auostrtigu Cilal beseht, en *«Ird- E * —d 6% 7. 7#

17
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18) Randzeugniß, Marginalattest
19) Realcitation, für deren Volsstreckung cerhält.

der Amts=oderGerichtödiener encl. des Weges
20) Recognitionsschein über ein ad acta gegebenes

Schreiben, wenn solcher verlangt wire
21) Registratur, eine über ein Anbringen oder

sonst zu den Acten gebrachte schriftliche Be-
merkung, wenn nicht wie bei der rolatio nunlii
ein niedrigerer Satz vorgeschrieben ist

ie

22) Relalo nuni##, für eine jede in Rechtssachen
23) Resccipt an die Unterbehörde .

bishöchstens
21) Schreiben an eine andere Behörde .

bishöchstens
25) Sitzgebühren eines Wechselschuldners oder Ar-

restaten auf 24 Stunden dem Amts-oder Ge-

a. im Ganen und mit Inbegriff des Protocolls
in der Rege ..

b. bei muhsamen undwichtigen Verhandlungen
(z. B. Berechnungen, Liauidationen, Aus-
zahlungen, Vergleichen, Testamentsaufnah=
men, Publication von Testamenten, weitläuf-
tigen Vernehmungen in Untersuchungösachen)

mehr
bis höchstens

27 Wegegebühr des Amts= oderGerichtsdieneré,
wenn der Weg über eine Stunde weit, in der
Regel pro Stunde ....
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Bei expressen Wegen pro Stunde
28) Zeugenvernehmung

a. nicht eidlich. .....

b. mit Angelobniß an — ..·..
amttAblesstungvesZeug29) Zeugnisse undAttestate, für koerm Auofrrtigung

bis

II. Sportelansätze in untersuchunqssqchem
Es kommen die Ansähe sub 1. zur Anwendung

und außerdem noch folgende:
1) Fur eine schriftliche r’des Amts-oder

Gerichtsdieners
2) Arrestat,

für den ersten Angriff eines solchen rebät derAmts-oder Gerichtsdiener
denselben zu schließe .·...
denselben ins Verhor zu bringen ....
doDlescWhnavoMNTaIthWsW

3) Arrestat, für die Entlassung eines ausder Haft
erhält der Amts- resp. Gerichtsdiener
für die Auslieferung eines solchen an fremde
Gerichte oder für Annahme eines von einem

fremden Gerichte Aubgeliferten bekommt der-selbe
4) Aufhebung eines dheichnams

davon dem Amts= oderGerichtsdiener cxel.
des Weges)

5) Begleitung einesDelinguentenauf denRicht.
platz, dem Amts-- oder Gerichtsbiener
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6) Erkenntnisse
a. bei den Untergerichten ...

bis
b. bei den Obergerichten

an. durch Rescript mit inserirten Entschei-
dungsgründen ...

bis höchstens
bb. mit abgesonderten Entscheidungsgründen,

je nach Wichtigkeit und Schwierigkeit der
Sahe

bis höchstens
7) Forstfrevel, wenn dessen Untersuchung auf dem

Forststraftage beendigt wird (außerdem wer-
den auch die weitern Verhandlungen liquidirt)
jedoch oxcl. der Insinuationsgebühren

Außerdem dem Amts= oder Gerichtsdiener
von einem jeden Forstfrevel beim Straftage

8) Haussuchung,
an Dienergebühren

9) Snirinn, nachMaßgabr= des Injucienman=dat
a. im — Injuriensachenin erster Instanz bis
b. in schweren InjuriensacheninersterInstanz bis

In zweiter Instanz wird nach den übrigen,
einschlagenden Ansähen sub. I. und l. liquidirt.

10) Section eines Leichnans «
11) Steckbrief, denselben zu fertigen

12) Strafe, körperliche, *vollstreccen decialintrDienergebühren



1847.

13) Stuprationsfall, bei einem von beiden Theilen
Außerdem erhält der Amts= oder Gerichts-

did Walenhaun 33663das Waisenhaus

ri—E# —“3“3e-#, urru , krile Mote.
Lunnhin.

—
III. Sportelansätze in streitigen

bürgerlichen Rechtssachen.
A. in wichtigen und minderwichtigen Rechtssachen.

In diesen kommen die Ansätze sub. I. für Ab-
schriften, Ausfertigungen, Berichte, Eidesformeln,
Randbeschlüsse u. s. f. zur Anwendung. Außerdem:

1) Ausfertigung auf eine Klage, Appellation,
Leuterung, Bescheinigung, Beweis und Gegen-
beweis, deögleichen Verfügung nach einge-
reichter Appellations= resp. Leuterungs-De-
ductionsschrift mit Anberaumung eines In-
rotulationstermines, incl. der Notification an
den Erxtrahenten, jedoch excl. allenfalls nöthiger
Citation der Zeugen, Requisitionsschreiben 2c.

2) Bescheid
u. wenn derselbe als Weisung zu Protocoll ge-

eben wird
b. schriftlich ohneEntscheidungsgründe,oberauch,

wenn letztere demselben nur kürzlich inserirt sind

-. mit abgesenderten EuischungsgründenochstensFürtl. Schw. Murolstärt. Gesesamml. viis

21
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schaft.
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3) Distributionsplan im Concurse ·-
bis

4) Feststellung einer Liquidation eines Advecaten
5) Syndicat, für dessen Errichtung im Ganzen,

jedoch ohne allenfallsige Reisekosten und Diäten
bis

Außerdem an Dienergebuhren excl. der Wenegebuhr.
6) Urthelsfrage
# Zeugenrotul, für ari öe erckl. derCopialien. bis
B. in geringsügiaen bürgerlichen Rechtssachen

wird nach Maßgabe des Gesetzes vom 26. August 1840
(CGesetzsamml. 1840 Nr. XXXIII.) S§. 10. sporkulirt.

K. 6.
IV. Sportelanfätze in nicht streitl-

gen bürgerlichen Rechtssachen.
1) Gerichtliche Consirmation und Consense.

A. Elassen-Tare.
1) Gerichtliche Bestätigung von Vertragen oder

Urkunden, die der Werthstaxe nicht unterliegen,
z. B. Alimentationsverträge, Bürgschaften,
Eheberedungen, Emancipationen, Einkind-

schaften, Erbantrittsscheine, i"sungen, Pachtcontracke
bis

ind Waisenhaus
bis

Sterr "
Uunterbee

nterberr.
schaft.
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Außerdem dem Amts= oder Gerichtsdlener
Werden diese Contracte 2c. bei Gericht aufge.
setzt, so ist für das diesfallsige Protocoll be-
sonders zu liquidiren.

B. Werths-Tare.
2) a. Eigenthumsveränderungen: für die gericht-

liche Bestätigung aller Kauf-, Tausch-, Schenk-
ungs-, Abfindungs, Erb= und Erbtheilungs-,
Erbpacht- und dergleichen Vertrage, eines Ad-
judicationsscheines oder ander#r Rechtötitelercl.
der Copialien

a. wenn die Kaufsumme bis zu 200 Fl ein-
schließlich beträgt excl. Copialien
von jedem Hundert Gulden darüber
(wobei ein angefangenes Hundert wenn
es 50 Fl. nicht erreicht, gar nicht, wenn
es aber mehr als 50 Fl. betrdgt, ganz be-
rechnet wird)
ins Waisenhaus von jedem 100 Fl.
außerdem an Dienergebühren .

.wenndseKautsummebmzuloo Thlr
einschließlich betragt, exel. Copialienvon jedem 100 Thlr. darüber
 (wobei ein angefangenes Hundert, wenn

es 50 Thlr. nicht erreicht, gar nicht, wenn
es aber mehr als 50 Thir.betrig, zan
berechnet wird)
ins Waisenhaus von jedem 100 Thlr.
außerdem an Dienergebühren
We die4eeisron mehr als .

F
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li und Käul werden welchen jedoch ts
a. bie Registratur, womlt der Kauf *
b. deGe#lsatien mil der tressenden Carural- eunn-
c. dit * wm Ugelobalsse,
d. ben Angelstolßermin,

Ue. 14 Eitalien zur ttless des Kauses und #am Nachweisinkehngeldertbegahl
tressen, und welcher sich wegn de * %%übrigen
EG(J—J9çqalsnomenttichG essnun te# Kofitu a ds- Wsssln halitnE

InsedemHalleaberisl,wenntin Kaus vor Gerrichl itse wic, für 960 vrsezülss In #lsninliquidiren.
3) b. Consense: für die Ertheilung des Con-

senses in eine Verpfändung von Immobilien

a. bis zu 100#r tinschließlich
77 97 77 7 "z ...
von jedem folgendenHundertGulden

6. bis zu 50 Thlr. ein
7 d1 hlr. 7 77 ·

„ „ 150 Thlr. .

von gsedem folgenden Hundere Thaler
Anmerk#ung. Das rsestk Hundert wich als gan) bercchust —leMerhandlungen desonders llgusbirt, wern deh

Cayltal maßhrals900 Fl. ro2. 150 Wir. betragi

2) Uebrige Ausätzemino ntstreitigenbürgerlichentssachen

9 ** wenn siemehrer= ganze Tage dauern

7 Lengict. . oderGerichtsdienerfürdas Ausrufendadesgleichen für de warting , wenn ie von
einem zweiten Diener besorgt wird.
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5) Cassation eines Consense ·.
6) Consensschein, für dessen Ausfertigung

Anm. K. l#s noch in den AemtemObenvethbach um Köuigsee ver.
7) Cautionöschen

bis
8) Cession einer Schuldforderung, die Hälfte der

Consensgebühren.
9) Depositengebühren

vom Guldoyyda
vom Thlr.
von jedem Documente (mit Aunahme eines
Testaments, siehe unten sub. 16. Testament.)

10) Depositenschein, für dessen Ausfertigung, wenn
die Summe unter 25 Fl. resp. 14 Thlr.
wenn sie mehr als 25 Fl. resp. 14 Thlr.bio zu
100 Fl. resp. 60 Thlr. beträgt.
wenn siemehr als 100Fl. resp.— betragi

11) Hppothek, deren Eintragung ins Hypotheken-
buch, wenn ein Consens nicht ertheilt wird,

einschliehlich des deelals auszufertigendenScheines
Wird eine Hypothek zu Folgevollstreckter

Hülfe eingetragen, so kommen diese Kosten
nur zur Hälfte in Ansatz

12) Inventarium, für dessen Anfertigung.
Wenn die Anfertigung eines Inventarü aber-

mehrere Tage dauerk, so wird täglich so viel.
in Ansatz gebracht.

13) Mortificationsschen
14) Pfand, für dessen Annahme anDienergebühren

Eben so viel bei der Aushändigung.

25
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15) Subhastationspatent, inel. der Af·und Refi-
girung, und Registratur daruber,„oxcl.Co-
pialien ..

Außerdem anDienergehühren .
16) Testament, einen Recognitionsscheinhierüber

auszustellen, inel, der Ueberwachung des Tse
ment .

derAmto- kcapGerichtsdiener echält:
u. bei der Errichtung eines Testament
b. bei der gerichtlichen Uebergabe
o. bei der Publication

Das Waisenhaus erhdlt.
bis

A#nniestung- #r—— MR auch Vubilcallou* iedun rid be-* n, ebense ouch in den bezüglichen Fällen dit
issionsgebühren und Diten.

17) Ver- or- Entsiegelung eine Nachlasses
bis höchstens

Außerdem dem Canzlei-, Amts= und Ge-
richtediener excl. des Wegs

18) Vollmacht, gerichtliche
K. .

V. In Verwaltungssachen
werden, ohne dah sedoch die Verha dlungen besonders
liquidirt werden, folgende Sporteln und Gebühren ligufdirt.

A. bei Bestellungen und Ve#lüchtugen
1) eines Amts-Actuarius,

davon 1 Fl. 45 Kr. = lir in dieBiblio-
thekscasse und 1 Fl. 12 Kr. resp. 20 Sgl. ins
Waisenhaus.

Oberberr,,Unterberr
schaft. schaft.

— —0——

E——d en·
4

1+
—21—1

1—2—%

2 7—

 G

—— 1i* 16
27 27 7# 1 6

11 111 16

11 5—
7—83.30 11— 2

—3624 1 7—
 9—
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2) eines Bürgermeisters und Stadtsyndicus
bis

3) eines Gerichtcbalter, .davon 1 Fl. 45 Kr. = 1Thlt. in*#Biblio
thekscasse und 15.12Tr. resp. 20 Sgl. ins
Waisenhaus.

4) eines Negerungspbvochten ·wovoanc40k—lThlrm die Bibl-o-
thekocasse und 1Fl. 12 Kr. rew. 20 Sgl.i
Waisenhaus kommen.

5) eines Amtsadvocaten
wovon 1 Fl. 45. Tr.=Thler. inndieBiblio-
thekocasse und 1 Fl. 12 Kr. resp. 20 Sgl. ins
Waisenhaus kommen.

6) eines Pfarrers oder Diaconus
1) Ordinationsgebühren

avon

u. in die Casse 5 Fl. 15 Tr.

b. der Geistlichkeit 12 Fl. 15, 7
Aumerkung. e rie Unlerherrschaft dehlllEhtn derOrdinatlons= und P..43sein iee als die vermaligen Pereiplenlendicler Ge-

####aufden Vortbezug cinen Aufprch baen.

2) Vocation
Srl Iwvestiturgebühren

u. in die Casse 10 Fl. 30 Tr.
b. dem Generalsuperintendent 7 Fl.

7) eines Arztes, ohne Unterschied, ob ihm auch
zugleich die Autübung der Geburkshülfe und

Chirurgie gestattet wird, exel. der Eramina-tionsgebühren ·

27

Oberberr-,nterberr#
schast. schaft.

Serns-Lürterte.ee
V##ho. borde. *

ElalETSI AS.
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14 8 *4.#
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wovon:
48 r. ins Waisenhaus und 1 Fl. 45 Fr. in die
Bibliothekscasse in der Oberherrschaft, in der

unterherrscaft aber blos 15 Sgl. in das Wai-
senhaus komm

8) eines Chirurg dir Thiraris-excl.dder
minationsgebühren

wovon:

36 Kr. resp. 10 Sgl. in die Bibliochekscasse

u. 24 Kr. resp. 7 Sgl. ins Waisenbaus kommen.9) eines Apothekers bis
10) eines Provisrsss=

bis
11) eines Geometers
12) eines Schultheißen, Gömiinkt Vor-

stehers, Gerichtoschöppen bis
13) eines Märkers oder Schägers, Obermeisters,

Handwerkoöbeisitzers, Handwarkeschrbero,Flurschützen, Holzförsters
14) eines Vormundes

(excl. des Termins,welcher besonders liui-
dirt wird).

15) eines Inländers zum Unterthan
Außerdem ins Waisenhaus
dem Amts= oder Gerichtsdiener

160) eines Ausländers zum Unterthan
für die Genchmigung hierzu von Seiten der

Oberbehörde .
Außerdem ins VWaisenhaus ..

bis



B. für i17) eines Attestats ..
bis

18) eines Reisepasses
19) eines Wanderbuchs

xck. der 20 Fr. für das Wanderbuch selbst
20) einer Aufenthaltskarte bis —
21) eines Heimathscheines -
22) eines Trauscheines ..

davon zum Waisenhaus

23) eines Ein, oder llonmberengsfhri.
24) uce Gewerbscheines . . ..
25)ei 4 i *! HACAM.

An vsans. id.. * in #e einzelnen Fällen
nColleglo beslinun

Hierte in6 n“
bi

26) eines Privilegiums (wird nach der zeitherigen
Observanz liquidirt).

27) einer Concession zum Schnict=oderMaterial.
waatenhandel in Rudolstadt u. Frankenhausen
in Königsee .
in den übrigen Stadten undDorfschaften .
Außerdemchakstnhauo...

28) einer Concession zu FertigungweiblicherAlei
dungsstückk, zum Brauen, Schlachten,
Schwarzbrodbacken, oder Betreibung eines
dergleichen Handels . .

Außerdem insWaisenhaus
29) einer Innung

davon ins Woisenhaus“
Fürftll. Schw. Murolsl. Gesetsammi. VIII.
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Oberherr. Unterherr-

schaft. schaft

30) von Additionalartikeln zu einersolchen .
bavon ins Waisenhaus .

C. flr Revision, Abhör und Justifiration.

31) * Vormundschaftsrechnung, je nach Weit-
lduftigkeit der Sache, escl. der allensalls igen
Diäten 2c. von

bis
DienergebührenAnmerkung. Irdoch mit ##fchigung “ ". e. der Berrind

schallo#en#ng

32) einer Handwerkorechnung, Gemenderann,
exel. der Diaten und Auslagen .

bio
33) einer Rathsrechnung

jedoch bleibt es ricksichuich der Rudolstadtet
und Königseeer Rathorechnung bei den obser-
vanzmäßigen Ansätzen.

34) einer Kirchrechnung nach dem zeieherigen Ge-
rauche.

35) Decreium do lilignndo 1

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und wissentlich frhr,
tem Lirsuen Insieel.So geschehen

Rudolstadt, den 8. Januar 1847.

(L.S.) Friedrich Gänther,
F. 3. S.

——————
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Lclphabetisches Megister.
(Die erst Ziffer bezeichuert den K., die zweste die Postfton.)

Abfindungsvertrag 6, 2.
Abschriften 3, 1.
Abwesenheits-Vormund 3, 8.
Actenspecification 3, 3.
Acten zu instruiren 3,2.

Aciuarius, keffa, eselung 7, 1.Avbditionalartifel7
Adjudicarionsschein °. 2.
Advorat, dessen Bestellung 7, 4. u. 5.
Alimentationsvertrag C,
Altersvongund, Vestelkungoscheim B3, 8.
Amtsadvorat, dessen Bestellung 7, 5.

Angesiellte, kunSportelfreihtit2, 7.
Anzeige 4,Apotheker, un Bestellung 8, 9.
Appellation. Au glertims auf eine 5, 1.Armenrecht2Arzt, dessen 77 7, 7.
Arreslant 4,, 2 u. 3
Atteslat 3, 29. und 7, 17.
Auction 6, 4.
Aufenthaltskarte 7, 20.
Aufhebungeines Leichnams 4, 4.
Auflage 3, 4
Ausfertigung 3, 4 u. 5, 1.
Auspfändung 3, 14.
Auswandemungsschein 7, W##
Auszahlung 3, 26.

Beglaubigung einer Wschi 3, 6.Bellage ud ucla
Berechuung 3, 20.
Bericht 3, 7.
Bescheid 5, 2.
Bescheinigung, Ausferligung auf eine 5, 1.
Beslätigung, gerichtliche, 6, 1.
Bestellungsschein 3, 8.
Boten= und Dienergebühren 3, 9.
Bürgermeister, dessen Bestellung 7, 2.
Bürgschaft 6, 1.
Cammer, deren Sportelfreiheit 1.

Gassation eines Gonhzuse 6, 5.CautionsscheinG
** dossen Vesiellung 7, 8.

GessionCnen 7.— 10.
Commissionsgebühren 3, 11.
Commissoriale 3, 4.
Concession 7, 27.
Conruröcurator 3, 8.
Conrurssequesler 3, 8.
Consense 6, 3.
Conseusschein C, 6.
Decreium de liligunde 7, 35.
Delinquent,, deisen Belestung 4, 5.
Depositengebühren. 6,

Depositenschein 6, 10.
57
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Diafonus, dessen Bestellung 7, 6.
Dispensationsschein 7, 25.
Diötribusonsplan 5, 3.
Edictalcitation 3, 12.
Eheberedung 0, 1.
Esdesformel 3, 13.
Eigenthumöverändrrungen 6, 2.
Einkindschaft 6, 1.

Einwanderungsschein 7, 23.
Emancipation 6, 1.
Ent= und Versiegelung 6, 17.
Erbantrittsschein 6, 1.
Eibpach:wertrag 6, 2.
Erbschaftsver#treter 3, S.
Erbverheflungsvenrag 6, 2
Erbvertrag 6, 2.
Erinnerung 2, 3.
Erkenntnisse 4, 6.
Erecutton 3, 14.
Flscus, dessen Sportelfreiheit 2, 1.
Flurschütz, dessen Bestallung 7, 13.
Forftfrevel 4, 7.
Gemetnde-Alteste, Porsteher 7, 12.
Gemelnverechnung, deren Justificatlon 7, 32.
Geometer, dessen Bestellung 7, 11.
Geringfügige Rechtssachen 5, a. GE.
Gerichtshalter 7, 3.
Gorschtöschöppe, dessen Beslellung 7, 12.
Geschäfte, gerlchtliche 2
Gewerbschein 7, 24
Haugangelegenheit, Fürstl. 2, 1.
HFaussuchung 4, 8.
Fandwerksbessitzer, dessen Beftellung 7, 13.
Handwerkoschreiber 7, 13.

1847.
Handwerksrechnung, beren Justification 7, 32.
Heimathsschein 7, 21.
Hülfögebühren 3, 14
Halaforster., dessen Vesicllung 7, 133.
Hopotbek, verrn Elmragung 6, 11.
Hovochrfenschein 6, 11.
Injuric 4, 9.
Innung 7, 29.
Insert in ein öffemtliches Blatt 3, 4.
Insinnationogebühren 3, 15.
Inwentarium 6, 12.
Invesi##urgebühren 7, 6.
Kaufrontract 0
Kirchen, deren Sportelfreiheit 2, 5.
Kirchrechnung, deren Justification 7, 31.
Klage, Ausfer#igung auf die — 5, 1.
Kostenerlaßsachen 2, 2.
Lanvescasse, deren Sportelfreihelt 2, 1.
Leichnam, Aufhebung eines 4, 4.
Leichnam, Section eines 4, 10.

Leuterung, me iauns auf die 5,Llquddatton 3,Liquibation, deren bhnnenene 5. 4.
Llqusdiren der Gerichtskosten 3, 2.
Marginalatlest 3, 18.
Märser, dessen Bestellung 7, 13.
Mobiliarschenkung 6, 1.
Mortfficationsschein 6, 13.
Notification 3, 4u. 5, 1.
Obenneister, bessen Bestellung 7, 13.
Or##mattonsgebühren 7, 6

Laachtroaten 6, 1.Pfand6Pfarrer, dann Bestellung 7,6
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Prasentation der Schriften 3, 16.
Polizepvergehen, geringe 47 a. C4
Privilegium 7,
Protocoll 3, 26.
Provisor, dessen Bestellung 7, 10.

Publlration der Testamente3,26u.6,16.
Randbeschlüsse 3, 17.
Randzeugniß 3, 18.
Rathsrechnung 7, 33.
Realcitaton 3, 19.
Rechtösache, heringfügige 5, a. C.
Recognttionsschein 3, 20 u. 6, 16.
Regierungöadvocakt, dessenBestellung7,4.
Registratur 3, 21.
Ressepaß 7, 18.
Relallo numili 3, 22.

Rent= und Forssteramtmen,dessen StelfreiheitReseript 3, 1
Resolution 3, 17.

Rundladung 3, 4.
Schenkungen 6, 1 u.2.
Schäher, dessen Vestellung 7, 13.
Schöppengebühren 3, 14.
Schreiben, 3, 21.

Schulen, deren Sportelfreiheit 2, 5.
Schulthriß, dessen Bestellung 7, 12.
Signaturen 3, 17.
Sitzgebuhren 8, 25.
Sporielfrelheit und Sportelpflichtigkelt 2
Stadisyndicus, defsen Beftellung 7, 2
Steckbrief 4, 11. ·

Steuercasse, deren Sponelfrehe 2, 1.

38

Stiftungen, milde, deren Sportelfreiheit2,1.
CSnefe, körpeiliche zu vollsirecken 4, 12.

Sptaaßenbaucasse, deren Sportelfreiheit 2, 11.
Stundungssachen 2, 2
Stupratlonsfall 4, 13.

— 8 6, 15.Syndicat 5,Tauschconnart 5. 2.
Termin 3, 26.
Testament 3, 20 u. 6, 16.
Thierarzt, dessen Bestellung 7, S.
Trauschein 7, 22.
Umlauf 3, 4.
Untersuchungssachen, derenSporellfreiheit 2,4.
Unterthansverpflichtung 7, 15. u. 16.
Urhhelöfrage 5,
Verbot 3, 4.
Vergleich 3, 26.

Dehmung 3, 26.
Vertrage, deren Bestälfgung 6, 1 . 2.
Versiegelung des Nachlasses 6, 17.

eelngeschn,Sportefrahhet 2
Vocation 7,Vollmacht, eenie 6, 18.
Vommud, bessen Bestellung 7, 14.
Vormundschafrsrechnung, veren Jusifta-

non

Wanderbuch 7, 19.
Wegegebühr 3, 27.
JZeugenvernehmung 3, 28.
Zeugenrotul 5. 7
Zeugnisse 3, 29.

Zustanderermund 3, 8.
–
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 Iv. Geset,
die Advocaten-Gebühren-Tarc betreffend, d. J. 8. Jannar 1847.

Wir Friedrich Gänther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarz-
burg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sonderohausen, Leutenberg

und Blunkenburg u. s. w.,

haben Uno in Erwägung, daß die über die Gebühren der Advocaten biöher be-
standenen gesehlichen Bestimmungen den gegenwärtigen Verhältnissen und Aufor-
derungen nicht mehr entsprechen, mit Beirath und Zustimmung Unserer getreuen
Stände zu Erlassung gegemvärtigen Gesetzeo bewogen gefunden und verordnen
daher, wie folgt:

Artikel 1.
Die öffentlich augestellten Advocaten haben für Procuratur= und Advocatur-

Geschäfte von ihren Mandanten und Clienten eine Belohnung nach der diesem
Gesetze beigefügten Taxe zu fordern.

Arttkel 2.

Für solche Handlungen bei Besorgung gerichtlicher Angelegenheiten, für
welche in der beigefügten Tare kein Ansatz enthalten ist; z. B. Führung der
Privatacten, Notiren der Terminsverhandlungen, Eintragung der Verun#s in
die Grschäftskalender, Durthlesung der gegentheiligen Schriften u. s. w. können
die Sachwalter ihren Geidaltgebern nichts in Ansatz bringen.

Artikel 3.

Der Advocat kann seine Deserviten fordern, wenn der Proceß oder ein
Verfahren beendigt, oder das Patrocinium aufgehoben worden ist, und eben so,
wenn der Proceß durch die Schuld seines Clienten liegen bleibt.

Artikel. 4.

Früher hat er kein Rrcht zur Einziehung, namenelich nicht so lange, als
durch seine Schuld der Proreß oder das Verfahren nicht zu Ende gebracht ist.

Artikel 5.

Niemand braucht Advocaten-Gebühren zu bezahlen, welche vom zuständigen
Richter nicht festgesetzt worden sind.



18 TM 35.

Artilelnul
 . Wer gleichtvohl Zahlilng geleistet und dabeiin der Meinung gestanden hat,

daßt er tarordnungsmäßig so viel, als er bezahlt hat, zu erlegen schuldig gewesen
sei, kann die durch die nachfeigenbe richtrüche Ermaßigung abgestrichene Summe
mrückford- tn. 1 .-

’· Artikel I«

Die Ethchung oder aach nur Einforderung von Gebühren nach Ansätzen
über oder außer der Tare, oder über den vom Richter festgesetzten Betragzieht,

außer dev im treffenden. Falle eintretenden Verbindlichkeit zur Zurückzahlung des
vorschistowivrig Erhobenen, Strafe nach sich.

Artikel 8.
Diese richtet si 4 nach der Größe desvorschriftewidrig Erhobenen oder Ein-

geforderten, und bestehtin einem Verweise oderin einer Geldbuße von 5 big 10 Fl.

* 3 Thlr. bis 6 Thlr.### wiederholten-Rückflen tritt Suspension weile gar KRanetien ein.
Artikel v. ·-

Vertrage der Advocaten mit ihren Gewaltgebern uber hohere Gebuhren,
Diten und Reisekosten erfordernzur Klagbarkeit die richterliche Genehmigung,
doch kann das freiwillig Mehrbezahlte nicht mrückgefordert werden.

Artikel 10.
IrderVertrag, wodurch sich ein Advocat von seinem. Gewaltgeber ieineVe

lohnung seiner Bemühungen vor oder wahtend des Rechtsstreites, außer den
taxmäßigen Deserviten, bedingt — namentlich für den Fall des Siego (polmortum)
oder hinsichtlich eines Theils der im Processe befangenen Sache (Juola litis) — ist

nschtig und bereht dgs bereite. Gegebene kunee !
s—-ee E Attitet i. 1# «

Ebenso wenlg sakfer von seinem Etienten . Ecgerbennber ieonsed-
in welcher er ihm dient, aanz oderi guin Theil kaufen oder sonste an sid bringen.!•rnt• ..

1«.L'K««leJ «-’ Artik# 12. J7 .

Uched wieß ———“3* 5= das Ooppelta##des nach. Ari 10. r
i“ Versprochenen odrr Geleisterm zurStrafeandieArmen ri. 1„

in
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Artikel 18.
Dagegen ist es dem Clienten nachgelassen, nach geendigten Processen frei-

willig eine Vergütung über die tarordnungömäßigedem Advocaten zufließen zulassen.
Artikel 11.

Auch kann der Advocat, welcher in eigener Sache einen Proceß führt, die
tarmäßigen Gebühren für seine eigenen Bemühungen in Ansatz bringen, wenn
der Gegner zur Kostenerstattung verurtheilt ist.

Artikel 15.
Ist einer Person, welche das Armenrecht erlangt hat, ein Offirialanwalt

zu bestellen, so hat das Proceßgericht solchen unter denjeneigen Anwälten, welche
am Orte des Gerichtes wohnen, oder in Ermangelung solcher, welche vor dem-
selben zu practiciren pflegen, unter Beibehaltung einer Reihenfolge zu bestimmen.

Artikel 16.
Ein solcher, in einer Civil, oder Criminalsache bestellter Officialanwalt kann

seine Gebühren nur dann fordern, wenn sein Elient zu bessern Umständen gelangt,
oder der Gegner zu deren Erstattung verurkheilt wird. Dabei ist er jedoch mit
allen Auslagen zu verschonen.

Artikel 17.
Wird von einem Anwalte eine Proceßschrift zu den Acten gegeben, nachdem

schon von Seiten der Partheien das eingelegte Rechtsmittel wieder zurückgenommen
oder auch die durch Vergleich oder sonst geschehene Beendigung des Rechtsstreits
bei dem Proceßgericht zur Anzeige gebracht worden ist, so können Gebühren dafür
mu dann in Ansat gebracht werden, wenn er zurZeit der geschehenen Fertigung
dieser Schrift, von jener Zurücknahme oder Beendigung noch keine Kenntniß ge-
habt zu haben, bei eintretendem Zweifel handgebend an Eidesstatt versichert hat.

Artikel 18.
Jede Seite einer zu modertrenden Schrift, die sich außerhalb des ersten Blatts

befindek, muß vollgeschrieben sein, wenn sie bei der Moderation beachtet werden soll.
Ist dies, so gilt sie für einen halben Bogens sonst wird sie nicht berücksichtigt.

Artikel 19.
Die Feststellung der Gebührenrechnungen erfolgt

1) in allen Sachen, welche vor einer Behörde verhandelt werden, von der Be-
hörde, vor welcher die mündliche oderschriftlichrVerhandumg stattgefunden,

2) in allen andern Sarhen, vor demjenigen Gericht, welches für die reche-
liche Verfolgung der Forderung competent ist.
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Artikel 20.

Bei der Prüfung iß Ktets, auch wo die Bogenzahl den Ansatz bestimmt,
der innere Gehalt der Arbeit zu berücksichtigen: dahrc kann, wo die Toxe einen
Spielraum gewährt, gründliche Kürze den höhern Ansatz begründen; aus dem-
selben Grunde ist aber auch jeder Ansatz für eine offenbar unnöthige Arbeit zu
streichen und, bei unnützen Wiederholungen oder zur Sache nicht gehsrigen Weit-
läuftigkeiten, unter den Betrag nach der Bogenzahl herabzusetzen.

Artikel 21.

Gebäühren für Procehhandlungen, welche wegen verschuldeter Versäumniß
des Anwalto nicht zu berücksichtigen sind; ingl. füc frivole Anträge oder Rechts-
mittel sind ganz zu streichen; doch setzt dies stets voraus, daß der Abstrich von den
betr. Gerichte ausdrücklich auogesprochen worden sei.

Artikel 22.
Dagegen darf der Richter auch von Amtswegen sewohl ganz übergangene

Ansätze nachtragen, als auch zu niedrige Ansäbe erhöhen.
Artikel 23.

Die Feststellung der Gebühren von Seiten der Gerichte ist stets von richter-
lichen Personen zu bewirken, jedoch in dem Falle, wo die Liquidationen nicht auf
bie Blattzahlen der Gerichts= oder Privatacten verweisen, so lange, bis diesem
Mangel abgeholfen worden, zu verweigern.

Artikel 2j.
Auf den Grund einer festgestellten Gebühren-Rechnung kann das gewöhn-

liche Hülfsverfahren eingeleitet werden.
Artikel 25.

Gegenwärtiges Gesetz nebst der beigesugten Tare tritt mit dem 1. März
1837 und namentlich die Taxe für die nach diesem Tage vorkommenden Bemä-
hungen und Auslagen der Advocaten in Kraft, und sind von da an alle demselben
entgegenstehenden Gesehe und Observanzen ausgchoben.

Urkundlich haben Wir dieses Geset durch eigenhändige Unterschrift vollzogen
und demselben Unser Fürstlichec Insiegel beidrucken lassen.

So geschehen Rudolstadt, den 8. Januar 1347.

(I. S.) Friedrich Gänther, J. z. S.
JS—

Zürsll. Schw. D##olst. Gesesammlung Vl. 6
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F

A. In Eivilproceß-Sachen.
1) Information zum Proceß durch mündliche Rucksprache, je

3

nachdem eine muhsame Durchsicht von Urkunden, Erkun-
digung nach factischen Umständen, nach Zeugen und andern
Beweiomitteln erforderlich ist, mit Einschluß der decêhalb
innerhalb des Wohnorts zu machenden Wiee

bis

Durchsicht und Lesen öffentl icher Acten,fur jeden Band unter
50 Sol. . .......

von einem Band uber vo Fol. bis
Fur Durchsicht solcher Acten, in welchen der Advocat von

Anfang an selbst gedient hat, hat derselbe nichts in Ansatz
zu bringen.
Fur jeden nothwendigen Brief, wenn solcher nicht bloß auf
die Information in der Sache Bezug hat, in welchem Falle
er unter dieser Rubrik schon mitbegriffen ist
Wenn derselbe umständlich ist und Belehrungen oder Aus.
einandersebungen enthält
Wenn er aus mehreren Bogen besteht, für jeden Bogen.

Anmerkung. Dabei wird jedoch vorausgesetzt, daß die Briefe aus den vorzulegenden Privat—
acten, deren Ginsicht überhaupt vom Gerichte zu jeder Zeit verlangt werden
fann, ihrem ganzen Inhalte nach zu ersehen sind, weil außerdem Gebühren
dafür gar nicht in Ansatz gebracht werden dürfen.

4) Fur Fertigung einer Klage, einer Widerklage, Intervention,
Nullitäts= Provocations-Restitutions-Klage,

m. wenn sie mundlich angebraccht ....

bis

schaft.1Oberherr-
D4TN)

4

36

30

24

18

18

Gebuhrentare fur die LOdvocaten.

— —

schaft.
eEe

e

 SUnterherr
J

9
9

14

#1

10
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b. wenn sie schriftlich angestellt
c. in einer wichtigen Sach.... .

bis
/5. in einer minderwichtigen. . . ...

bie
Hat jedech ein Advocat bei demselben Gericht gleichzeitig wider denselben Be-
klagten oder auch wider verschiedene Beklagte mehrere Klagen angestellt, welche
wegen Gleichartigkeit des Streitgegenstandes oder Klaggrundes ihrem wesentlichen
Inhalte nach mit einander gleichlautend sind, so ist das Giericht zu einer Gr-
mäßigung der Gebühren dafür und zwar je nach der Anzahl dieser Klagen bis
auf : oder auch auf die Hälfte des obigen Ansatzes berechtigt.

5) Für Abwartung eines Vergleichs-Einlassungs-Recognitions-=
Productions-Liquidations-dLicitations= oder eines andern
Termins, mit Ausschluß der Publicationstermine.

n. bei den Oberbehörden
4. in wichtigern Saen
65. in minderwichtigen

b. bei den Unterbehörden
. in wichtigern Saen
5½. in minderwichtiegen

Anmerkung. Wenn in einem Termine die Güte versucht und unter Beihülfe der Advocaten
ein Vergleich, durch welchen der Proceß selbst seine Beendigung fimet, zu
Stande gebracht wird, so ist dem Richter erlaubt, nach Besinden, namentlich
aber nach der Wichtigkeit, Schwierigkeit und dem Stande des Rechtastreite, den
drei-, auch vierfachen Betrag des Ansatzes für einen Termin zuzubilligen.

6) Fur eine Ungehorsamöbeschuldigung

Anmerkung.

bis hochstens
7) Für Präsentationsschreiben zu Klagen, Ungehorsamsbeschul-

digungen, Sätzen und Schriften, mit Ausnahme deren zu
Beweisartikeln.

8) Fur eine vollzogene und extendirte Vollmacht mit Einschluß
des Formuls
Für ein Substitutorin .......

Anmerkung. Bei allen Gerichten des hiesigen Landes sind lünftig in Civilprocessen jeder Art
nur gedruckte Vollmachten mlässig geschriebenc durfen nur bei Verhandlungen
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorkommen.

r— r— l 4 4 2
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9) Fur Sätze und Schriften des rechtlichen Verfahrens, für
jeden vollgeschriebenen Bogen

a. bei wichtigeren Sachen 4 4

b. bei minderwichtiiiegen
bis

Auch hier ist derselbe Grundsatz zur Anwendung zu bringen, der oben in der
Anmerkung zu Nr. 4. wegen der Gleichartigkeit mehrerer Rechtsstreite aufgestellt
worden ist.

10) Fur Abwartung eines Publicationstermines v
11) Beweis= und Bescheinigungs-, Gegenbeweis= und Gegen-

bescheinigungs-Artikel mit Benennung der Beweismittel und
Directorium der Bogen

a. bei wichtigeren Sachen

Anmerkung.

4 " 1 4 x

bis
* - · " ’ # 4

bis
Anmerkung. Dabei sind aber alle unnützen und zwecklosen Artikel, welche blos die Formalien

des angetretenen Be= und Gegenbeweises , die Proceßgeschichte oder andere,
den Beweissätzen nicht gehörige, unerhebliche Umstände betreffen und bloße Volge-
rungen oder Rechtssäße enthalten, nicht zu rechnen.

12) Präsentationsschreiben zu den Beweis= und Bescheinigungs-,
Gegenbeweis= und Gegenbescheinigungs-Artiklelen

13) Fragstücke, insoweit sie gesetzlich für statthaft zu achten find,
flar den Bogen
14) Für Deductionöschriften im Hauptrerfahren, fur jeden Vogen

a. in wichtigeren Sachen.n.. . . . ....

* 4

*r'

b. bei minderwichtiggen

4

b. in minderwichtiiiigen
bis

15) Erinnerungsschreiben, Bitte um Ansetzung eines Termins
oder um Erecution, Fristgesuche, Terminsaufnahme, Anheim-

zll.

 Ocberherr-
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16)

17)

18,)

19)

20)
Anmerkung.

gebungen, bloße Anzeigeschreiben und aähnliche schriftliche Ein-
gaben, welche zwar rechtlich zulässig zu achten, aber weder
einer rechtlichen, noch factischen Begründung bedurfen,

bei der Oberbehörnddeie .
4 bei der Unterbehörde

Für Vorstellungen u. Eingaben, welche techtliche oder T
Begrundung erforderen bis
Wenn sie aus mehreren Bogen bestehen, fur den Bogen
Einwendung und Begrundung (Ausfuhrung) einer Appella—
tion oder eines andern Rechtsmittels, Declarationsgesuch rc.,
fur jeden Bogen

a. in wichtigeren Sachen )
bis

b. in minderwichtiigeen
bis

Beantwortung eines Rechtomittels 2c., für jeden Bogen
n. in wichtigeren Saen

4 4

bis
b. in minderwichtiieien

. bis.

SchriftlichesGutachten,fürjedenBogen......
bis

Mundliches Gutachern . .....

Für blosie mündliche Beantwortungen einfacher Anfragen nach dem Stande
des Processes u. s. w. ist nichts in Ansatz zu bringen. Schriftliche Beantwortung
solcher Anfragen sällt unter die Tare von Briesfen.

21) Für Beiwohnung von Auctionen und andern Verkäufen, ge-
richtlichen Inventarisationen, Besichtigungen und ahnlichen
lange dauernden Geschäften,

auf einen ganzenrg .......
auf einen halben Tag... .. .......

FOberherr= 8schaft.

— 36

 SUnterherr—

36
21

24
48

12
36
48

12
36
18
18

30

— —

schaft.
7—!4!“-

—

 —.

10

14

10

18
20

L

14

18
20

10

14
14
18
9



12 184

22) Rein= und Abschriften für jeden Bogen
bis

23) In Ansehung der Reise= und Zehrungskosten behält es bei
den in der Verordnung vom 30. Januar 1836 F. 4. enthal-
tenen Bestimmungen, wonach dieselben

.n. in der Oberherrschaft

. bei Terminen, welche admittirte Advocaten vom Lande
hier bei Furstl. Regierung und Fürstl. Consistorio,
oder hiesige Advocaten bei den Aemtern in den Pro-
vinzial-Sädten
von und nach Oberweißbacchs
von und nach Leutenberraaaaa
von und nach Königsee
von und nach Stadtiiilllllliiel
von und nach Paulinzelleeaa
von und nach Konissss
von und nach Blankenburg. . . . . ..

*. bei Terminen, welche hiesige Advocaten bei den aus-
wärtigen Patrimonialgerichten, oder die Advocaten
vom Lande bei den Justizamtern in den Provinzial-
städten und den Patrimonialgerichten abwarten, im
Allgemeinen

ma. bei einer Entfernung des Gerichts vom Wohn-
orte des Advocaten innerhalb und bis zwei
Wegstunden, für jede Studen

bb. bei einer Entfernung über zwei Wegstunden,
für jede Stunde el

b. in der Unterherrschaft nach Straußberg ...-...
nachSchlothetm..... .....

Oberherr= schaft.
1

3
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nach Rottleben *
überhaupt aber, wo nichtsbestimmt st, fürjede Wegstunde

#etragen, sein Bewenden.
Ebenso hat es bei demjenigen, was §. 6. und 7. der ge-

dachten Verordnung bestimmt ist, daß nämlich
n. dann, wenn ein Advocat an einem und demselben Tage

mehrere Termine in einem von seinem Wohnorte ent-
fernten Gerichte abzuwarten hat, demselben der Be-
trag der Reise= und Zehrungskosten für einen und
einen halben Termin zugestanden und diese Summe
auf sämmtliche Termine repartirt werden;

b. dann, wenn der Advocat
c. mehr als einen Tag in loco judici# seines Ge-

schäfts halber bleiben muß, er auf zwei Tage die
vollen Reisekosten erhaltenz wenn er hingegen

6. mehr als zwei Tage bleibt, derselbe, wenn er
seine Transportmittel bei sich behält, für jeden
Zwischentag zwischen der Hin= und Herreise nur
die Hälfte der Reisekosten; wenn er aber seine
Transportmittel nicht bei sich behält, bloß die
Hin= und Herreise, also den Betrag der vollen
Reisekosten auf zwei Tage in Ansatz bringen soll,

lediglich sein Verbleiben.
Dagegen wird hiermit in Betreff der §. 5. der angezogenen

Verordnung enthaltenen Bestimmung theils bestätigend, theils
aber auch abändernd verordnet:

n. daß in allen geringfügigen Proceßsachen, deren Object
also den Werth von 30 Thlr. preuß. Cour. — 52 Fl.
30 Kr. nicht erreicht, dem Elienten zwar zu gestatten,
sich eines Advocaten aus einem andern Amte zu be-

———...———"r..—
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dienen, derselbe jedoch die diesfallsigen Reisekosten
selbst zu tragen und deren Erstattung ausnahmsweise
von seinem Gegner nur dann verlangen kann, wenn
sich im Orte des Gerichts gar kein Advocat befindet,
oder ihm doch die Annahme eines solchen aus einem
besondern Grunde, z. B. wegen Verwandtschaft
mit dem Gegentheile, nicht zugemuthet werden kann;

b. daß in wichtigen und minderwichtigen Proceßsachen
der Partei die Wahl ihres Rechtöbeistandes aus andern
Aemtern, als dem ihres Wohnorts, zwar ebenfalls
nachzulassen, jedoch dieselben von dem Gegner, wenn
der Wohnort des Advocaten a loco jodici#l uber sechs
Stunden entfernt ist, nur die auf 6 Stunden be-
tragenden Reisekosten erstattet zu verlangen berechtigt,
den Mehrbetrag aber jedenfalls selbst zu tragen ver-
bunden ist.

In Ansehung der in der Unterherrschaft wohnenden und
bei Fürstl. Regierung oder Fürstl. Consistorium practiciren-
den Advocaten behält es bei der in der landeêherrlichen
Verordnung vom 27. September 1819 K. 3. enthaltenen Be-
stimmung sein Bewenden, wonach dieselben zu Abwartung
der Termine einen Anwalt am Orte des Gerichts zu bevoll-
mächtigen und Reisekosten von ihren Constituenten nur in
dem Falle, wenn ihnen die Reise durch ein Special-Mandat
aufgetragen worden, von dem Gegentheile aber deren Er-
stattung in keinem Falle zu verlangen haben.

Dabei wird jedoch Folgendes noch besonders festgesetzt:
u. In keiner Art von Rechtssachen und von keinem Theile

können Reise= und Zehrungskosten gefordert werden, insofern
es sich bloß um Abwartung eines Publicationstermins handelt.

a r
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. Bedient sich Jemand mit besonderer Genehmigung der
uslenih Behörde eines ausländischen Advocaten, so brau-
chen die Reise= und Zehrungskosten von dem Gegner nicht er-
stattet zu werden, selbst dann nicht, wenn an dem Orte des
Gerichts keine oder nicht genug Advocaten wohnen.

c. Im Fall ein Advocat bei einem auswärtigen Gerichte
einen Termin nicht selbst, sondern durch einen in seinem
Wohnorte oder doch nicht im Orte des Gärichts wohneuden
Advocaten abwartet, so dürfen, wenn dieser letzteredie dies-
fallsige Reise bloß wegen Abwartung dieses Termins unter-
nimmt, allerdings die gewöhnlichen Reisekosten in Ansatz ge-
bracht werden, wogegen, wennderselbedabei auch noch eigene
Geschäfte zu besorgen hat, wegen des im Auftrage eines
Andern abzuwartenden Termins nur die Termins-, keines-
wegs aber auch Meisekosten passiren.

d. Wenn ein Advocat bei einem auswärtigen Gerichte mit
Genehmigung der zuständigen Behörde, ohne solche jedoch vor
seinem Erscheinen besonders ausgewirkt zu haben, einen Ter-
min nicht zu dem hierzu bestimmten Tage, sondern vorher
oder auch nachher abwartet, so sind ihm bloß die Gebühren
für den Termin, nicht aber auch Reisekosten zu verwilligen.
Bei allen und jeden Proceßschriften, besonders aber bei denen,
wo die Feststellung der dafür verdienten Gebühren, unter Be-
rücksichtigung des innern Gehaltes, nach der Bogenzahl ge-
schieht, ist ein gehöriges Schreibmaas zu beobachten, der-
gestalt, daß jede Seite wenigstens zwanzig Zeilen, und jede
Zeile zwolf Sylben enthalten muß; außerdem unterliegen
nicht nur die Rein= und Abschriften, sondern auch die Deser-
viten selbst einer Ermäßigung und zwar nach Befinden sogar
unter den niedrigsten der dieserhalb bestimmten Ansätze.

Fürstl. Schw. Rudolstädt. Gesetzsamml. VIll.

——

 Oberherr- dschaft.
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25) Bei solchen Civilproceßsachen, wo das Object die Summe
von 1000 Thlr. pr. Cour. — 1750 Fl. ubersteigt, kann der
Ansatz um ##tel der sub. A. erwähnten Taren erhöht werden.

26) Dagegen behält es im Betreff der Gebühren der Advocaten
in geringfügigen Rechtssachen bei dem Gesetze vom 26. August
1810 überall sein Bewenden.

B. In Eriminal-Sachen.
27) Für einen Vorstand zur Uebertragung der Vertheidigung
28) Fur Actendurchlesung wie sub. 2.
29) Für erste Besprechung mit dem Ingquisiten, wenn derselbe

verhaftet ist, incl, des Gangs in das Gefängniß.
30) Fur Defensionsschrift, für jeden Bogen

a. in wichtigen und verwickelten Sachen
bis

b. in minderwichtiiien.
bis

31) Fur andere Vorstellungen, Anträge und Gesuche, Termine 2c.
gelten analog die Bestimmungen der Texe für Civilproceß=
oder Administrativ-Sachen.

C. Bei Gegenständen der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit, bei Verwaltungssachen

und sonstigen Angelegenheiten.
32) Für Abfassung der Urkunden jeder Art, als Kauf-, Tausch-,

Pacht-, Mieth-, Alimentations-oder Leibrenten-Contracte,
Ehestiftungen, Entschichtigungen, Cessionen, Fideicommissen,
Loosbriefe, Obligationen, Erbrecesse, Rechnungen, Neverse,
Schenkungen unter den Lebendigen oder auf den Todeefall,

schaft. schaft.Oberherr-
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33)

34)
35)

Verlassenschafts= oder andere Specificationen, Testamente,
Codicille, Vergleiche, Verzichte und Verträge jeder Art

bis
auch bis.

Insofern jedoch die Aufnahme der Urkunde mühsam ge-
wesen und letztere ungewöhnlich stark sein sollte, so ist dem
Nichter erlaubt, auch einen höhern Ansatz, das Doppelte,
ja wohl gar das Dreifache passiren zu lassen.

In ganz besondern Fällen, wo die Ausarbeitung einer
Urkunde außerordentlich weitläufig, mühsam und mit großem
Zeitverluste verbunden ist, z. B. bei Kauf= oder Pachtcon-
tracten über bedeutende Rittergüter, Testamenten, Fideicom-=
missen u. dgl., kann, mit Rücksicht auf die Wichtigkeit des
Gegenstandes und der gehabten Mühe, auch allenfalls der
Bogenzahl, noch ein Mehreres und mit Einschluß der dabei
gehabten umständlichen Information 17 Fl. 30 Tr. bis 26 Fl.

15 Xr. = 10 bis 15 Thlr.
in Ansatz gebracht werden.
Für eine Quittung oder Necepisse

Die Bescheinigung des Empfangs eigener F orderung bleibt
außer Ansatz.
Liquidationen der Advocaten, fur den Bogen.
Rechnungen zu prufen und Erinnerungen zu stellen, fur jeden
Bogen Erinnerungen 4 i

bis
Anmerkung. Dabei sind jedoch alle unnützen oder zum Verschleife der Sache abzweckenden

36)
Monita zu vermeiden.

Zahlgebuhren, fur Empfangnahme des Geldes zusammen,
wenn das Geld im Ganzen oder doch in größern Summen be-
zahlt worden, ein halb Procent einschließlich der nöthigen Ver-
packung; ist das Geld im Einzelnen erhoben oder ausbezahlt
worden, ein Procent.

schaft. Oberherr- ———

—*

—

12

32

18

A

E

schaft.

 de
l

SUnterher S
—

9

11
18



48

39

38)

39)

40)

Aumerkung.

41)

12)

1 8 4 7.

Gebühren für, in dazu besonders erhaltenem Auftrage, unter-
nommene und gelungene Verhandlungen bei Rechtegeschäften
für alle dabei vorkommenden Bemühungen zusammen1Procent
vom Geldwerthe des Gegenstandes, wenn solcher die Summe
von 500 Thlr. pr. Cour. — 875 Fl. nicht übersteigt; dagegen
wenn dieselbe sich höher belauft, nur ein halb Procent für jedes
weitere Oundert. Wo der Geldwerth sich nicht erkennen läßt,
tritt obrigkeitliches Erkenntniß ein. · -

Vorstellungen und Gesuche in Administrativ- und nicht strei—
tigen Rechtösachen, wie Beleihungs-, Concessions-, Condo-
nations-, Diopensations-, Majorennitäts-Ertheilungs-,
Moratorien-, Legitimations-, Einzunftungs-Gesuchelteößbsi
wenn sie aus mehreren Bogen bestehen, für jeden Bogen
Beleihungstermine vor dem Lehnoo . . . ....

An Botenlöhnen von Sendungen, die durch die Post besorgt
werden können, und an Orte, wohin Botengelegenheit ist,
darf bloß der Postgelderverlag, resp. der gewöhnliche Boten-
lohn angesetzt werdenz in allen andern Fällen hingegen, be-
sonders wo die Dringlichkeit der Sache besondere Lohnboten
erfordert, passirt der diesfallsige nothwendige Verlag, wel-
cher, insofern er nicht schon nach den üblichen Preisen sich be-
urtheilen läßt, zu bescheinigen ist.

Wird der Advocat überführt, das er an Botenlohne mehr ligquidirt, als er
wirllich ausgegeben hat, so verfällt er in eine Strase von 2 Thlr — 3 Fl. 30 Kr.

Für Wege innerhalb des Wohnorts zur Vornahme von Hand-
lungen, welche schon mit einem Ansatze versehen sind, z. B.
zu Abhalten der Termine, zur Actendurchsicht, zur Informa-
tion 2c. ist nichts besonders zu berechnen, fur andere anf beson-
deres Verlangen des Gerichts oder des Elienten im Wohnorte
gemachten RVleggggge,;;
Neben den Gebühren fur ein Geschäft ist nicht auch noch wegen
Versäumniß an andern Geschäften etwas anzusetzen.

“
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Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Hrittes Stück vom Jahr 1847.

 V. Bek###machung
der Fürstlichen Regierung vom 1. Februar 1847 in Betreff der Statuten

einer für die Fabrikarbeiter zu Scheiba errichteten Krankemrasse.

Nachdem bei der, unterm 1. dieses Monats von Fürstl. Regierung erfolg-
ten Confirmation der Statuten einer Krankencasse für die Fabrikarbeiter zu
Scheiba dieser Anstalt die Rechte einer milden Stiftung von Serenissimo
gnadigst verliehen worden sind, und zugleich die im §. II. sub Nr. 14. enthaltene
Ayordnung, wornach das darin erwähnte Kranken und resp. Begräbnißgeld,
als lediglich zu Unterstützung der kranken Arbeiter, sowie zu Bestreitung der
Begräbnißkosten bestimmt, wegen anderer Forderungen nicht in Anspruch ge-
nommen noch auch mit Arrest belegt werden darf, die höchste Genehmigung
erhalten hat; so wird solches zur allgemeinen Nachachtung hierdurch bekannt
gemacht.

Rudolstadt, den 1. Februar 16#7.

Järstl. Schwarzb. Regierung.
v. R öder.

Berninger.

Färftl. Schw. M##dolst. Gesetsammlung VIII. 8
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A VI. Verordnung
der Fürstl. Regierung, die Ausdehnung mehrerer für die Chaussecn bercits

bestehenden straßenpolizeilichen Bestimmungen auf dle Communicationswege
und die nicht bereits im Chausscezuge liegenden Wege und Gassen

in den Ortschaften der Fürstl. Oberherrschaft betreffend,
vom 4. Februar 1847.

Nachdem mit höchster Genehmigung Seyissimkt resolvirt worden, daß
die straßenpolizeilichen Bestimmungen, welche in der das Chausseewesen betrek-
senden höchsten Berordnung vom 22. April 1810 im Abschnitt III. unter den Num-
mern 6. 7 und 12 enthalten sind und wornach angeordnet wird, daß

1) Wagen, welche sich begegnen, nach der rechten Seite hin halb ausweichen
müssen, und von zwei Wagen, die sich einholen, der vordere nach einem
durch Klatschen, Zuruf oder sonst erfolgten Zeichen sogleich nach der linken
Seite seweit auszubiegen hat, daß der nachfolgende Wagen zur rechten
Seite mit halber Spur vorbeifahren kann,

2) Jedermann den Posten, auf den Stoß ins Posthorn, ausweichen muß, und
3) der Weg nicht durch Anhalten oder auf irgend eine andere Weise gesperrt,

Gepäck oder ein anderer Gegenstand nicht darauf niedergelegt, abgewerfen
werden und liegen bleiben, auch kein Fuhrmann sich weiter als5Schritte
von seinem Geschirr entfernen darf, ohne die Pferde abzusträngen und fest-
zubinden, welches Alles auch von den Bräcken gllt, auf welchen überdies
nicht schnell gefahren werden darf,

künftighin unter Festhaltung der in der schon angezegenen Verordnung dafür an-
gedrohten Strafen, welche in den vorskehend sub Nr. 1 und 3 genannten Fällen
in 1 Fl. 15 Kr., in dem Falle sub Nr. 2 aber in 7 Fl. bestehen, auch auf alle
Vicinal= und Communications-Wege, sewie auf die, nicht schon im Chausseczuge
liegenden Wege und Gassen in den Ortschaften der Fürstl. Oberherrschaft ausge,
dehnt werden und darauf, insoweitrödieBreiteder Wege gestattet, Anwendung
leiden sellenz so wird solches mie dem Beifügen, daß die hiernach erkannt werdenden
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und eingehenden Geldbußen, nach Abzug des Denuncianten = Antheils, den be-
treffenden Ortsarmencassen zu gute kommen sollen, nachachtlich andurch bekannt
gemacht.

Rudolstadt, den 4. Febr. 1847.

Fürstl. Schwarzb. Reglerung.
v. Röder.

Berninger.

 VII. Verordnung
des Fürstl. Steuercolleglum, die gegen mißbräuchliche Verwendung des zur

Nehsüttem unasnt gewerblichen Zwecken zu ermäßigten Preisen verabfolgt
denden Sche getroffenen Maaßregeln betreffend,. 11. Zebruar 1847.

In Gemaßheit derVereinbarungen, welche bei der im vorigen Jahre zu Er-
furt stattgehabten Conferenz unter den Regierungen der zum Thüringischen Zoll-
und Handelsvereine gehörigen Staaten getroffen worden sind, wird zu Folge des
dazu erhaltenen höchsten Auftrags für die Oberherrschaft des Fürstenthums hiermit
verordnet wie folgt: 1

K. 1.

Wer das zu ermäßigten Preisen ihm zugestandene Salz ganz oder theilweise
an Andere überläßt, oder zu andern, als den bestimmten Zwecken verwendet, hat
nicht nur die an den geseblichen Preisen ihm erlassene Summe zur Fürstl. bandes-
casse nachzuzahlen, sondern auch, als Strafe der mißbraduchlichen Verwendung,
den zehnfachen Betrag des nachzuzahlenden Preises, und Falls derselbe unter
17 Fl. 30 Kr. beträgt oder eine bestimmte Summe überhaupt nicht zu ermitteln
ist, mindestens 17 Fl. 30 Xr. bis 87 Fl. 30 Kr. zu entrichten.
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Sowohl der Betrag der Preis--Differenz, als die Strafe sind von Demje-

nigen einzuziehen, der da# Salz zum ermäßigten Preise begehrt und empfangen
hat, ohne Rücksicht, ob der Mißbranch durch ihn selbst oder durch Andere und ob
er mit seiner Zustimmung oder ohne sein Vorwissen verübt ist.

S. 2.

Außerdem gehen die Contravenienten derBegünstigung, Salz zu ermaßigten
Preisen zu erhalten, für immer verlustig, welcheo auch dann Statt findet, wenn
zwar dem Empfänger des Salzes ein von ihm selbst verübter Mißbrauch nicht zu
erweisen ist, der Fall eines Unterschleiss mit dem ihm bewilligten Salze durch an-
dere Personen aber zum zweiten Male eintritt.

#§#3.
Wer in den zur Erlangung von Viehsalz vorgeschriebenen Anmeldungen seinen

Viehstand unrichtig angiebt, hat eine Geldbuße von 17 Fl. 30 Kr. bis 87Fl. 30 Kr.
verwirkt, und wenn eo absichtlich oder im Rückfalle geschieht, auf die Begünsti=
gung fernerhin keinen Anspruch.

8. 4.
Wer die bei Ueberlassung von wohlfeilerem Salze zu gewerblichen Zwecken

festgesetzten Bedingungen vollstandig und punktlich zu erfullen unterlaßt, hat, ab-
gesehen von der ihn etwa treffenden Strafe, zu gewartigen, daß ihm die Begunsti-
gung des wohlfeileren Salzbezugs zeitweise, und nach vorhergegangener zweima-
liger Bestrafung und Verwarnung fur immer entzogen werde.

S. 5.
Wegen des Strafverfahrens wider die Uebertreter dieser Verordnung kommen

die in §. 14. des Geseczes, die Versorgung des Fürstenthums mit Salz und die
Controle des Salzverbraucho betreffend, vom 10. Februar 1834, so wie auch die
inder bezüglichen nachtradglichen höchsten Verordnung vom 11. Mai 1838 enthal.
tenen Bestimmungen zur Anwendung.

Rudolstadt, den 11. Februar 1847.

Fürstl. Schwargb. Steuer-Collegium.
v. Roder.

A. Koch.
 — —
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M VIII. Verorb#n#ung
der Fürstl. Negierug, das Absträngen und Anbinden des Zugviehes bei

Entfernung der Wagenlenker von ihren Geschirren und die Bestrafung
dieUfallsigerContraventiondfälle betreffend, vom 18. Febr. 1847.

Im erhaltenen höchsten Auftrage wird andurch nachachtlich bekannt gemacht,
daß die straßenpolizeiliche Bestimmung, wornach sich kein Fuhrmann weiter als
fünf Schritte von seinem Fuhrwerke entfernen darf, ohne das Zugvieh abzusträn-
gen und anzubinden, auch künftighin nicht blos auf die mit Pferden, sondern auch
auf die mit Ochsen und Kühen bespannten Fuhrwerke Anwendung leiden soll, vor-
kommende Contraventioofälle jedoch, dieselben mögen nun auf Chausseen, Com-
municationswegen, oder in den Wegen und Gassen derOrtschaften sich ereignen,
bei einer Bespannung mit Ochsen oder Kühen in Zukunft blos mit einer Geldbuße
bon 527 Kr. zu belegen, während bei einer Bespannung von Pferden die bereits
festgesetzte Geldstrafe von 1 Fl. 45 Kr. nach wie vor eintritt.

Rudolstadt, den 18. Februar 1847.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Röder.

Berninger.

 K. Berordnung
der Fürstlichen Regierung wegen der, der Kinderbewahranstalt zu

Frankenhausen beigelegten, Rechte einer milden Stiftung,
d.d.22.Februar 1847.

Nachdem Sen Erissimness geruht haben, der zu Frankenhaufen errich-
teten Kinderbewahranstalt die Rechte einer milden Stiftung beizulegen, so wird
solches andurch bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 2z. Februar 1847.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Röder.

Berninger.
———



M X. Gesetz,
eine Abänderung des §. 44 des Branntweinsteuergesetzes vom

21. Derember 1888. betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu
Schwarzburg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sonderöhausen,

Leutenberg und Blankenburg u. s. w.

verordnen hiermit in Gemäßheit einer unter den Regierungen des Thüringischen
Zoll= und Handelsvereins getroffenen Vereinbarung, daß bei dem Verfahren
wegen Untersuchung und Bestrafung der Uebertretungen des Gesetzes über die
Besteuerung der Branntweinfabrikation vom 21. December 1833 anstatt der
Vorschriften des älteren Zollgesetzes von demselben Tage §. 91 bis 108 und
113 bis 120, künftig die Bestimmungen in den §. 32 bis 50 und 55 bis 60des
unter'm 1. Mai 1838 erlassenen Zollstrafgesetzes in Anwendung kommen sollen.

Urkundlich haben Wir dieses Gese, welches vom 1. October d. J. ab
an die Stelle des §. 44 des Branntweinsteuergesetzes vom 21. December 1888
und bezüglich des Patentes vom 1. Mai 1838, die fernere Gültigkeit des Zoll-
gesetzes vom 21. December 1833 betreffend, treten soll, eigenhandig unterschrie-
ben und mit Unserem Fürstl. Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen

Rudolstadt, den 1. October 1816.

(L. S.) Friedrich Gänther, §.3..
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X XI. Ber####tmachung.
H#eren#ssimess haben Sich gnädigst bewogen gefunden, den Groß,

herzoglich Sachsen-Weimarischen Consul Herrn SANSON CAIILAMANN in
bondon auch zum diesseitigen Consul der Königl. Großbriktannischen Haupt-
und Residenzstadt London zu ernennen.

Rudolstadt, den 5. März 1847.

Färstl. Schwarzb. Geheime-Raths-Collegium.
Witbleben.





Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Viertes Slück vom Jahr 1847.

&amp; XlII. Bekanntmachung

des Bundestags-Beschlusses wegen Verbots und Schwiu communistischer
Vereine, vom 4. April 18

Nachdem von der hohen deutschen Bundesversammlung in ihrer am C. Au-
gust v. J. gehaltenen Sitzung beschlossen worden:

daß communistische Vereine als unter die Bestimmungen des §. 2. der Be-
schlüsse vom 5. July 1832 ausdrücklich zu subsumiren angesehen werden,
wobei sich von selbst verstehe, daß die Urheber, Haupter und Theilnehmer
solcher Vereine, soweit dieselben hochverrätherische Zwecke verfolgen, in allen
Bundesstaaten die Strafe des Hochverraths nach Maßgabe der bestehenden
Landeögesehe, zu gewärtigen haben sollen,

so wird dieser Beschluß auf höchsten Befehl Serenissimi andurch zur Nachach-
tung in den hiesigen Fürstlichen Landen bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 4. April 1847.

Fürstl. Schwarzburg. Regierung.
v. Röder.

Berninger.

Furstl. Schw. Mudolst. Gesetzlamn#. Vlll. 9
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 XIII. Vetaunntmachung
des Fürstl. Geheimen-Rathö-Collegium vom 12. April 1847 bezüglich
des Uebereinkommens zwischen dem Zollvercine und dem Königreiche Bel-

gien wegen der Gewerbestcuer der Handelsreisenden.

Nachdem die Regierungen des deutschen Zoll= und Handels-Vereins mit der
Königl. Belgischen Regierung, zur Ausführung des zweiten Absatzes des Art. 16.
des Vertrags vom 1. September 1814 (Gesetz-Sammlung vom Jahre 1845
S. 82.), über nachstehende Maßregeln übereingekommen sind:

Art. 1.

Fabrikanten und Kaufleute, sowie deren Handelsreisende aus einem der
kontrahirenden Staaten, welche in ihrem Heimathlande in einer dieser Ei-
genschaften die Gewerbesteuer bezahlt oder bei der competenten Behörde zu
diesem Zwecke ihre Anmeldung abgegeben haben, können, ohne im andern
Staate irgend einer Gewerbesteuer unterworfen zu werden, daselbst

1) für die Bedürfnisse ihres Gewerbszweiges Ankdufe machen und
2) mit oder ohne Waarenmuster Bestellungen aufsuchen, ohne jedoch Waa-

ren mit sich führen zu dürfen.

Art. 2.
Zum Beweise, daß das Recht, den einen oder den andern der vorgedachten

Gewerbszweige zu betreiben, erworben sey, soll
1) bezüglich der Unterthanen des Zollvereins die Vorzeigung eines für

das laufende Jahr gültigen Legitimations= Scheins, sowie
5) bezüglich der Belgischen Unterthanen die Vorzeigung eines für das lau-

fende Jahr gültigen Patent-Certificats nach dem beigefügten Muster
A. angesehen werden.
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Art. 3.

Die im Artikel 2 gedachten Urkunden werdendie Person-Beschreibung und
Namensunterschrift des Inhabers enthalten und mit dem Stempel oder Sie-
gel derjenigen kompetenten Behörde, welche sie ausgefertigt hat, versehen
werden.

Art. 4.

Gegen Vorzeigung einer in vorgedachter Form ausgestellten Urkunde für
das laufende Jahr soll den Unterthanen des einen Staates, welche daselbst
eins oder mehre der im Artikel 1 Absatz 1 erwähnten Gewerbe ausüben und
welche im andern Staate die in den Nr. 1. und 2. des gedachten Artikels be-
zeichneten Handelögeschafte betreiben wollen, hier, nachdem ihre Identität
anerkannt seyn wird, von der kompetenten Behörde und zwar im Fürsten-
thume ein Gewerbeschein und in Belgien ein Patenc, ohne irgend eine Abgabe
oder Gebühr ausgefertigt werden.

Art. 5.
Die Inhaber eines gemäß vorstehendem Artikel ausgefertigten Gewerbe-

scheines (Patentes) sind gehalten, denselben vorzuzeigen, so oft sie dazu von
den kompetenten Behörden oder Beamten werden aufgefordert werden;

so wird dieses zur Nachricht und Nachachtung mit dem Bemerken bekannt gemacht,
1) daß von der Begünstigung im Artikel 1. diejenigen Handelsreisenden des Kö-

nigreichs Belgien ausgeschlossen sind, welche Commmissionen oder Bestellun-
gen für Rechnung von Handelshäusern eines dritten Landes aufsuchen.

2) daß es bei den Bestimmungen der Verordnung vom 25. September 1844,
das Aufkaufen von Waaren oder das Suchen von Bestellungen im Umher-
ziehen betreffend, auch hinsichtlich Belgischer Handelsreisender unverändert
bewendet und

3) dah die Patent-Certificate (Ark. 2. Ziff. 2.) in Belgien von den Einneh-
mern der directen Steuern, die Legitimationen zum freien Gewerbebetriebe
(Art. 4.) dagegen von den Ortöbürgermeistern daselbst ausgestellt werden.

Rudolstadt, den 12. April 1847.

Fürstl. Schwarzburg. Geh. Raths-Collegium.
gez. Witzleben.
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A.

Royaume de Belgique.
Province d
Commune d

Certincat de patente.

Valable pour l’annéec mil huit cem quarantt . . ..

Le Receveur des Contributions directes, etc. au burcau de
Certilie duc lc sicur N. ... demeuran

est imposé sous le No. au role des patentes de la com-
mune de ... ou a sait sa declaration de patente1auxlius de pou-

voir exercer pendant I’année courante, la profession de

n son propre nom“ ou sous la raison sociale d ...
Le présent certilicat à été déelivré nu dil sieur M. pour obtemr.

gralis la patente nccessaire dans les Etats du Zoll-Verein, ensuite
des mesures arrétées de Commun accord pour I’exécution du 20 alinca
de Tarticke 16 du (raité de Commerce et de Navigation conclu entre
Ia Belgique et ces Etats le 17 Tire 1844.

Fait33... 4384

(Sceau) Le Heccveur

Signalement et Signature du patemé

(1) Blller, selon lo cas, T’unc des deor formules.
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 XIV. Verordunug
vom 80. April 1847, den Erlaß des Eingangszolles von Reis in der

Fürstl. Oberherrschaft betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürrst zu Schwarz-
burg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg

und Blankenburgu.s. w.,
verordnen hiermit aus Anlaß der jetzt bestehenden hohen Getreidepreise, auf
dem Grunde einer unter den Regierungen des Zoll-Vereines bestehenden Ver-
einbarung:

daß von Reis, welcher von jetzt an bis und mit dem 30. September
d. J. aus dem Vereinsauslande nach der Oberherrschaft Unseres Fürsten-
thums eingeführt wird, der Eingangszoll gänzlich erlassen werden soll.

Diejenigen, welche Reis aus dem Vereinsauslande nach der Ober-
herrschaft des Fürstenthums etwa beziehen oder einzuführen beabsichtigen,
haben vorgängige Anzeige davon, bei der dem Bestimmungö-Orte nächst-
gelegenen Steuerhebestelle zu machen und von dieser über die Bedingungen
für den Genuß der Zollfreiheit weitere Eröffnung zu gewartigen.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und mit
Unserem Fürstl. Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen
Rudolstadt, den 30. April 1877.

(L. S.) Friedrich Gänther,
F. z. S.





Geletzlammlung
fur das FurstenthumSchwarzburg-Rudolstadt.

Eünktes Stück vom Jahr 1847.

——. Eseses"t'““

 XV. Verord##ung,
das Verbot der Kartoffel-Ausfuhr betreffend, d. d. 7. Mai 1847.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarz-
burg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg

und Blankenburgu. s. w.
verordnen hiermit, daß bis zum 1sten Novemter d. J. die Ausfuhr von Kartof-
feln nach anderen, als den zum Zollvereine gehörenden Ländern bei Vermei-
dung der, im §. 1. des Gesetzes wegen Untersuchung und Bestrafung der Zoll-
vergehen vom 1 sten Mai 1838 angedrohten, Strafen nicht Statt finden darf.

Urkundlich ist diese Verordnung von Uns eigenhändig vollzogen und mit
Unserem Fürstl. Insiegel bedruckt worden.

So geschehen,
Rudolstadt, den 7. Mai 1847.

(L. S.) Fr. Gäuther,
F. z. S.

Fürftll. Schw. Rurolst. Geseysamml. VIII. 10
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M XVI. BVerordnung,
betreffend das Verbot des Branntweinbrennens aus Kartoffeln, Getralde und
anderen mehligen Stoffen im Umfange des Fürstenthums, vom 7. Mal 1847.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarz-
burg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sonderöhausen, Leutenberg

und Blankenburg u. s. w.,

thun hiermit kund und zu wissen:

Um bei dem sich kundgebenden Nothstande einem Mangel der ersten Lebensbe-
dürfnisse und einer noch weiter steigenden Theuerung derselben vorzubeugen, ver-
ordnen wir im Einverständniß mit den betreffenden zum Gesammt-Zoll. Verein
verbundenen Regierungen wie foelgt:

Von der Publikation dieser Verordnung an wird die Verwendung von
Kartoffeln, Getraide aller Art und anderen mehligen Stoffen zur Bereitung
von Branntwein in Unserm Fürstenthume bis zum 15. August c. dergestalt
untersagt, daß von obenbemerktem Zeitpunkte an nur noch die alsdann schon
bereitete Maische destillirt werden darf.

Die betreffenden Behörden und Unterthanen haben sich hiernach in aller
Maaße gebührend zu achten.

So geschehen

Rudolstadt, den 7. Mai 1877.

(L. S.) Frliebrich Günther,
F. z. S.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Sechotes Slck vom Jahr 1847.

M XVII. BVerordnung,

die Erhebung der —— von Tabaksstengeln betreffend,
. Mai 1847.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarz-

buts/ Graf zu Hohnstein, Heir zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg
und Blankenburg u. s. w.

verordnen, um entstandene Zweifel zu entscheiden, in Uebereinstimmung mit den
an der Uebergangssteuer von Tabak Theil nehmenden Vereinsstaaten, nach-
träglich zu dem Gesetze vom 1. Decbr. 1841, die Erhebung von Uebergangs-=
abgaben betreffend, (Geseh= Sammlung vom Jahre 1841 S. 155), und nach-
traglich zu dem Gesetze vom 31. October 1845 Gesetz-Sammlung vom Jahre
1845 S. 94) wie folgt:

Die Uebergangsabgabe, welche mit 1 Fl. 10 Kr. =20sgl. vom Preuß.
Centner von Tabaköblattern und Fabrikaten bei dem Ueberhange aus anderen
Vereinsstaaten, mit Ausnahme von Preußen, Sachsen,Kurhessen, den zum
Thüringischen Vereine gehörigen Staaten und Braunschweig in das Fürsten-
thum erhoben wird, ist auch von Tabaks-Stengeln zu entrichten.

Urkundlich unter Unserem Fürstl. Insiegel und Unserer eigenhändigen Un-
terschrift.

So geschehen
Rudolstadt, den 4. Mai 1847.

(L. S.) Fr. Günther,
F. z. S.

Fürfll. Schw. Muvolst. Gesesamm#. Vll. 11
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 XVIII. Bekanntmachung
des Fürstlichen Gehcimen-Ratho-Collegium vom 14. Mai 1847, das dem
Major Serre auf Maxen guädigst ertheilte Privilegium auf die Anwendung

der von ihm erfundenen Feuerungs-Construction betreffend.

Das von Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht, Unserm gnädigsten Fürsten
und Herrn, dem Major Serre auf Maxen gnädigst ertheilte Privilegium auf
die Anwendung der von ihm erfundenen Feuerungs-Construction wird andurch
nachstehend für den Umfang des hiesigen Fürstenthums zur Nachachtung be-
kannt gemacht.

Rudolstadt, den 114. Mai 1837.

Fürstl. Schwarzburg. Geh. Raths-Collegium.
Witzleben.

Wir Friebrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,
Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sonderehausen, Leutenberg

und Blankenburg u. s. w.

urkunden hiermit: daß Wir dem Major Serre auf Maxen, dessen Bitte ge-
mäß, auf die Anwendung der von ihm erfundenen und durch Zeichnungen und
Beschreibung näher auseinandergesebten Feuerungs-Construction und zwar auf
Ausführung und Anwendung derselben

1) zur Herstellung einer Vorrichtung zum Schutze der Metalle vor den schdd
lichen Einwirkungen des Steinkohlenfeuers,

2) auf Backöfen, von außen mit Torf, Braun= und Steinkohlen zu erheizen
und auf ununterbrochenes Backen eingerichtet,

3) auf einen Heiz-Apparat zu Erwärmung von Wohnungen,
4) auf einen Apparak zur Erzeugung von Leucht-Gas,
5) auf eine Heizung von Dampfkesseln zur schnelleren Erzeugung von Däm--d
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ein ausschließliches Privilegium für den Umfang des Fürstenthums auf fünf
bintereinander folgende Jahre vom heutigen Tage mit der Wirkung ertheilt
haben, daß Niemand ohne Erlaubniß deo Privilegieninhabers dergl. Feuerungs-
Anlagen zu fertigen berechtigt sein soll, daß jedoch das Privilegium gegen alle
diejenigen außer Kraft bleibt, welche nur einzelne bekannte Einrichtungen da-
von bei Ausführung von Feuerungs-Anlagen in Anwendung bringen.

Auch ist die Verleihung des Privilegiums ausdrücklich nur in der Vor-
aussetzung der Neuheit und Eigenthümlichkeit der Erfindung im Sinne der
besage der Bekanntmachung Unseres Fürstlichen Geheimen-Raths-Collegiums
vom 12. April 1816 (Gesetz= Sammlung pro 1813 Nr. V. S. 19) bei Er-
theilung von Erfindungs-Patenten in den Zollvereins-Staaten zu beobach-
tenden Grundsätze erfolgt.

urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und wissendlich beige-
drucktem Fürstl. Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 14. Mai 1847.

Friedrich Günther,(L. S.) 6% e.





Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Kiebentes Klüch vom Jahr 1847.

 XXX. Bekanntmachung
des Fürsil. Geheimen-Raths-Collegium vom 1. Juny 1847 im Betreff der

Herabsetzung des Vergiltungs-Satzes für exportirten Branntwein.

Da in Folge der bei Controlirung der Branntweinsteuer Statt gefundenen
und anderweit bestdtigten Wahrnehmungen, die bei der Ausfuhr von inlän-
dischem Branntwein gewährte Steuer-Vergütung, nach dem jetzigen Stande
der Branntweinbrennerey, nicht mehr in einem richtigen Verhältnisse stehe zu
dem Betrage der wirklich entrichteten Steuer; so wird auf Grund hHaächster
Genehmigung hiedurch bestimmt, daß zunachst und vorbehältlich einer weiteren,
dann ebenfalls eine hinlängliche Zeit voraus bekannt zu machenden Herunter-
setung,

vom 1sten October d. J. an
die Steuer-Vergütung, welche bisher nach der Bekanntmachung vom 23. Oc-
tober 1838 zum Betrage von 10 Silberpfennigen für das Quart zu 50 Pro-
cent Alkohol nach Tralles für den über die Grenzen des Jollvereinsgebiets hin-
aus nach dem # Jollvereins-1 Auslande ausgeführten Branntwein bewilligt ist,
demjenigen Betrage „von 9 Silberpfennigen für das Quart" gleich gestellt
werden soll, welcher schon dermalen, nach der Bekanntmachung vom 21. Dechr.
1841, bei der Ausfuhr von Branntwein nach den Königlich Bayerisch und Würt-
tembergischen, Großheczoglich Badenschen, Kurfürstlich und Großherzoglich Hes.
sischen und Großherzoglich Nassauischen Sanden und nach der freien Stadt Frank-
furt, gewährt wird.

Rudolstadt, den 1. Juny 1847.

Fürstl. Schwarzburg. Geh. Raths-Collegium.
Witleben.

5. C. Hönniger.
Görstl. Schw. Odedolst. Gesetzsomml. VIII. 12
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% XX. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 2. Juni 1847, die zwischen der Fürstl. Schwarz-
burg-Rudolstädtischen und der Fürstl. Reuß-Mauischen Regierung älterer Linie

zu Greiz unter'n 10. April 1847 getroffene Uebereinkunft
zur Beförderung der Rechtspflege betreffend.

Zwischen der Furstlich Schwarzburgischen Regierung zu Rudolstadt und
der Fürstlich Reuß-Plauischen Regierung älterer Linie zu Greiz ist zur Befor-
derung der Rechtöpflege folgende Uebereinkunft getroffen worden:

I. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 1.

Die Gerichte der beiden contrahirenden Staaten leisten einander unter den
nachstehenden Bestimmungen und Einschränkungen sowohl in Civil-, als Straf-
rechtssachen diejenige Rechtshülfe, welche sie den Gerichten des Inlandes nach
dessen Gesetzen und Gerichtsverfassung nicht verweigern dürfen.

II. Besondere Bestimmungen.
1) Rücksichtlich der Gerichtsbarkeit in burgerlichen

Rechtsstreitigkeiten.
Art. 2.

Die in Civilsachen in dem einen Staate ergangenen und nach dessen
Gesetzen vollstreckbaren richterlichen Erkenntnisse, Contumacialbescheide und
Mandate sollen, wenn sie von einem nach diesem Vertrage als competent anzu-
erkennenden Gerichte erlassen sind, auch in dem andern Staate an dem dortigen
Vermögen des Sachfälligen unweigerlich vollstreckt werden. Dasselbe soll auch
rücksichtlich der in Processen vor dem competenten Gericht geschlossenen und
nach den Gesetzen des letzern vollstreckbaren Vergleiche stattfinden.

Wie weit Wechselerkenntnisse auch gegen die Person des Verurtheilten in dem
andern Staate vollstreckt werden können, ist im Art. 29. bestimmt.

Art. 3.
Ein von einem zuständigen Gericht gefälltes rechtskräftiges Civilerkenntniß

begründet vor den Gerichten des andern der contrahirenden Staaten die Einrede
der rechtskraftig entschiedenen Sache mit denselben Wirkungen, als wenn das
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Erkenntniß von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem die
Einrede geltend gemacht wird, gesprochen wate.

Art. 4.

Keinem Unterthan ist es erlaubt, sich durch freiwillige Proro-
gation einer nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags nicht
competenten Gerichtobarkeit des andern Staates zu unterwerfen.

Keine Gerichtobehörde ist befuge, der Requisition eines solchen
gesetzwidrig prorogirten Gerichts um Stellung des Beklagten oder
Vollstreckung des Erkenntnisses stattzugeben, vielmehr wird jedes von
einem solchen Gericht gesprochene Erkenntniß in dem andern Staate
als ungültig betrachtet.

Trt.5
Beide Staaten erkennen den Grundsat an, daß der Kläger dem

Gerichtsstande de5 Beklagtken zu folgen habe# es wird daher das Ur-
theil dieser Gerichtestelle nicht nur, insofern dasselbe Etwas gegen den
Beklagten, sondern auch, insofern es Etwas gegen den Kläger z. B
rücksichtlich der Erstattung von Unkosten verfügt, in dem andern Staate
als rechtsgültig anerkannt und vollzogen.

Art. 6.

Zu der Insinuation der von dem Gericht des einen Staates an ei-
nen Unterthan des andern auf eine angestellte Widerklage erlassenen
Vorladung, sowie zu der Vollstreckung des in einer solchen Widerklag-
sache abgefaßten Erkenntnisses ist das requirirte Gericht nur unter der in
seinem Lande in Ansehung der Widerklage geltenden gesetzlichen Be-
stimmungen verpflichtet, wonach auch die Bestimmung Art. 2. sich mo-
dificirt.

Art 7.
Die Provocationsklagen (ex lego dissamari obder ox loge si conten-

dat) werden erhoben vor demjenigen Gericht, vor welches die rechtliche
Ausfuhrung des Hauptanspruchs gehören würde; es wird daher die vor
diesem Gericht, besonders im Fall des Ungehorsams ausgesprochene
Sentenz von der Obrigkeit des Provocirten als rechtsgültig und voll-
streckbar anerkannt.

12
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Gerichtostand.
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Art. 8.
Der persönliche Gerichtsstand, welcher entweder durch den Wohn-

sid in einem Staate, oder bei denen, welche einen eigenen Wohnsit noch
nicht genommen haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsstande der
Aeltern begründet ist, wird von beiden Staaten in personlichen Klag.
sachen dergestalt anerkannt, daß die Unterthanen des einen Staates von
den Unterthanen des andern Staates in der Regel und insofern nicht in
nachstehend erwähnten Fällen specielle Gerichtostände concurriren, nur
vor ihrem resp. persönlichen Richter belangt werden dürfen.

Art. 9.
Ob Jemand einen Wohnsitz in einem der contrahirenden Staaten

habe, wird nach den Gesetzen desselben beurtheilt.
kt. 10.

Wenn Jemand in beiden Staaten seinen Wchnsitz in landesge-
seblichem Sinne genommen hat, hängt die Wahl des Gerichtsstandes
von dem Kläger ab.

Art. 11.
Der persönliche Gerichtsstand wird auch durch den Besih eines

Lehngutes für den Vasallen, sowie in allen Sachen, welche das Lehns-
verhältniß betreffen, durch die gesammte Hand an einem solchem Gute
für die Mitbelehnten begründet.

Art. 12.
Der Wohnsitz des Vaters, wenn dieser noch am Leben ist, begrün-

det zugleich den ordentlichen Gerichtsstand der Kinder, welche sich noch
in seiner Gewalt befinden, ohne Röcksicht auf den Ort, wo die Kinder
geboren worden sind oder sich nur eine Zeit lang aufhalten.

Art. 13.
Ist der Vater verstorben, so verbleibt der Gerichtöstand, unter

welchem derselbe zur Zeit seines Ablebens seinen Wohnsig hatte, der
ordentliche Gerichtsstand der Kinder, so lange dieselben keinen eigenen
ordentlichen Wohnsitz begründet haben.

Art. 11.
Ist der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur

rechten Hand erzeugt, so richtet sich der Gerichtsstand eines solchen
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Kindes auf gleiche Art nach dem gewohnlichen Gerichtsstande der
utter. .

Art. 15.

Die Bestellung der Personalvormundschaft für unmündige eder
ihnen gleichzuachtende Personen gehört vor die Gerichte, wo der Pfleg-
befohlne sich wesentlich aufhält. In Absicht der zu dem Vermögen des
Mlegebefohlnen gehörigen Immobilien, welche unter der andern Landes-
hoheit liegen, steht der jenseitigen Gerichtsbehörde frei, wegen dieser be-
sondere Vormünder zu bestellen, oder den auswärtigen Personalvor-
mund ebenfalls zu bestätigen, welcher letztere jedoch bei den auf das
Grundstück sich beziehenden Geschaften die am Orte des gelegenen Grund-
stücke geltenden gesetzlichen Vorschriften zu befolgen hat. Im erstern
Falle sind die Gerichte der Hauptvormundschaft gehalten, der Behörde,
welche wegen der Grundstücke besondere Vormünder bestellt hat, aus
den Acten die nöthigen Nachrichten auf Erfordern mitzutheilen; auch
haben die beiderseitigen Gerichte wegen Verwendung der Einkünfte aus
den Gütern, soweit solche zum Unterhalte und der Erziehung oder dem
sonstigen Fortkommen der Plegbefohlnen erforderlich sind, sich mit ein-
ander zu vernehmen, und in dessen Verfolg das Nöthige zu verabreichen.

Art. 16.

Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staate, ohne
einen Wohnsitz daselbst zu haben, eine abgesonderte Handlung, Fabrik
oder ein anderes dergleichen Etablissement besigen, sollen wegen persön-
licher Verbindlichkeiten, welche sie in Ansehung solcher Ctablissements
eingegangen haben, sowohl vor den Gerichten des Landes, wo die Ge,
werbsstellen sich befinden, als vor dem Gerichtsstande des Wohnorts
belangt werden können.

Art. 17.

Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem persönlichen
Aufenthalte auf dem erpachteten Gute, soll den Wohnsitz des Pächters
im Staate begründen.

rt. 18.

Ausnahmsweise können alle im Dienste Anderer stehende Personen,
sowie dergleichen Lehrlinge, Gesellen, Handlungsdiener, Kunstgehülfen,
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Hand= und Fabrikarbeiter nicht nur in Rechtsstreitigkeiten, welche aus
diesen ihren Dienst-, Erwerbs= und Contractsverhältnissen entspringen,
sondern auch wegen sonst etwa contrahirter Schulden, sowie in Inju-
rien-, Alimenten= und Entschabigungsprozessen, bei den Gerichten des

Dres , wo sie dienen, belangt werden, so lange ihr Aufenthalt an die-
sem Orte dauert.

BeiverlangterVollstreckungeinesvondem Gericht ded temporaren
durch die Behörde des ordent-

7 persöulichen Wohnsitzes sind jedoch die nach den Gesetzen des letz-
tern Orts bestehenden rechtlichen Verhältnisse desjenigen, gegen welchen
das Erkenntniß vollstreckt werden soll, zu berücksichtigen.

Art. 19.

*.' Bei entstehendem Creditwesen wird der persönliche Gerichesstand
des Schuldners auch als allgemeines Concursgericht (Gantgericht) aner-
kannt; hat Jemand nach Art. 9. 10. wegen desin beiden Staaten zu-
gleich genommenen Wohnsibes einen mehrfachen persönlichen Gerichts-
stand, so entscheidet für die Competenz des allgemeinen Concursgerichts
die Pravention. Der erbschaftliche Liquidationsprozeß wird im Fall
mehrfachen Gerichtsstandes von dem Gerichte eingeleitet, bei welchem er
von den Erben oder dem Nachlaßeurator in Antrag gebracht wird.

Der Antrag auf Concur#eröffnung findet nach erfolgter Einleitung
eines erbschaftlichen Liquidationöprocesses nur bei dem Gericht statt, bei
welchem der letztere bereits rechtshängig ist.

Trt. 20. «

Der hiernach in dem einem Staate eröffnete Concurs oder Liquida-
tionsprozeß erstreckt sich auch auf das in dem andern Staate befindliche
Vermögen des Gemeinschuldners, welches daher auf Verlangen des
Concurögerichts von demjenigen Gericht, wo das Vermögen sich befin-
det, sicher gestellt, inventirt und entweder in nalurn oder nach vorgdn-
giger Versilberung zur Concurs-Masse ausgeantwortet werden muß.
Hierbei finden jedoch folgende Einschränkungen statt:

1) Gehört zu dem auszuantwortenden Vermögen eine dem Ge-
meinschuldner angefallene Erbschaft, so kam das Concursgericht nurdie
Ausantwortung des nach erfolgter Befriedigung der Erbschafesgldubiger,
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insoweit nach den im Gerichtsstande der Erbschaft geltenden Gesetzen die
Separation der Erbmasse von der Concursmasse noch zulässig ist, sowie
nach Berichtigung der sonst auf der Erbschaft ruhenden Lasten verblei-
benden Ueberrests der Concurêmasse fordern.

2) Ebenso können vor Ausantwortung des Vermögens an das all-
gemeine Concursgericht alle nach den Gesetzen desjenigen Staates, in
welchem das auszuantwortende Vermögen sich befindet, zuldssige Vindi-
cations-,, Pfand-, Hypotheken oder sonstige, eine vorzügliche Befrie-
digung gewährende Rechte an den zu diesem Vermögen gehörigen und in
dem betreffenden Staate befindlichen Gegenständen vor dessen Gerichten
geltend gemacht werden, und ist sodann aus deren Erlös die Befriedi-
gung dieser Gläubiger zu bewirken und nur der Ueberrest an die Concurs=
masse abzuliefern, auch der etwa unter ihnen oder mit dem Curator des
allgemeinen Concurses oder erbschaftlichen Liquidationsprozesses über die
Verität oder Priorität einer Forderung entstehende Streit von densel-
ben Gerichten zu entscheiden.

3) Besitzt der Gemeinschuldner Bergtheile oder Kure oder sonstiges
Bergeigenthum, so wird Behufs der Befriedigung der Berggläubiger

aus demselben ein Specialconcurs bei dem betreffenden Berggericht einge-
leitet, und nur der verbleibend Ueberrest dieser Specialmasse zurHaupt-
concursmasse abgeliefert.

Art. 21.
Insoweit nicht etwa die in dem vorstehenden Art. 20. bestimmten

Ausnahmen eintreten, sind alle Forderungen an den Gemeinschuldner
bei dem allgemeinen Concursgericht einzuklagen, auch die Rücksichts ihrer

etwa bei den Gerichten des andern Staates bereits anhängigen Processe
bei dem Concursgericht weiter zu verfolgen, es sei denn, daß letzteres
Gericht deren Fortsetzung und Entscheidung bei dem prozeßleitenden Ge-
richt ausdrücklich genehmigt oder verlangt.

Auch diejenigen der im Art. 20. gedachten Realforderungen, welche
von den Gläubigern bei dem besondern Gericht nicht angczeigt, oder
daselbst gar nicht oder nicht vollständig bezahlt worden sind, können bei
dem allgemeinen Concursgericht,nochgeltendgemachtwerden, so lange
beidemletzteren nach den Gesehen desselben eine Anmeldung noch zulässig ist.
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Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Gesetzen ded Orto, wo
die Sache gelegen ist, beurtheilt und geordnet.

Hinsichtlich der Gültigkeit persönlicher Ansprüche entscheiden, wenn
es auf die Rechtsfähigkeit eines der Betheiligten ankommt, die Gesetze
des Staates, dem er angehört; wenn es auf die Form eines Rechtsge-
schäfts ankommt, die Gesetze des Staates, wo das Geschaft vorgenom-
men worden ist (Art. 38.); bei allen andern als den vorangeführten
Fällen die Gesetze des Staates, wo die Forderung entstanden ist.

Ueber die RangordnungpersönlicherAnsprüche und deren Verhältniß
zu den dinglichen entscheiden die am Orte des Concursgerichts geltenden
Gesetze. Nirgendsaber darf ein Unterschied zwischen in-und ausländischen
Glubigern rücksichtlich der Behandlung ihrer Rechte gemacht werden.

Art. 22.

ceeih9Allle Realklagen, desgleichen alle possessorische Rechtsmittel, wie
auch die sogenannten ncliones in rem scriploe, müssen, dafern sie eine
unbewegliche Sache betreffen, vor dem Gericht, in dessen Bezirk sich die
Sache befindet, können aber, wenn der Gegenstand beweglich ist, auch
vor dem personlichen Gerichtsstande des Beklagten erhoben werden, vor-
behältlich dessen, was auf den Fall des Concurses bestimmt ist.

Art. 23.
In dem Gerichtsstande der Sache können keine blos (rein) persön-

lichen Klagen angestellt werden.
Art. 24.

Eine Ausnahme von dieser Regel findet jedoch statt, wenn gegen
den Besitzer unbeweglicher Güter eine solche persönliche Klage angestellt
wird, welche aus dem Besitze des Grundstücke oder aus Handlungen
fließt, die er in der Eigenschaft als Gutsbesitzer vorgenommen hat.

Wenn daher ein solcher Grundbesitzer
1) Die mit seinem Pachter oder Verwalter eingegangene Verbindlich-

keiten zu erfüllen, oder
2) die zum Besten des Grundstücks geleisteten Vorschüsse oder gelie-

ferten Materialien und Arbeiten zu vergüten sich weigert, oder
wenn von den auf dem Grundstück angestellten dienenden Personen
Ansprüche wegen des Lohnes erhoben werden, oder
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3) der Grurdbesitzer dleLateimomtalgrfichtsborket. oder ein ähnlichesBefugniß mißbraucht ode
4) seine Nachbarnim Besitzenort
5) sich eines auf das benachtbarte Brundstuc ihm zustehmden Rechtes

berühmt, oder
8) wenn er das Grundstück ganz oder zum Theil verdußert und den

Contract nicht erfüllt oder die schuldige Gewähr nicht leistet,
so muß derselbe in allen diesen Fällen bei dem Gerichtsstande der Sache
Recht nehmen, wenn sein Gegner ihn in seinem persönlichen Gerichts-
stande nicht belangen will.

Art. 25.
Der Gerichtsstand einer Erbschaft ist da, wo der Erblasser zur n

Zeit seines Ablebens seinen persönlichen Gerichtsstand hatte.
Art. 28.

In diesem Gerichtsstande können angebracht werden:
1) Klagenauf Anerkennung eines Erbrechts und solche, die auf Erfül-

lung oder Aufhebung testamentarischer Verfügungen gerichtet sind;
2) Klagen zwischen Erben, welche die Theilung der Erbschaft oder

die Gewährleistung der Erbtheile betreffen.
Doch kann dieses (zu 1. und 2.) nur so lange geschehen, als in

dem GerichtöstandederErbschaftder Nachlaß noch ganz oder
theilweise vorhanden ist.

Endlich können
5) in diesem Gerichtsstande auch Klagen der Erbschaftögldubiger und

Legatarien angebracht werden, so lange sie nach den Landesgesetzen
in dem Gerichtsstande der Erbschaft angestellt werden dürfen. In
den zu 1. 2. und 3. angeführten Fällen bleibt es jedoch dem Er-
messen der Kläger überlassen, ob sie ihre Klage, statt in dem Ge-
richtsstande der Erbschaft, in dem persönlichen Gerichtsstande der
Erben anstellen wollen.

Art. 27. Cenchtesten
Ein Arrest kann in dem einen Staate unter den nach den Gesetzen “ ut.

desselbenin Beziehung auf die eigenen Unterthanen vorgeschriebenen Be-

dingungen gegen den Bärger des andern Staates in dessen ¾ dem Ge-Hürsil. Schw. Rudoist. Gesetsammlung VIII.
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richtabezirke des Arrestrichters befindlichen Vermögen angelegt werden
und begründee zugleich den Gerichtostand für die Hauptklage insoweit,
daß die Entscheidung des Arrestrichters rücksichelich der Hauptsache nicht
blos an den in seinem Gerichts. Sprengel befindlichen und mit Arrest be-
legten, sondern an allenindemselben Lande befindlichen Vermögensobjecten
de Schuldnero vollstreckbar ist. Die Anlegung des Arresto giebt jedoch
dem Arrestkläger kein Vorzugörecht vor andern Gläubigern, und ver-
liert daher durch Concurseröffnung über das Vermögen des Schuldners
ihre rechtliche Wirkung.

Gihttond Art. 28.
## Centrans. Der Gerichtsstand des Contractö, vor welchem ebensowohl auf Er-

füllung, als auf Aufhebung des Contracts geklagt werden kann, findet
nur dann seine Anwendung, wennderContrahent zur Zeit der Ladung
in dem Gerichtobezirk sich anwesend befindet, in welchem der Contract
geschlossen worden ist, oder in Erfüllung gehen soll.

Art. 29.

Die Klausel in einem Wechselbriefe oder einer Verschreibung nach
Wechselrecht, wodurch sich der Schuldner der Gerichtöbarkeit eines
seden Gerichts unterwirft, in dessen Bezirk er nach der Verfallzeit anzu-
treffen ist, wird als gültig anerkannt, und begründet die Zuständigkeit
eines jeden Gerichts gegen den in seinem Bezirk anzutreffenden Schuldner.
Aus dem ergangenen Erkenntnisse soll selbst die Personalexecution gegen
den Schuldner bei den Gerichten des andern Staates vollstreckt werden.

Art. 30.
#ench
He Bei demGerichtsstande „unterwelchem Jemand fremdes Gut oder

Vermögen bewirchschaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus
einer solchen Administration angestellte Klage sich einlassen, so lange nicht
die Administration völlig beendigk, und dem Verwalter über die abgelegte
Rechnung quittirt ist. Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung
verbliebenerRückstand gefordert oder eine ertheilte Quittung angefochten
wird, so kann dieses nicht bei dem u%rg Gerichtsstande der geführ-
ten Verwalung geschehen.
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Art.31.
Jede Intervention, die nicht eine besonders zu behandelnde Rechts-

sache in einen schon anhängigen Prozeß einmischt, sie sei principal oder
accessorisch, betreffe den Kläger oder den Beklagten, sei nach vorgängi-
ger Streitankündigung oder ohne dieselbe geschehen, begründet gegen den
ausländischen IntervenientendieGerichtöbarkeitdesStaates, in wel-
chem der Hauptprozeß geführt wird.

Art. 32.
Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln bestimmten Ge- nm-

richtöstande eine Sache rechtshängig geworden ist, so ist der Streit da-
selbst zu beendigen, ohne daß die Rechtêhängigkeit durch Veränderung
des Wohnorts oder Aufenthalts des Beklagten gestört oder aufgehoben
werden könnte.

Die Rechtöhängigkeit einzelner Klagsachen wird durch die legale
Insinuation der hadung zur Einlassung auf die Klage fur begrundet
erkannt.

2) Rücksichtlich der Gerichtsbarkeitinnichtstreitigen
" " Rechtssachen.

Intervenlion.

Art. 33.
Alle Rechtsgeschafte unter Lebenden und auf den Todesfall werden,

was die Gültigkeit derselben rücksichtlich ihrer Form betrifft, nach den
Gesetzen des Orts beurtheilt, wo sie eingegangen sind.

Wenn nach der Verfassung des einen oder des andern Staates die
Gültigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer bestimmten
Behordein demselben abhängt, so hat es auch hierbei sein Verbleiben.

Art. 31.

Verträge, welche die Begründung eines dinglichen Rechts auf unbe-
wegliche Sachen zum Zweck haben, richten sich lediglich nach den Gesetzen
des Orts, wo die Sachen liegen.

3) Rücksichtlich der Straf-Gerichtsbarkeit.
Art.35.

Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgesetzen werden, so-

weit nicht die nachfolgenden Artikel Ausnahmenbestimmen, von dem
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Staate, dem sie angehören, nicht ausgeliefert, sondern daselbst wegen
der in dem andern Staate begangenen Verbrechen zur Untersuchung ge-
zogen und bestraft. Daher findet auch kein Contumacialverfahren des
andern Staates gegen sie statt.

Bei der Constatirung eines Forstfrevels, welcher von dem Ange-
hörigen eines Staates in dem Gebiete des andern verübt worden ist, soll
den officiellen Angaben und Abschatzungen der competenten Forst. und
Polizeibeamten des Orts des begangenen Frevels dieselbe Beweiskraft,
als den Angaben und Abschätzungen inländischer Officianten von der er-
kennenden Behörde beigelegt werden, wenn ein solcher Beamter auf die
wahrheitsgemäße, treue und gewissenhafte Angabe seiner Wahrnehmung
und Kenntniß entweder im Allgemeinen oder in dem speciellen Falle eid-
lich verpflichtet worden ist, und weder einen Denunciantenantheil, noch
das Pfand zu beziehen hat.

Art. 36.

Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des andern
sich eines Vergehenö oder Verbrechens schuldig gemacht hat und daselbst
ergriffen und zur Untersuchung gezogen worden ist, so wird, wenn der Ver-
brecher gegen juratorische Caution oder Handgelöbniß entlassen worden ist
und sich in seinen Heimathsstaat zurückbegeben hat, von dem ordentlichen
Richter desselben das Erkenntniß des auoldndischen Gerichts, nach vor-
gängiger Requisition und Mittheilung des Urthels, sowohl an der Per-
son als an den in dem Staatsgebiete befindlichen Gütern des Verurtheil-
ten vollzogen, vorauögesetzt, daß die Handlung, wegen deren die Strafe
erkannt worden ist, auch nach den Gesetzen des requirirten Staates als
ein Vergehen oder Verbrechen und nicht als eine blos polizei= oder fi-
nanzgesetliche Uebertretung erscheint, ingleichen unbeschadet des dem re-
quirirten Staate zuständigen Strafverwandlungo= oder Begnadi-
gungsrechts. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines Verbrechers
nach der Verurtheilung oder während der Strafverbüßung statt. Hat
sich aber der Verbrecher vor der Verurtheilung der Untersuchung durch
die Flucht entzogen, so soll es dem untersuchenden Gericht nur freistehen,
unter Mittheilung der Acten auf Fortsetzung der Untersuchung und Be-
strafung des Verbrechers, sowie auf Einbringung der aufgelaufenen Un-
kosten aus dem Vermögen des Verbrechers anzutragen. In Fällen, wo“
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der Verbrecher nicht vermogend ist, die Kosten der Strafvollstreckung zu
tragen, hat das requirirende Gericht solche in Gemäßheit der Bestim-
mung des Art. 45. zu ersetzen.

Art. 37. nn
Hat der Unterthan des einen Staates Strafgesetze des jneStaates durch solche Handlungen verletzt, welchein dem Staate,de

angehört, gar nicht verpönt sind, z. B. durch Uebertretung harrhunle
cher Abgabengesecze, Polizeivorschriften und dergleichen, und welche dem-
nach auch von diesem Staate nicht bestraft werden können, so soll auf vor-
gangige Requisition zwar nicht zwangsweise der Unterkhan vor das Ge-
richt des andern Staates gestellt, demselben aber sich selbst zu stellen ge-
stattet werden, damie er sich gegen die Anschuldigungen vertheidigen und
gegen das in solchem Falle zulässige Contumacialverfahren wahren könne.
Doch soll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengesetzes des einen Staa-
tes dem Unterthan des andern Staates Waaren in Beschlag genommen
worden sind, die Verurtheilung, sei es im Wege des Contumacialverfah-
rens ober sonst, insofern eintreten, als sie sich nur auf die in Beschlag
genommenen Gegenstände beschränkt. In Ansehung der Contraventi=
onen gegen Zollgesete bewendet es bei dem unter den resp. Vereinsstaaten
abgeschlossenen Zollcartel vom 11. Mai 1838.

Art 38.
Der zuständige Strafrichter darf auch, soweit die Gesetze seines

Landes es gestatten, über die aus dem Verbrechen entsprungenen Privat-
ansprüche mit erkennen, wenn darauf von dem Beschädigten angetragen
worden ist.

Art. 39. "
Unterthanen des einen Staates, welchewegen Verbrechen oder an- " #

derer Uebertretungen ihr Vaterland verlassen und in den andern Staat

sich geflüchtet haben. „ ohne daselbststzu t zuspenemmenwordenzu sein, werdennach vorgdugig geg s Kost

ausgeliefert.
Art.10.

Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdächtige In.—
viduen, welche weder des einen, noch des andern Staates Unterthanen
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sind, werden, wenn sie Strafgesetze des einen der beiden Staaten ver-
letzt zu haben beschuldigt sind, demjenigen, in welchem die Uebertretung
verübt wurde, auf vorgängige Reaquisition gegen Erstattung der Kosten
au3ögeliefert, es bleilt jedoch dem requirirten Staate überlassen, ob er
dem Auslieferungs-Antrage Folge geben wolle, bevor et die Regie-
rung deb dritten Staates, welchem der Verbrecher angehört, von dem
Antragein Kenntniß gesett und deren Erklärung erhalten habe,ob sie
den Angeschuldigten zur eigenen Bestrafung reclamiren wolle.

Art. 41.

In denselben Fdllen, wo der eine Staak berechtigt ist, die Aus-
lieferung eines Beschuldigten zu fordern, ist er auch verbunden, die ihm
von dem andern Staate angebotene Auslieferung anzunehmen.

Art. 42.
In Criminalfällen, wo die persönliche Gegenwart der Zeugen an

dem Orte der Untersuchung nothwendig ist, soll die Stellung der Unter-
thanen des einen Staateo vor das Untersuchungsgericht des andern zur
Ablegung des Zeugnisses, zur Confrontation oder Recognition gegen voll-
ständige Vergütung der Reisekosten und des Versäumnisses nie verweigert
werden.

Art. 43.

Da nunmehr die Fälle genau bestimmt sind, in welchen die Aus-
lieferung der Angeschuldigten oder Gestellung der Zeugen gegenseitig nicht
verweigert werden soll, so hat im einzelnen Falle die Behörde, welcher
sie obliegt, die bisher üblichen Reversalien über gegenseitige gleiche Rechts-
willfährigkeit nicht weiter zu verlangen.

In Ansehung der vorgängigen Anzeige der requirirten Gerichte an
die vorgesetzten Behörden bewendet es beiden in beiden Staaten getroffenen
Anordnungen.

Ul. Bestimmungen rücksichtlich der Kosten in
Elvil- und Criminalsachen.

Art. 4.
Gerichtliche und außergerichtliche Prozeß= und Untersuchungskosten,

welche von dem competenten Gericht des einen Staates nach den dort
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geltenden Vorschriften festgesetzt und ausdrücklich für beitreibungsfähig
erklärt worden sind, sollen anf Verlangen dieses Gerichts auch in dem
andern Staate von dem daselbst sich aufhaltenden Schuldner ohne Wei-
teres executivisch eingezegen werden.

Art. 45.

In allen Civil und Criminalrechtssachen, in welchen die Bezahlung
der Unkosten dazu unvermögenden Personen obliegt, haben die Behörden
des einen Staates die Requisitionen der Behörden des andern sportel- und
stempelfrei zu expediren, und nur den unumgänglich nöthigen baaren
Verlag an Copialien, Porto, Botenlöhnen, Gebühren der Zeugen und
Sachverständigen, Verpflegungs- und Transporkkosten zu liquidiren.

Art. 40.

Den vor einem auswärtigen Gericht abzuh5renden Zeugen und an-
deren Personen sollen die Reise= und Zehrungskosten nebst der wegen ihrer
Versäumniß ihnen gebührenden Vergütung nach der von dem requirirten
Gericht geschehenen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Sistirung von
dem requirirenden Gericht sofort verabreicht werden.

Art. 47.
Zu Entscheidung der Frage, ob die Person, welcher die Bezahlung

der Unkosten in Civil= und Eriminalsachen obliegt, hinreichendes Verms-
gen dazu besitzt, soll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtsstelle erfordert
werden, unter welcher diese Person ihre wesentliche Wohnung hat.
Sollte dieselbe thre wesentliche Wohnung in einem dritten Staate haben,
und die Beitreibung der Kosten dort mit Schwierigkeiten verbunden sein,
sowird es angesehen, als ob siekein hinreichendes eigene Vermögen besitze.
Ist in Eriminalfällen ein Angeschuldigter zwar vermögend, die Kosten zu
entrichten, jevoch in dem gesprochenen Erkenntnisse dazu nicht verurtheilt
worden, so ist dieser Fall dem des Unvermögens ebenfalls gleichzusetzen.

Art. 18.

Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags stehen mit der Be-
urtheilung der politischen Heimath in keiner Verbindung.

Art. 10.
Die Dauer dieser Uebereinkunft wird auf zwölf Jahre, vom isten

Juni 1847 angerechnet, festgesetzt. Erfolgt Ein Jahr vor dem Ablaufe



82 1847.

keine Aufkündigung von der einen oder andern Seite, so ist sie stillschwei-
gend als auf noch zwölf Jahre weiter verlängert anzusehen.

Hierüber ist Fürstl. Schwarzburg= Rudolstädischer Seits gegen-
wärtige Regierungserkldrung ausgefertigt und solche mit dem größern
Fürstl. Regierungsinsiegel versehen worden.

Rudolstadt, den 10. April 1847.

Färstl. Schwarzb. Regierung.

Nachdem vorstehende Erklärung gegen eine ebenmäßige der Fürstl. Reuß-
PMlauischen Regierung älterer Linie zu Greiz ausgewechselt worden ist, so wird
dieses andurch mit dem Beifügen zur Nachachtung in den hiesigen Fürstl. Landen
bekannt gemacht, wie gleichzeitig vereinbart worden ist,

a) zur Erlsterung der Art. 35 und 36. der Uebereinkunft, daß das forum do-
mieilii vorzugsweise und zunächst als verpflichtet zur Verfolgung, Uebernahme
und Prozessirung seines temporär in einem dritten Staatögebiete sich aufhaltenden
Staatangehörigen zu betrachten sei und

b) zur Erläuteruug des Art. 45. der Uebereinkunft, daß unter den Atzungs-
und Verpflegungskosten auch der Aufwand für Aczt-- und Kurkosten, Lagerstroh,
Wösche und nothdürftige Bekleidung begriffen und daß die Bestimmung der Ueber
einkunft auch auf alle Untersuchungsfüälle erstreckt werden soll, wo die Kosten dem
Fiscus oder dem Gerichtsherrn zur Last fallen, es sei nun, daß ein zur Kostenzah-
lung pflichtiges Subject ermittelt worden ist, aber zahlungsunfähig erscheint, oder
daß der Angeschulvigte kostenfrei entbunden worden ist, oder daß die Untersuchung
gar nicht einmal gegen ein bestimmtes Subiect ihre Richtung genommen hat.

Rudolstadt, den 2. Juni 1847.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Röder.

C. Bamberg.
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 XXI. Verordnung
der Fürstl. Reglerung, das Verbot des Verkaufes von Früchten auf dem

Halme betreffend, d. d. 4. Juni 1847. .

Mit Bezugnahme auf die bereits unter'm 6. September 1805 und 30. Juli
1817 erlassene resp. erneuerte Vecordnung wegen des verbotenen Verkaufs der
Früchte auf dem Halme wird nach von Serenissimo dehfalls eingeholter gnadigster
Genehmigung zur Nachachtung in den hiesigen Fürstl. Kanden beziehungsweise wie-
derholt verordnet:

Ueber noch auf dem Halme slehendes oder doch noch nicht ausgedroschenes Ge-
traide darf ein zweiseitiger, für beide Theile eine Forderung begründender Vertrag,
wie namentlich ein Kauf oder Tausch, nicht abgeschlossen werden.

Ee ist vielmehr ein solcher Vertrag nichtig und wird dem einen Theile das
Getraide confiscirt und der andere Theil zur Erlegung des Kaufpreises und bezieh-
ungsweise des Werthes des Getraides angehalten.

Außerdem wird jeder der beiden Contrahenten mit einer angemessenen Gefäng-
nißstrafe von 6 Tagen bid zu 3 Monaten und jeder dabei concurrirende Unterhändler
mit einer Gefängnißstrafe von 2 Tagen bio zu 4 Wochen bestrafe.

In Wiederholungsfällen können die an sich verwirkten Strafen verdoppelt
und daher selbst die eben angegebenen Strafmaxima überschritten werden.

Von den aus dem confiscirten Getraide und dem Kaufpreise resp. dem Werthe
erlangten Geldern soll der Denunciant ein Drittel erhalten, ein Drittel soll in die
Strafgeldercasse des untersuchenden Gerichts und ein Drittel in die kreffende Orts-
armen Casse fließen.

Betragt der Werth des verhandelten Getraides weniger als 8 Fl. 45 Tr.
—5 Thlr., so hat das zuständige Niedergericht selbst, jedoch auf eine höchstens
vierzehntägige Gefängnißstrafe zu erkennen; beträgt der Werth des Getraides aber
mehr oder ist einer der Contravenienten bereits wegen Uebertrekung dieser Verord=
nung bestraft worden, so sind die ergangenen Acten an die unterzeichnete Behörde
zum Erkenntniß oder sonstiger geeigneter Verfügung einzusenden.

Die Kosten werden nach §. 4. der Sporteltar-Ordnung vom 8. Januar d. J.
liquidirt. ·

Rudolstadt, den 1. Juni 1847. ·

Färstl.Schwarzb.Ncgieri-ng.
v. 5 der.

Schmiedtgen.
14

———
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M XXII. Verorbn#ng

über den Eingangszoll von Oel in Fässern, d. d. 11. Juni 1847.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu
Schwarzburg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sonderöhausen,

Leutenberg und Blankenburg u. s. w.
verordnen in Uebereinstimmung mit den Regierungen sämmtlicher Zollvereinsstaaten
hierdurch, wie folgt: Oel in Fässern eingehend soll, vom 1. Juli d. J. an, an-
statt des bioherigen Zollsatzes von einem Thaler zwanzig Silbergroschen — Ab-
theilung II Position 26 des durch Unser Patent vom 31. October 1815 (Gesetz-
sammlung 1845 Nr. 18.) publizirten Vereins-Zolltarifs — einem Eingangszoll
von einem Thaler zehn Silbergroschen vom Centner unterliegen.

Urkundlich haben wir gegenwärtige Verordnung eigenhändig vollzogen und
mit Unserm Fürstl. Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen
Rudolstadt, den 11. Juni 1817.

(L. S.) Friedrich Gänther, J..S.

 XXI. Handels= und Schiffahrts-Vertrag
zwischen den Staaten des deutschen Zoll- und Handels-Vereins einerseits

und dem Königreiche beider Sialien andererseits d. d. 27. Januar 1847.

Seine Majestét der König von Preußen, sowohl für Sich und in Vertre-
tung der Ihrem Zoll= und Steuersysteme angeschlossenen souverainen Lnder und
Landestheile, insbesondere des Großherzogthums Luxemburg, der Fürstenthümer
Anhalt-Köthen, Anhalt = Dessau und Anhalt = Bernburg, der Fürstenthümer
Waldeck und Pprmont, des Fürstenthums Lippe, und des bandgröflich Hessischen
Ober-Amts Meisenheim, als auch im Namen der übrigen Mitglieder des deutschen
Joll= und Handels-Vereins, nämlich der Krone Bayern, der Krone Sachsen und
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der Krone Württemberg, zugleich die Fürstenthümer Hohenzollern-Hechingen und
Hohenzollern=Sigmaringen pertretend, des Großherzogthums Baden, des Kur-
fürstenthums Hessen, des Großherzogthums Hessen, zugleich das Landgrefliche
Hessische Amt Homburg vertretend; der den Thüringischen Zoll= und Handels-
verein bildenden Staaten, nämlich: des Großherzogthums Sachsen, der Herzog-
thümer Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg und Sachsen-Coburg und Gotha,
der Fürstenthümer Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg, Sondershausen,
Reuß= Greitz, Reuß= Schleitz und Reuß-Lobenstein und Ebersdorf, —des
Herzogthums Braunschweig, des Herzogthums Nassau und der freien Stadt
Franksurt einerseits; und

Seine Majestät der König des Reiches beider Sieilien andererseits,
gleichmaßig von dem Wunsche beseelt, die Handels= Beziehungen zwischen dem
deutschen Zoll= und Handels-Vereine und dem Königreich beider Sieilien zu befesti-
gen und auszudehnen, und überzeugt, daß es eins der geeignetsten Mittel zur Er-
reichung dieses Zweckes ist, einen auf dem Grundsatze einer vollkommenen Reei-
procität beruhenden Handels= und Schiffahrts-Vertrag abzuschließen, haben zu
dlesem Behufe zu Ihren Bevollmächtigten ernannt:
Seine Majestct der König von Preußen: den Herrn Adolph Freiherrn von

Brockhausen, Allerhöchst Ihren Kammerherrn, außerordentlichen Ge-
sandten und bevollmächtigten Minister bei seiner Majestät dem Könige des
Königreiches beider Sicilien, Ritter des Königlich Preußischen Rothen Adler-
ordens zweiter Klasse und des St. Johanniter= Ordens, Kommandeur des
Koaiserlich Oesterreichischen Leopoldordens und des Großkreuzes des Königlich
Schwedischen Nordstern -Ordenö; und

Seine Majestät der König des Reichs beider Sicilien: den Herrn Justinus For-
tunato, Großkreuz des Königlichen Konstantinischen militakrischen St. Ge-
orgs-Ordens und des Ordens Franz'e I., Ritter des Kaiserlich Russischen
Weißen Adler-Ordens, Großkreuz des Königlich Französischen Ordens der
Ehrenlegion, des Königlich Sardinischen St. Mauritius= und Lazarus-Or-
dens, des Königlich Dänischen Danebrog-Ordens und des Kaiserlich Oester-

4 reichischen Leopoldordens, Minister= Staatssecretair Seiner Majestätz
den HerrnMichoel Gravinge Requesenz, Fürsten von Comitini, Groß.

kreuz des Königlichen Ordens Franz's I., Ritter des Kaiserlich Russischen
Weißen Adler-Ordens, Großkreuz des Königlichen Französischen Ordens
der Ehrenlegion, des Königlich Sardinischen St. Mauritius= und Lazarus-

14*
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Orbens, des Königlich Dönischen Danebrog=Ordens und“ des. BollrichOester-reichischen Leopoldsordens, dienstih
secretair Seiner Majestatz und

den Herrn Anton Spinellt aus dem Hause des Fürsten von Scala, Kom-
mandeur des Königlichen Ordens Franz'oI.,RitterdesKaiserlich Russischn
St. Annen-Ordens erster Klasse, Groß= Offizier des Königlich Französischen
Ordens der Ehrenlegion, Großkreuz des Königlich Danischen Danebrog=
Ordens und Ritter der Kaiserlich Oesterreichischen Eisernen Krone erster Klasse,
Kammerherrn Seiner Majestat, Mitglied der General- Consulta, General“
Ober-Intendanten der Archive des Konigreichs und Intendanten der Pro-
vinz Neapel;

welche, nachdem sie ihre Vollmachten ausgewechselt und dieselben in guter und ge-
böriger Form gefunden haben, über die folgenden Artikel übereingekommen sind:

Art. 1.
Es soll gegenseitige Freiheit der Schiffahrt und des Handels sowohl für die

Schiffe, als für die Unterthanen und Bürger Preußens und der anderen Staaten
des Deutschen Zoll- und Handelsvereins und des. Königreichs beider Sicilien in
allen Theilen ihrer beiderseitigen Besitzungen bestehen.

Art. 2. .

Die Schiffe Preußens, oder eines der anderen Staaten des Zollvereins, welche
in die Häfen des Königreichs beider Sicilien eingehen oder von dortausgehen wer-
den, und umgekehrt, die Schiffe des Königreichs beider Sicilien, welchein die
Hafen des Königreichs Preußens oderin einen der Häfen der anderen Staaten des
Zollvereins eingehen oder von dort ausgehen werden, sollen dort bei ihrem Ein-
gange, während ihres Aufenthaltes und bei ihrem Ausgange hinsichtlich der Ha-
fen-, Tonnen-, Leuchtthurms,, Lootsen., Baken-, Anker-, Bollwerks-, Qua-
rantaine-, Abfertigungs-Gelder und überhaupt hinsichtlich aller das Schiff be-
treffender Zölle und Abgaben, von welcher Art oder Benennung sie auch sein mo-
gen, und ohne Unterschied, ob diese Zölle im Namen oder zum Vortheil der Re-
gierung, oder im Namen oder zum Vortheil öffentlicher Beamten, Ortsverwal-
tungen oder Anstalten irgend einer Art erhoben werden, — auf demselben Fuße
behandelt werden, wie die Nationalschiffe, und zwar, wenn sie beladen sind, nur
insofern als diese Schiffe auf direktem Wege aus einem der Häfen des Zollvereins
nach einem der Häfen des Königreichs beider Sicilien oder aus einem der Hüfen
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des Konigreichs beider Sicilien nach einem der Hafen des Zollvereins kommen/
wenn sie aber Ballast fuhren, bei jedet.Art von Reise.

Art. 3.

Alle Erzeugnisse des Bodens und des Gewerbfleißes des Zollvereins und des
Königreichs beider Sicilien, deren Einfuhr, Niederlegung, Aufspeicherung oder
Ausfuhr geseblich in den Staaten der hohen vertragenden Theile auf National-
schiffen zulässig sein wird, sollen auch auf Schiffen des andern hohen vertragenden
Theils dorthin eingeführk, niedergelegt, aufgespeichert oder von dort ausgeführt
werden können.

Art. 1.

Alle Erzeugnisse des Bodens und des Gewerbfleißes der Staaten des Zollver-
eins und des Königreichs beider Sicilien, welche auf direktem Wege durch Preussi-
sche Schiffe oder diejenigen eines anderen Staats des deutschen Zoll- und Handels-
vereins in die Häfen des Königreichs beider Sicilien oder durch Schiffe beider Siei-
lien in einem der Zollvereinshäfen eingeführt werden; — deögleichen alle Erzeug-
nisse des Bodens und des Gewerbfleißes der Staaten des Zollvereins und des Kö-
nigreichs beider Sicilien, welche durch Schiffe beider Sicilien aus den Häfen des
Zollvereins nach einem Hafen des Königreichs beider Sicilien, oder durch Zollver-
einsschiffe aus den Häfen des Königreichs beider Sieilien nach einem Hafen des Zoll-
vereins ausgeführt werden, sollen in den beiderseitigen Hafen keine anderen oder
höheren Einfuhr-, Ausfuhr= oder Durchfuhr-Abgaben entrichten, als wenn die
Einfuhr oder Ausfuhr derselben Gegenstände durch Nationalschiffe Statt fände.
Die Prämie, Abgabenerstattungen oder andere Begünstigungen dieser Art, welche
in den Staaten des einen der beiden hohen vertragenden Theile der Einfuhr oder
Ausfuhr auf National-Schiffen bewilligt werden, sollen in gleicher Weise bewil-
ligt werden, wenn die Einfuhr oder Ausfuhr auf Schiffen des anderen hohen ver-
tragenden Theils erfolgt.

Art. 5.

Die vorstehenden Artikel finden keine Anwendung auf die Küsten-Schiffahrt,
das heißt, auf die Beförderung von Erzeugnissen oder Waaren, die in einem Hafen
mit der Bestimmung für einen Hafen desselben Gebiets geladen werden, insoweit
nach den Gesetzen des Landes diese Beförderung der National-Schiffahrt aus-
schließlich vorbehalten ist.
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Art. 6.

In Betracht, daß die an den Mündungen der Schelde, der Maas, der Ems,
der Weser und der Elbe gelegenen Hafen, mit Rücksicht auf die geographische Lage
der Staaten des Zollvereins der Zahl der für ihreEinfuhr undAusfuhr wichtigsten
Wege beigerechnet werden müssen, sind diehohen vert
men, diese Häfen den Häfen des ZollvereinsinAllem, was auf die gegenseitige Schif-
fahrt, Einfuhr und Ausfuhrdes Zollvereins und des Königreichs beider Sicilien Be-
zug hat, gleichzustellen. Demgemäf sollen die Erzeugnisse des Bodens und des Ge-
werbfleißeo des Zollvereins, welche auf Zollvereinsschiffen in den gedachten Hafen
oder auch in den Häfen an den Mündungen irgend eines anderen Flusses zwischen
der Schelde und Elbe, in welchen sich ein in die Staaten des Zollvereins berühren-
der schiffbarer Fluß ergießt, verladen und auf direktem Wege in die Häfen des
Koönigreicho beider Sicilien eingeführt werden, dort genau ebenso zugelassen und
behandelt werden, als wenn sie auf direktem Wege aus einem Hafendes Zollvereins
und unter der Flagge eined der Jollvereinsstaaten kämen, und die Jollvereinoschiffe,
welche auf direktem Wege von den vorerwähnten Häfen nach einem Hafen des *
nigreicho beider Sicilien kommen, sollen dort genau ebenso behandelt werden, als
wenn sie auf direktem Wege aus einem Hafen des Zollvereins kämen. Desgleichen
sollen die Schiffe ves Jollvereins und ihre Ladungen, wenn sie aus den Hafen des
Konigreichs beider Sicilien nach den obengedachten Häfen gehen, bei ihrem Aus-
gange ebenso behandelt werden, als wenn sie auf direktem Wege nach einem Hafen
des Zollvereins zurückkehrten.

In Erwiederung dessen sollen die Erzeugnisse des Königreichs beider Sicilien,
welche auf direktem Wege aus diesem Königreiche kommen und unter der Flagge
beider Sicilien über die oben bezeichneten Hafenin den Zollverein eingeführt werden,
ebenso behandelt werden, als wenn sie auf direktem Wege durch Schiffe des Könlg-
reichs beider Sicilienin einen Hafen des Zollvereins eingeführt würden.

Man ist dahin einverstanden, daß die Gleichstellung der in diesem Artikel
gedachten fremden Häfen mit den Häfen des Zollvereins nur unter der Bedingung
zulässig sein wird, daß in diesen Häfen die Schiffe beider Sicilien, welche von
den Häfen des Königreichs beider Sicilien kommen oder dorthin gehen, niche
weniger günstig, als die Schiffe des Zellvereins werden behandelt werden.

kt. 7.

InAllem, was das Aufstellen der Schiffe, ihr Ein- und ihr Ausladenin
den * und auf den Rheden der Staaten der beiden hohen vertragenden Theile
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betrifft, soll den Nationalschiffen keine Begünstigung noch Bevorzugung bewilligt
werden, die nicht in gleicher Weise auch den Schiffen des anderen hohen vertragen-
den Theils bewilligt wird.

Art. 8.
Da es die Absicht der hohen vertragenden Theile ist, keine Unterscheidung

zwischen den Schiffen ihrer beiderseitigen Staaten nach ihrer Nationdlität, in Be-
treff des Ankaufs der auf diesen Schiffen eingeführten Erzeugnisse oder anderen
Gegenstände des Handels zuzulassen, so soll in dieser Rücksicht weder direkt, noch
indirekt, weder durch den einen oder andern der beiden hohen vertragenden Theile,
noch durch irgend eine Gesellschaft, irgend eine Korporation oder irgend einen
Agenten, in ihrem Namen oder unter ihrer Autorität, den Einfuhren der ein-
beimischen Schiffe irgend ein Vorrecht oder Vorzug bewilligt werden.

Art. 9.
Die Schiffe des einen der beiden hohen vertragenden Theile, welche in einen

der Häfen des anderen einlaufen, und welche daselbst nur einen Theil ihrer Ladung
löschen wollen, können ebenso wie die Nationalschiffe, vorausgeseczt, daß sie sich
nach den Gesetzen und Reglements des bandes richten, den nach einem andern
Hafen desselben oder eines anderen Landes bestimmten Theil der Ladung an Bord
behalten und ihn wieder ausführen, ohne genöthigt zu sein, für diesen Theil der
Ladung irgend eine Jollabgabe, außer wegen der Bewachung, zu entrichten.

Die Schiffe der beiden hohen vertragenden Theile sollen in gleicher Weise, wenn
sie im Laden begriffen sind, ihre Ladung allmahlig in den Häfen desselben Staates
vervollständigen durfen, vorausgesetzt, daß sie sich mit keinem andern Handelsver-
kehr, als den auf das Eaden bezüglichen, befassen.

Art. 10.
Die Schiffe eines der Staaten des Zollvereins oder des Königreiche beider

Sicilien, welche in einen der Häfen der hohen vertragenden Theile im Noth-
falle einlaufen, sollen daselbst weder für das Schiff, noch für seine Ladung andere
Abgaben bezahlen, ale diejenigen, welchen die Nationalschiffe in gleichem Falle un-
terworfen sind, und sollen daselbst gleiche Begünstigungen und Freiheiten genießen,
vorausgesetzt, daß die Nothwendigkeit des Einlaufens gesetzlich festgestellt ist, daß
ferner diese Schiffe keinen Handelsverkehr treiben, und daß sie sich in dem Hafen
nicht längere Zeit aufhalten, als der Umstand, welcher das Einlaufen nothwendig
gemacht hat, erheischt. Das Aus- und Wiedereinladen, welches durch das Be-
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dürfniß einer Ausbesserung der Schiffe veranlaßt wird, soll als Handesverkehr
nicht angesehen werden.

Art. I11.

Im Falle der Strandung oder des Schiffbruchs eines Schiffes der Staaten
des einen der hohen vertragenden Theile an den Küsten des anderen wird dem
Kapitain und der Mannschaft, sowohl für ihre Personen, als auch für das Schiff
und dessen Ladung, alle Hülfe und Beistand geleistet werden. Die Maßregeln
wegen der Bergung werden in Gemcdhheit der Landesgesetze Statt finden. Alles,
was von dem Schiff und der Ladung geborgen sein wird, oder der Erlöß aus diesen
Gegenständen, wenn dieselben verkauft worden sind, soll den Eigenthümern oder
den Rechtsvertretern derselben zurückgegeben werden, und es sollen keine höheren
Bergungskosten entrichtet werden, alo diejenigen, welchen die Nationalen in glei-
chem Falle unterworfen sein würden.

Die geborgenen Waaren sollen zu keiner Abgabenentrichtung verpflichtet sein,
e sei denn, daß sie in den Verbrauch übergehen.

Art. 12.

Auf die Erzeugnisse des Bodens oder des Gewerbfleißes der Staaten der
hohen vertragenden Theile, mögen sie zur See oder zu Lande von dem einen in den
anderen eingeführt werden, soll weder eine andere oder höhere Zollabgabe noch eine
sonstige Auflage gelegt werden, als diejenige, welche auf dieselben Erzeugnisse ge-
legt ist, die von irgend einem anderen Lande eingeführt werden.

Derselbe Grundsat soll in Betreff der Ausfuhr= Abgaben beobachtek werden.
Die hohen vertragenden Theile verpflichten sich, weder die Einfuhr irgend

eines Artikels, welcher das Erzeugniß des Bodens oder ded Gewerbfleißes der
Staaten des anderen ist, noch die Ausfuhr irgend eines Handelsartikels nach den
Staaken des anderen vertragenden Theils, mit einem Verbote zu belegen, wenn
nicht dieselben Verbote sich gleichmäßig auf alle fremde Staaten erstrecken.

Art. 13.

Wenn in der Folge einer der beiden hohen vertragenden Theile anderen Natio-
nen hinsichtlich des Handels oder der Schiffahrt irgend eine besondere Begünstigung
bewilligen möchte, soll diese Begünstigung alsbald auch auf den Handel oder die
Schiffahrk des anderen vertragenden Theils Anwendung finden, welcher dieselbe
unentgeldlich genießen soll, wenn die Bewilligung unentgeldlich geschehen ist, oder
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gegen Gewahrung derselben oder einer aquivalenten Vergeltung, wenn fur die Be-
willigung etwas bedungen ist.

Art. 14.

Es ist unter den hohen vertragenden Theilen vereinbart, daß alle Erzeugnisse
des Bodens und des Gewerbfleißes der Staaten des Zollvereins, welche auf direc-
tem Wege in die Häfen des Königreichs beider Sicilien durch Schiffe des Zollver-
eins oder durch Schiffe beider Sicilien eingeführt werden, einen Nachlaß von 10
Procent auf die durch den Zolltarif angeordneten Zölle für die ganze Dauer des
gegenwärtigen Vertrages genießen sollen.

Man istebensowohl dahin einverstanden, daß die Zollvereinsstaaten zufolgeder
Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags alle Tarifermäßigungen mie zugenießen
haben werden, welche anderen Nationen und namentlich Frankreich bewilligt wor-
den sind.

Und um hiefür eine Gegenleistung zu hewähren , machen Seine Majestät der
König von Preußen sowohl für Sich als im Namen der anderen Mitglieder des
Zollvereins Sich verbindlich, für die Dauer des gegenwärtigen Vertrags die zur
Zeit für Oel in Fässern bestehende Eingangsabgabe um 20 Procent zu ermäßigen.

Und außerdem erklären Seine Majestat der König von Preußen, daß die Vor-
schriften der Kabinetsordre vom 20. Junl 1822, welche die Schiffe der Rationen,
von denen die preußischen Schiffe und ihre Ladungen nicht auf demselben Fuße be-
handelt werden, wie Nationalschiffe oder die Schiffe der begünstigsten Nation,
außerordentlichen Flaggengeldern unterwerfen, (nadmlich: 1) beladene Schiffe
mit 2 Thlr. pro Last beim Eingange und mit 1 Thlr. pro Last beim Ausgang; 2)
Schiffe, die nur bis zum 4 ten Theil ihrer Tragfähigkeit oder weniger beladen sind,
mit 1 Thlr. pro Kast beim Eingang und 3 Thlr. pro Last beim Ausgang,) ferner nicht
mehr'unf dieSchife beider Sicilien anwendbar sein sollen, vorausgesetzt, daß diese
Schiffe auf direktem Wege aus einem der Häfen desKönigreichs beider Sieilien
nach einem der preußischen Häfen kommen, oder daß sie aus einem preußischen Ha-
fen mit der direkten Bestlmmung für einen der Häfen des Königreichs beider Si-
cilien auögehen.

 AMmft. 15.
Alle Mal, wenn in den Skaten des einen der beiden hoben vertragenden Theile

die aus den Staaten des andern eingeführten Waaren nach dem Werthe verzollt
werden, soll der Zollsatz in nachstehender Weise bestimmt und festgestellt werden:
die Eigenthümer oder Consignatare der gedachten Waaren sollen, wenn sie sich

Fürstl. Schw. Duwolst. Gesetzslammlung Vlll. 15
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auf dem Zollamt zur Berichtigung des Zolls einfinden, eine Declaration unter-
zeichnen, welche deren Werth nach solcher Schatzung angiebt, als sie fur dieselben
eintreten zu lassen für gut finden. Diese Declaration muß von den Zollbeamten
ohne Schwierigkeit angenommen werden: in dem Falle, wo sie die Werthsangabe
für zu gering halten möchten, soll ihnen nur die Befugniß zustehen, die Waare
nach sich zu nehmen, während sie dafür den Declarirenden eine dem deckarirten
Wertbe gleiche Summe und ein Zehntheil darüber zahlen. Alle Abgaben, welche die
Eigenthümer oder Consignatare auf die eingeführten Waaren schon bezahlt haben
möchten, sollen ihnen zugleich wieder erstattet werden

Art. 16.
In Rücksicht auf die weite Entfernung, welche die beiderseitigen Lander der

hohen verkragenden Theile ven einander trennt, und in Rücksicht auf die Ungewiß-
heit über die verschiedenen möglichen Ereignisse, welche daraus hervorgeht, ist man
übereingekommen, daß ein dem einen der vertragenden Theile angehbriges Handels-
schiff, welches nach einem im Augenblicke der Abfahrt dieses Schiffes voraussetzlich
blokirten Hafen bestimmt ist, dennoch nicht wegen eines ersten Versuchs, in den
gedachten Hafen einzulaufen, aufgebracht oder verurkheilt werden soll, es sei denn,
daß bewiesen werden könnte, daß gevachtes Schlif während der Fahrt die Fort-
dauer der Blokade de in Rede stehenden Platzes habe in Erfahrung bringen können
und müssen. Dagegen sollen diejenigen Schiffe, welche, nachdem sie bereits ein-
mal zurückgewiesen worden, zum zweiten Male auf derselben Reise das Einlaufen
in denselben Hafen während der Dauer dieser Blokade versuchen möchten, dann
der Aufbringung und Verurtheilung unterliegen.

Art. 17,

Die Schiffe der Staaten des Zollvereins und die Schiffe des Königreichs bei-
der Sitilien sollen der Freiheilen und Vortheile, welche ihnen die gegenwärtige
Uebereinkunft bewilligt, nicht anders theilhaftig werden können, als wenn sie sich
im Besitze derjenigen Papiere und Zeugnisse befinden, welche in den darüber in den
beiderseitigen Kändern bestehenden Reglements zur Feststellung ihres Hafens und
ihrer Nationalität erfordert werden.

rt. 18.

Die hohen vertragenden Theile gestehen sich gegenseitig die Befugniß zu, in
den Häfen und Handelsplätzen des anderen Consuln, Viceconsuln und Handelo-
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agenten zu ernennen, indem sie sich jedoch vorbehalten, solche an denjenigen Platzen
nicht zuzulassen, hinsichtlich deren sie es fur angemessen halten mochten, eine allge-
meine Ausnahme zu machen. Diese Consuln, Viceconsuln oder Agenten sollen
dieselben Privilegien, Befugnisse und Freiheiten genießen, welche diejenigen der be-
gunstigsten Nationen genießen; in dem Falle aber, daß dieselben Handel treiben
wollen, sind sie gehalten, sich denselben Gesetzen und Gewohnheiten zu unterwerfen,
denen die Privatpersonen ihrer Nation in Bezug auf ihre Handelsverbindlichkeiten
an demselben Orte unterworfen sind.

Art. 19.

Die beiderseitigen Consuln sollen die Befugniß haben, die Matrosen, welche von
den Schiffen ihrer Nation desertirt sind, verhaften zu lassen, und sie entweder an
Bord oder in ihr Land zurückzusenden. Zu diesem Behufe werden fie sich schriftlich
an die zuständigen Ortsbehörden wenden, und durch Vorlegung der Schifforegister
oder der Musterrolle, in Urschrift oder in gehdrig beglaubigter Abschrift, oder
durch andere amtliche Documente den Nachweio führen, daß die Individuen, welche
sie reclamiren, zu der gedachten Schiffsmannschaft gehört haben. Auf den in sol-
cher Weise begründeten Antrag wird die Auslieferung ihnen nicht verweigert wer-
den können. E foll ihnen aller Beistand bei der Aufsuchung und Verhaftung der
gedachten Deserteurs geleistet werden, welche auf den Antrag und die Kosten der
Consuln selbst in den Landeögefängnissen so lange festzuhalten und zu bewahren
sind, bis diese Agenten eine Gelegenheit zu ihrer Fortsendung gefunden haben.
Wenn eine solche Gelegenheit sich jedoch innerhalb einer Frist von drei Monaten,
von dem Tage der Verhaftung an gerechnet, nicht zeigen sollte, würden die Deser-
teurs in Freiheit zu seen sein und wegen derselben Ursache nicht weiter verhaftet
werden können. Man ist übereingekommen, daß die Seeleute, welche Unterthanen
des andern Staates sind, von der gegenwärtigen Bestimmung ausgenommen sein
ollen.S Art. 20.

Die Capitaine und Führer der Schiffe der Zollvereinsstaaten und des König-
reichs beider Sicilien sollen gegenseitig von jeder Verbindlichkeit frei sein, sich in
den beiderseitigen Hafen der hohen vertragenden Theile an die öffentlichen Spedi=
teure zu wenden, und demzufolge sollen sie sich ebensowohl ihrer Consuln, alb der
von diesen etwa bezeichneten Spediteure bedienen können, die Falle ausgenommen,
welche in den Gesetzen des betreffenden Landes vorhergesehen sind, in deren Bestim-
mungen durch den gegenwärtigen Vorbehalt nichts geändert wird.

15•
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Art. 21.

Die Unterthanen und Bürger jedes der beiden hohen vertragenden Theile sollen
das völlige und unbestreitbare Recht haben, in den Staaten des anderen zu reisen
und zu wohnen, und sie sollen zu diesem Zweck sowohl für ihre Personen als für
ihr Eigenthum denselben Schutz und dieselbe Sicherheit genießen, deren die Landes-
einwohner oder die Untherthanen der begünstigsten Nation genießen, jedoch unter
der Verpflichtung, sich den bestehenden Handels= und Polizei-Verordnungen zu
unterwersen. Sie sollen das Recht haben, Grundstücke zu besitzen, Hduser und
Waarenlager innezuhaben, und über ihr persönliches Eigenthum, von welcher Art
und Benennug es auch sei, durch Verkauf, Schenkung, Tausch oder letzwillige
Verordnung, oder auf irgend eine andere Weise zu verfügen, ohne daß ihnen das ge-
ringste Hinderniß in den Weg gestellt wird.

Sie sollen unter keinem Vorwande gehalten sein, andere Steuern oder Auf-
lagen zu entrichten, ald diejenigen, welche in denselben Staaten von den Untertha-
nen der begünstigsten Nation enkrichtet werden oder künftig entrichtet werden konnen.
Sie sollen von jedem Kriegsdienst, zur See wie zu Lande, von gezwungenen Anlehen
und jeder anderen außerordentlichen Auflage, welche nicht allgemein und durch ein
Gesetz eingeführt wird, ausgenommen sein. Ihre Wohnungen, Waarenlager
und Alles, was einen Theil davon bildet und ihnen als Gegenstand des Handels
oder zur Bewohnung angehört, soll respectirt werden. Sie sollen keinen eigen-
mächtigen Nachsuchungen oder Nachforschungen unterworfen werden. Man soll
keine willkührliche Hrüfung oder Einsichtnahme ihrer Bücher, Papiere und Han-
dels -Rechnungen ausführen dürfen, und Maaßregeln dleser Art sollen nur in
Folge eines geseblichen Beschlusses der zuständigen Behörden Statt finden können.

Die Unterthanen und Börger des einen der hohen vertragenden Theile sollen
in den Staaten des anderen nachfreier Wahl ihre eignen Angelegenheiten selbst be-
sorgen oder deren Wahrnehmung jeder Person übertragen können, welche sie zu
ihrer Mittelsperson, ihrem Factor oder Agenten bestellen wollen, ohne in der Wahl
dieser Personen in irgend einer Weise beschränkt zu sein. Sie sollen nicht gehalten
sein, einen Lohn oder eine Vergütigung an irgend eine Person zu zahlen, die nicht
von ihnen gewählt worden ist. In allen Fällen soll dem Käufer und dem Ver-
käufer volle Frelheit gelassen werden, mit einander zu handeln und den Preis
irgend eines Gegenstandes oder einer Waare, welche in die beiderseitigen Staaten
eingeführt wird oder zur Ausfuhr aus demselben bestimmt ist, festzustellen, ausge-
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nommen im Allgemeinen diejenigen Angelegenheiten, für welche die Gesetze und
die Gewohnheiten des Landes die Vermittlung besonderer Agenten erfordern.

Die Unterthanen und Börger der beiden hohen vertragenden Theile sollen in
den beiderseitigen Staaten nicht einem strengeren Revisions= und Untersuchungs-
Verfahren Seitend der Zollbeamten unterworfen werden, äls dasjenige ist,wel-
chem die Nationalen unterworfen sind.

Art. 22.

Jeder deutsche Staat, welcher dem deutschen Handels und Zollvereine bei-
treten wird, soll als mitvertragender Theil bei dem gegenwärtigen Vertrage an-
gesehen werden.

Art. 23.

Der gegenwärtige Vertrag soll in Wirksamkeit bleiben bis zum 1. Januar
1857, und falls nicht sechs Monate vor dem Ablauf dieses Zeitpunkts der eine oder
andere der hohen vertragenden Theile mittelst einer amtlichen Erkldrung seine Ab-
sicht, die Wirksamkeit desselben aufhören zu lassen, zu erkennen gegeben hat, soll
seine verbindliche Kraft bis zum 1. Januar 1858 fortdauern. Vom 1. Januar
1858 an wird seine Wirksamkeit erst zwölf Monat nach dem Zeitpunkt aufhören,
wo einer der hohen vertragenden Theile dem anderen seine Absicht, denselben nicht
länger aufrechthalten zu wollen, erklärt haben wird

Art. 21.

Die Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages sollen zu Neapel in einerFrist von drei Monaten, vomEane der Unterzeichnung an gerechnet, oder wo
Mmöglich früher, ausgewechselt werden.

Zur Urkund dessen haben die beiderseitigenSwollmchtten denselbenunterzeichnet und ihm die Siegel ihrer Wappen beigedrückt.
Geschehen zu Neapel den 27. Januar des Jahres der Gnade 1847.

(hez.) Baron von Brockhausen. (e#.) Giustino Fortunato
(I. S.) (1.8.)

(ge.) M. Prineipe di Comitini.
(I. S.)

(gez.) Antonto Spinelll.
(I. S.)
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Nachdem dieser, zwischen den Staaten des deutschen Zoll= und Handels-
Vereins einerseits und dem Königreiche beider Sicilien andererseits abgeschlossene,
Handels= und Schiffahrks= Vertrag d. J. 27. Jannar a. c. diesseite unter'm 10. März
cj. oi. ratificirt worden ist und die Auswechselung der Ratificationsurkunden
am 12. Mai d. J. zu Neapel Statt gefunden hat; so wird derselbe in vorste-
bender deutscher Uebersetzung anmit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 18. Juni 1847.

Järstl. Schwarzburg. Geh. Raths-Collegium.
Wictleben.

F. C. Hönniger.
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&amp; XXIV. Verorbunug
vom 25. Juni 1847, den Erlaß des Eingangszolles für Getreide, Hülsen-

früchte, Mehl und andere Mühlenfabrikate betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu
Schwarzburg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen,

Leutenberg und Blankenburg u. s. w.

finden Uns in Betracht des stets noch fortdauernden ungewöhnlichen hohen Stan-
des der Getreide-Preise, sowie des Umstandes, daß wider Erwarten Verzeh-
rungögegenstände auch unmittelbar aus dem Vereinsauslande bezogen werden, auf
dem Grunde einer unter den Regierungen des Zollvereins bestehenden Vereinbarung
zu verordnen bewogen:

Daßb der Eingangs-Zoll von Getreide, Hülsenfcüchten, Mehl und anderen
Mühlenfabrikaten, als: geschroteten und geschälten Körnern, Graupen, Gries,
Grütze und gestampfter oder geschälter Hirse, welche von jebt an bis und mit dem
30. September d. J. aus dem Vereinsauslande nach der Oberherrschaft Unseres
Fürstenthums eingeführt werden, der Eingangszoll ganzlich erlassen werden soll.

Diejenigen, welche Getreide, Hülsenfrüchte, Mehl oder andere Mühlenfabrikate
der gedachten Art aus dem Vereingauslande nach der Oberherrschaft des Fürsten-
thums etwa beziehen oder einzuführen beabsichtigen, haben vorgängige Anzeige da-
von bei der dem Bestimmungsorte nächstgelegenen Steuerhebestelle zu machen und
von dieser über die Bedingungen für den Genuß der Zollfreiheit weitere Eröffnung
zu gewärtigen.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und mit Unse-
rem Fürstl. Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen
Rudolstadt, den 25. Juni 1847.

(L. S.) Friedrich Günther, J.i.S.





Geletzlammlung
für datz Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Achtee Stlück vom Jahr 1847.
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 NAXXV. Verordnung
der Fürstl. Regierung vom 17. Juni 1847, die oberherrschaftliche

Arznei-Taxe betreffend.

Die Emanation der sechoten Auflage der in der hiesigen Fürstl. Oberherr-
schaft gesetlich eingeführten Königlich Preußischen Pharmacopöe hat den Erlaß
Iiner neuen Arznei- Tare nothwendig gemacht. Die hlernach mie Rucksicht auf die
Vorschriften der neuen Pharmacopbe, so wie auf die eingekretenen Veränderungen
in den Droguen-Preisen brarbeitete neue Arznei-Taxe wird daher nachstehend mit
dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß dieselbe mit dem 1. August
laufenden JahresinWirksamkeittrittundbahervondiesemZeitpunkteandieApo-
theker bei Vermeidung der in der Apotheker-Ordnung festgesetzten Strafe sich nach
dieser Arznei-Tare überall genau zu richten, die dabei betheiligten Behörden aber
über deren Befolgung mit pflichtmäßiger Strenge zu wachen haben.

Rudolstadt, den 17. Juni 1817.

Fü#sh. Ewarzb. Regierung.
v. Röder.

Berninger.

Allgemeine Bestinmmungen.
1) Die in der Tare festgesetzten Preise finden für jede Menge einer verabreichten

Arznei unabänderlich ihre Anwendung.
2) In Rücksicht auf die dem Apotheker zu gewährende Entschädigung für den mit

dem Diopensiren kleinerer Quantitéten nothwendiger Weise verbundenen Ver-
lust wird der Cenener zu 100 Pfund, das Pfd. Civil-Gewicht zu 15 Unzen,
das Pfd. Medizinal-Gewicht mithin zu 111 Unzen berechnet, und das Mini-
mumeinesPreises auf 1 Kreuzer festgesetzt. Kommen auf einem Recepte 6solche

Fürsu. Schw. Diadolst. Gesezsammlung VIII. 16
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Minima ver, so sind sie mik5Kreuzerzu berechnen. Dagegen findet von der
Umze ab eind solche Vergütigung für den-Diopensations. Veslust nicht ferner
statt; es wird daher die Unze in der üblichen Weise zu B8 Drachmen, die
Drachme zu 3 Serupeln, der Serupel zu 20 Gran, die Drachme also zu 60
Gran berechnet. Aus Obigem folgt zugleich, daß bei Arzueien, für welche der
Unzpreio in der Tare ausgeworfen ist, mit 15 Unzen Civil, oder 111 Unzen
Modicinal, Gewicht der Preis des ganzen Pfundes eintritt. Wenn demnach
1 unze 4 Krenzer kesttt., so kosten 111 Unzen 45 Kreuzer; eben so viel kosten12 Unzen, und jedeMenge, welche Früschr 1I| und 12 Unzen liegt, Wird
über 1 Pfd.,z.B.20 Unzen verschrieben, so geschieht die Berechnung nach
folgendem Ansatze: 12 Unzen kesten 15 Kreuzer; es kosten also 20 Unzen 1 Fl.
15 TKr

Von denjenigen Flüssigkeiten, welche in der Tare mit einem Stern Ibezeich-
net sind, werden 27, von allen übrigen 32 Trepfen auf den Scrupel berechnet.

In allen Fällen, wo auf dem Recepte bestimmte, auf die Tare Bezug habende
Angaben fehlen, müssen diese durch eine Bemerkung des Apothekers ergänzt
werden. Wenn daher z. B. zu einem geistigen Insuso zu 6 Unzen Colatur 8
Unzen Wein oder Weingeist genommen sind, oder bei einer Pillem-Masse elne
dem Apotheker anheim gestellte Menge irgend eines Mittels zugesezt worden,
so muß dieses auf dem Recepte genau bemerkt werden.

Bei allen auf Recepten vorkommenden, in der Taxe nicht befindlichen Arznei-
mitteln wird der Hreis ähnlicherin derselben enthaltener zur Norm genommen,
und das Arzneimittel, nach welchem die Festsetzung des Preises erfolgt ist, auf
dem Recepte bemerkt.
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Seccualigz
 uri inspissat.

recens

Sro Kuli uriurcum
Kalinm cyanal. zr- 1i ehloratum

cyanalumbydr.—acel. aue

—**i'e SS755
1111111111

Zeeerezce8.—

1 847.

ses

Chamom. Rom.
conc.

vulgnconc.9* Er. m. p.
suhl. pulv.

Lavandulue
con

Cpalr.
Malwac orbor.

conc.

S#lvesir.
Millclolii.

conc
Khocndos

cone.

Rosar. sneur ene.i.plv.
Sambuci.

ene- ergr. m. ply.
z pulv. .

stoochatlos eilt-in. .,

conc.

Tanacchi.

Tiline.
conc..

F.
#.

Herr. hydricum 1 Dra.
in Aqun 1 Unze!2

jocknlum sackhhumt. Dra.6
luclicum — 12

phosphoricnn T 18erup. 8— 2 1 Unzelo
sulph. 6• — 56

venale 1

gr. T 2Flor. Arnicne 3
-sengr. m. b. 4

subt, pulv.. 5
Aurantüs. Naph.conc. 16

llilililiililslililislillilllll! GedchehDaeasc"gdeacubecccn#rdg#üaüssaceo

4

—
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FI. Verhasei
cone.

Folin Alloen vonr. eige#. m. p.
Auranun cone.

subl. pulv.
Bolladonmac cone.

Bucco cone.
suhl. pulv.

Cmdui bencdicl.
Conc.lgr.m..
zubt-

Digitalis conc.
Er. mod. pulv.
subt. puln.

Fursurne. ..

cune..

Hyoseyum conc.
gr. m. plv.
ubl. pulv.

Juglundis eone. ..

öubt. polr.
Melissac .

I

blos-time cksap

blülckoln .

co·.

Nicotinn. Virg. conc.
Fr.

Horismoerini.

1—

F

—— S—S—————
S

Lonc. eigt.m.unu
subl. Dull#.
Sp. Vinickkr. conc.

sobl. pulw.
Siramonü ronc.

gr.

ubt. P.
Toxicodendti conc.

zubt.p.
Trill. fibrin. ..

subt. pulv.
Lruclus Aurnmli imunuturi

con

suht. p.
Capslci unnui

*#c#

G.
Gulbanum

epurut.
Gallue

comt. eigr. mod. ai-*&amp; pulv.111111111111111111111111111111111113m. plv.

1

Ustne plEutes unglie. dep.
Gumoen Arbie.##Snsoocde#cecaa#emer grm.pul
1 sabl. pulw.zulli .·-...

 .---IDQUIODODUDDUNlOII*2——

(-— ——— —.Fllillsiililililll!
S– 2r#—
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G. H. H. L. H.
x. -— — I#r. SM——

li gr. mod. pulv. 4 Unze28 llerba Taymi 1Unze
subl. pul. 1 Dra.4 conc. elgr. m. ! —4

Wiolae iricoh. —2
H. conc. —

zur Antimoniü gr. m. lun 1 Unze 6 subl. pulv. 4
ba Absinihil — 13 klirudines *# der Grösse. 180ek 1

conc. eligr. m.p. — 14 Uydrurgyrun 1 Unze24
r% pulw. — 16 ———— b Dra.

Aconili com-. — 15 biehloral. corros. 3

ulv.6 büodulum rubrum on 11Ballolne — — 11 chlornlummie 10D 74
Conltaurii minor. — 13 ———.pk.. 1ns "0L

cono.eigr.m.p. — 14 el Subium sulph. 1 Dra. 3
aublt. puly. —156 jodalum slavum 1Scrup 6

Chenopodii ambr. c. — 15 oxydat. rubrum 1 Dra. 45
Conii inneul. cone.13 oxydulal. nigr.. s1 Serup4 9

Fr. m. g.. —4 sulphurul. nigr. Dra.6
subt. pul5

Gruliolae connn— 1.
-puv — 14 Ichibyocolla cone. — 18

subl. puly. 5 Indicum aubi. pulv. 5
Lobel.cone.el gr. m.p 44 Tulus. Seunne compos. 1Unne6

zubt. pulv — 6 Jolum . SGSerup 8
Lcopodll conc. — 14
Narrubi . — 12 ·

. — 12 Kali ncolicum . ihn-H

Ilcliloh eilt-ich . — 12 carbonic. erud. 1Unzo 2
c. elgr.m. p.. — 13 depural. —6

subi. pulv. — 4 purum. 14 Dra.
Polygalue omor. — 8 chloricum depurul. — 8

cone. . — 14 eilrieum . .. — 6

— hydricum lunm. 1 Unze14
Tulsatillac conc. — 14 siceum. . — lia

aubi. pulv/ — 18 nitric. erud. gr. m. pulv. — 14
Sabinae eau. —, . . 6

Er.mod.puly. — 14 eubl. pulv — 17
aubl. polv.—5 sübicum. 1 Dra.

Serpyli. .. —2 rih u.5 1Unze4con —9 subi.ply —6
M.. VIII. 17 —
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K. L. L. M.
 1##.- I . sx x

Koli torlariceum. . . . 1Unre i6 Liqduor Kali carboniei 4Unze8
subl.pulv. — 8 —5 hydrii — 18

Kolium jodnuim 14 Drn.4 Mha — 12
sulphurnttuyu—4 4 Nuiri hydrici.. — 17

pro balneos #Unze Plumbihyir.-ncel+
Kino#2 5 pyro-iariarieus. — 16

subl. punllv.455 Slihü chioruli — 12
*Kreosolum . . 1 Dra.5 Lilurgyrum subl. pullll—5

L.. M.
Lackucarium Angliczm 12crup6 Kacis. — 46

allieum . — 14 bi. pulv. 1 Dra.
Lichen lsl. cone. ol gr. m. p. 1Unzel 2 AMognesin bndrico-carbon. 1 Un0

« «suht.pulv...—4 sulph cratlgstssiip.» 2
Lign. Gucjaci raspat. — 12 46 —14subi. puly.. — 13 sicc—e•

CQuass. cr. elgr.m.p.4 —.subt. pulv. — 15 Alungan. l nal pulv. 1 Unze2)
Sassofras cone. — 13 Mannn —8

Linimemt. Acrugin. —. cumnellotaseu eiecia — 114
ammonial.. . — 18 Mosliche — 82

ammon.-camphor—+— subt. uls. 1Dr.
saponulo-ummon—. el .. . . 1Unze 3

suponalo-camob.—594 copurm. “ 6
Liquor Ammon. acelici — 17 ——.n] —68

Pharm. mil. — 13 Minium subsl. pulv. — 16

anisulus. — 18 Mixgturn olcoso-balsa.4Dra
carboniei — 13 i — 17

— 14 sulphuricn ncilg|. Unze
causlici.° 47 vulnororio acida.. — 13
ucciniei 1Dro. 2 Morphium 1#Gran3

Chloricom Ad. comm. 1 Unge 2 acolicum. .. — 13
cum Aq. dosl.. 3 Mosch — 12

Forri acolici. . . 1 Dra. 4 Mucilago Cydoniae . . 1Unzè 3
chlorali . 1 Unze 6 Cummi Arabiei, —+4

" sesquichlorat. 1 Dra. Salc —9
Hydrarg. bichlor. Corr. 1 Unze Ayrrüie — 15

" nilrici. . 1PHra. 11 gross. mod.pulv. — lis.
 VLoli acelici. sbneolla subt. pullv. —. 1
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V. O. O.

Ne. # x.

W. .... 01.oontm·kocniamchnb. illa-c
Mo—lculilsru1kicum.1llnzc« corucsscslki.
. pulv — 13 * Crolonis . .11 h

#rum Pelicun“ " Flot. uranlii. . ·
1 Dn. Voeniculi.. . .1 Den.

carb. *! F% — 1 Calbani.. . ScrupK
1Unze IIvosey#mi cocs.Unze* — 131 Jecoris Aseli.. —

sicch lloi Juniperi.. . . 1 Dra.

EILIIILE uri. 11Unze
———e Lavandulas. . . 1 Dru.

phosphorie. 1 Dor. ini.. .. 4Unzel
zulph. crudum 1Unze Mucidis 4 Dru

gr.in.pl/. 17 Menthac crisp.. Scrup.]8
depurut. — 12 — 1 Dr.

„ sichl 17 piperii. . 1 Serup.
W#es moschaine. — 13737 anglica

. tout-s Nucisiio 1 Unze
vomicno gr. m. pulv.Unze Olivurum .. —

subl. poll. —5 Provineialo —
averis.. . —

O. *Wwe —Neum Absinihii. . . IlSerup.o hic ...—
Amsgdålcsk....1unzcls Mogol-um ....1scnsp.

acithorcum 1 Scrup.7 Rorismurini. . . Unze
animalo aelher. . 1 Dra. Iil2 Sahinano. . . . 1 Dra.

voetidum . 1Unze 2 EEIILIIIEI crr.
. 11 Dra. l2 *Sinupis — 24

Bergamollee— uccini.. . . . lUnre

acto .4 UnzeBO reclilical. —

Cujeput IELIE Taonnceti. . . . 11BSerup.
recilcab— 21 Terebihn. 4 Unze

Calomi — 2 reclilica —
Carir 4 Dr# Ihymi . . . 1 PDra.

* Coryvophyllor. —. 8 Voierlane#. . . . Serup.

*Chaimnomillao e 1 ScrupH6 Olibonum . .1 Unze
Ccoct.Unze6| sabt. pullv. —
purum. Scrup.]140 pium subi. pulv.. . . 1 Serup

* Cnnomomn] —7 Os Sepiuc puv. 4 Unze
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P. B.

Oxymel scilliticum.
simplen

P.
Pasia Clychyrrhizge

gummosa
*-* .

liscnl...
PhosphorusPiluloc Moscne ferraino.

morcurinl. Sell.
odontalgicue

Placenta Sem.Länigr. m. p.
Plumbum acclic. crudum.

purnt.
-tannieum eicc.

Pulpa Tamarindor.
Pulvis akrophorus. .

lud-uns
okomsticus...
Glycykkliizoccomp.
cuajacivomls«·
gummosss

**E opial.½es. oum Rheo
ecamp. Ph. mil.
temperaas.

B.
Radir Alcannae

i

Allibnene

Angelese
onc. lgr. m. p.
aubi. pulv.

Ari coac.

S#crup,

Dra.
. 1 Unze

1 bme

—

 Dosis
1 Unze

. . 1 Unze

—

 ——.2.es—l

 .

 #9.
74

1847.
B.

m#uaair Awuncne-mc. el gr. m.p.
- pulv. 4

Artcmisiac conc.

sublrostBardunnc
onc. elgr. r.b.

Belladonune cone.
gr. m. plv.
subt. pulv.

Calumi decorl.
Conc. elgr. m. p.
subt. pualv.

Caric. arcnarine conc.

Caryophyliaine
Conc. el gr. m. p.
subl. pulv.

Colchici conc.
Colombo.cono

# pul.

mundnt. conc.

subt. pulGennenasbobras
onc. cl gr. m. p.

Glyc. *##gr. m. p.ramin conc.
LHilemmi

Hellebori.u,copnc.

Fllicisconc. elgr. w. p.

subt. pulbv.

Glyeyrrhitao o-—conc.

subl. p.

— asenn.p.

 ———
p——————————— o—

—S—————1Ess
0——1——

9 —
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And.Ielleb. olb. gr. m. p.
—

nigr. coente.
gr. mod. plw.
subl. pulv.

Jalopae gr. mod. plv.
subt. pulv.

lpecnucunnhne conc.
subl. pulv.

lridis Floren.
conc..

subt. p.
Levisüc! ..

conc. elgr. m. p.
aubl. pulv..

Ononidis conc..

pulv..
Paconiae cone.

subl. pulv.
Pimpinellse

Conc. elgr. m. p.
zubt. pulv.

Pyreihril
cone.

subl. pul.
Ralanhas ceono..

subi. pulv.
—

mutt. plv
Rubiae linelor.

c.el gr.m.p.
subl. pulv.

Salep subt. palv.
Sarsap. conc. .-

Seillao

?

—.—.—.......
— E

— S 2

—— ersIg

SerDecbn
)

—

—

edsduosen

——

l#nd. Senognne
conc.

subt. pulv..
Serpenl. Virgin. cone.

subi.p.
Torexaci cone

cum llerb. conc.
Tormemtlline Ccone.
Valorinn. min.

conc. elgr. m. p.
subt. pulv..

Zedoariae
cone.

subl. pulv.
Zingibeis

conc. elgr. m. p.

subl. pul
gesin empyxreumul- LIiqvid.

solida
Guajaei. ...

subl. pulv.

Pini Burgund. .

Rolulacslcolhncpipokik

quoklmlsalliisoim saht pulv.

—

album subl. pulv.
Laclis subil. pulv.

Sal Thormarum Carolinar.
Santonin.. ..

Sapo domeslie. rusus.
aubl. pulv.

gunjacinus .
lüspaaicusnlb»

rasus

- subt·p.

jalapinus. ..

—

——————————.N“ ———«wowppomnqoomduwøu Us-—

 ——F

—
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B8. 9 8. F K
- blejUnw6.Sapo worebinsiinatts . 1Unze =" u ks#M.107

viri r*v 12 alum alum — 14Scummon. lop. sobl. vib. 1 Dra. 4 unnnn —l li
Sehum ovillum 1Unro 10 Sinapimmus . 1UIM1«3

dccnlc conmäum pulv — 14 Solulio ursenicalis. 1! Ver. 54
T s ad Deeoc Lignor 1 UuzeSemen Anisi 4 un- — 62 Species a ehurm.m — F7

ubl. pul TlIl; lolus. pcctorale D
vulgaris. 1 3 aromalioee. — al «

«"'l«·—’ J luxastwsskccm.—s22
sul«.’l)"««- 1 resolvemes — 1

Avenue deeor.— 1 Spiritus ncihercus. — 18.
Cunnubhis. – 4 Aelberis ucclici. — 16
Juri T chlorali 1 Dra.ge., modo zuns — | nitrosi —4

subl. hulr – . Amm. causl. Dzondil. 1
Cinno T Augelieue eomp. —amn mir 2 num horalus. – +

Calchici 1. Cochlenrine —. 7
Coriandei. 3* Ferri chlornti uell.1 Dr. 2

zubt. a — #1 Formicaru 4Ume68
Cy donine: — 21 Juniperi — 3
Focniculi — Lavundulne —. 5

Fr. ost — 2Z Horismarini — 5
ubt. pulv. —1 Nomrum — 45

Focni Grneoi gr. mtö0½0— r“ sunponalus. — 15
Lini. — Schem . -

r: LT *# — 2 Vini alcohollab. 10r
U#veopadsii — 21 recliliculissimus— 4
Papuveris — z1 reculicalus — 37

Peirosclini —- · com-no tout-b

Mit-muri- .—Zk slmngmsu»M« – 2
9a. hoos b. zj rinue . 1Ume 52
subt pu — 1,3 W kan #urtoricum. D.

Sahadiline subl. pulv,. 1 7 Sabiam sulphur. auranlor — o
Sinapis —# nigr. gr.m.HUnge ""gr. modo * — 15 nigr. luovig 1 Dra. 13

tubt. pulv. — rubeum .1 Scrup.]5Suamonik — 14
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—S.I. T.
J—J— - VIII-via

Su#pites Dulcamar. cone. Unze frorurus ummonialus. 1 Dro.
subt. pul.—3 bornkaluus 1 Unzeln 1

Frobili Lupuli cone. — 69 crudus pult — 5
Sirychniun nitriem.6ran depurnl. pulv — 68
Succinum comius — 6 frrebinin coela — 13

Suceus Dauei incpissnius — 13 eommunis — 124
lvreyrrfhiznc crudus——1 laricinn — 65#

depr.0 Tinciura 1 — 112
Juniperi inspissal. 3 nili — 111
Sumbuei inspissat.. — 16 aeiheren. 1 Dru. 21

Sulphur. * 5 Aloös 1U
jodutum 1 crup. amurn — 10
praccipilal.. 1 Dru.5 Ambrne 1 D.
.l— . 1 Unze2 Arniene 1 Unzee

Syrupus Alihnene —1 uromulicu — 13
Ainygdular. — 53 nci — 113

Balsumi Peruv. — 15| Asne loctidno — 19
Capitum Papaveris — 15 Aurunlil Pomor —2
Cernsorum — 1 Benzoss — 10

Chumomllino — 5 conpos. — 12S5
Cimamomi — 6 3 . — 11!

communis. —2s umiluricum l— 18;

) Aormiiiet 8) Cupsici unnu — 12
Croci — 81 curminuliva. 16
borrit odalus 1Dra. 14 Cascurilluo• 12

Florum h#urantul 1 Unze Custorei 1 Dro.412Ulycyrrhi — 6 neuleren. 112
Loccneuomiu. — 14 Canadensis —.71.
lihei — 17 EXIEIIII
Rhocados. — 15 Culechu. Unze
Hubi I#ci 6 Güme composiin — 10
Sencguc — 14 simplex — 16
Senneamem — 5 Cinnumomi — 4

simplex — 3n Colocynthidis — 116
8* eervin. — 16 Coni — 112

Succi — 10 Corticis Aurumlü — 115

Croci
- , Di nialis 1 Unrel2

kumarind 1 Unze 3 Ferrincclici hel.1 Dra.
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T. V. V. V. Z.
r 0

Tincl. Ferri pomoti 1 Unzel. 1 nguen. **9 1 Ume6
zulluni — I «l -7bunt-in — 112 — . -—«li)

hin-Juki umnmmalts 11 Idrargyri alb. — 12
Jodi . 1 Dru. T. cinereim 148
lrerncunnkte 1Un U„ rubrum 12
kulina — #44 Kalii joduli 1Dra. 43
Loheline — 6 . #Alczerei 12
Millesolii —12 Plumbi 1 Unze10
Moschi 1 Dru.10 | Resinne Burgunu 6
vrrhue 1 nzesa Horismarinicomh,

Nicolinnne — 12 3 ——..

Opi heuzoicn — 19 siluplek — 114
oruin 1 Drn. sulphurul. conp. — 16

simhlo 1 UneRE"4 mrm.ml 2
Pimpinellu — 12 simple —4
l'ini Compos. — 12 lerchinilinntum —67
Hulunlin. — 1f14 Slihio-Kuli lurt. —6
Resin. (zuninci — 10 Zinci 0
Hhei nducsu. — 10

vinoss 0 V.
Khois 10icodendr.Dran .

Seillue 4e1 saiiae- 44rnScculis cornuli 1Dra. 13 du n 1 Crun 5à
geminis Colchici. 1 Unze 12 Vinum e ' 1LUW 6 .

. utnølb.. -.)1
dlkucnoms — 112 Mud 67% ; " udeirense.

ane 1%2 zanieis Colchier..
ucthereu. 1 Dru. 24 Semin. Colehiei — ie

Vunillue 1 „ bietnm —
rn“ Viscum ulbum cone—7!

Tragacunih 1 Un14 sult. um 5
subl. pulv. — 19 kbaw.]

Trochisci Ipecucunnh. — 112 2.

V. Zincum chlormum. 1Dra. 111
Unguemum kwieun 1 Unze67 " oxytlnluak — 111

#aridum — 60 sulphuricum 1 Un4hon - —1 wloritmicum..1Scruli.30

—Ood—
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Taxe der Arbeiten und Gefäße.
I. Taxe der Arbeiten

FüreinDecoct bis inel S Unena
 :-""„ 1222222;;;

":"„ 2444444 .. ...
* I I . -- 36 *„„„.n " " · · · · I · « *

Bei rr*r* Quantitäten für jedes, das Quantum von 36 Unzen übersteigende
In der Regel wird das Doppelte der verlangten Colatur an Flüssigkeit

angewendet. In Fällen, wo mehr als das Doppelte anzuwenden ist, wie
bei Decockum. Ouussiac oder bei den Decociis concemiruus, ist die Hälfte der
obigen Arbeikspreise so oft in Anrechmug zu bringen, als die Menge der
&amp; geur in der aufzugießenden Flüssigkeit enthalten ist So ist z. B. ein

ecoct:

von 18 zu 6 Unzen Colatur zu koriggen
von 21 zu6 „ - : „ ... .

# ionen werden wie gewöhnliche Decocte berechnet.st von dem Arzte ein Decoct oder Infusum ohne genauere Bestimmun
verordnet, so wird in der Regel eine Unze der anguwendenden Substanz auf8 Unzen Colatur gerechnet. ###n stark wirkenden Arzneimitteln ist indeß eine
vom Arzte einzuholende genauere Bestimmung der Menge der anzuwendenden
Substanz unerlaßlich.

Für ein Decoctom und lulusum salurnum gilt das Nämliche.
Zu einem Decoctom oder Insosum concontratum wird dagegen die Hälste

mehr, zu concentralissimum aber das Doppelte der zu einem gewöhnlichen De-
cocte oder Inlusum anzuwendenden Substanz genommen

Wird Pulver zu einem Decocke oder lufusum vorgeschrieben, fo ist da-
runter, wenn die Verordnung in dieser Beziehung keine ndhere Bestimmung
enehalt, das Verordnete gröblich zerstohenoderzerschnitten zu verstehen.

Wenn vom Arzte ein Decoct verordnet wird, zu welchem gegen das Ende
des Kochens noch ene andere Substanz hinzugefugt werden und noch einige
Zeit mitkochen soll, so darf dafur nur ein einfached Decoct berechnet werden;
sollen jedoch die vorgeschriebenen Species noch damit infundirt werden, so wird
das Decock um die Hälfte höher berechnet. s

Wüssekingiatiotten,bisweiueksssstrkrdiqenDcueywerde-eben
sowiegewdhnllcheccockebckrchakr.
ZåtsttSchw·Rutolstctsspfmmlaaqvllb 16

2
10

116
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Bei meht als 24stündiger Dauer sind die für gewöhnliche Decorte aus-
#eporfenene beitepris für jeden folgenden Zeitraum von 21 Stunden um dieHalfte#Wi et der Bereitung einer Arzuei Digeriren und Kochen gleichzeitig

verordnet sind, so darf für die 9 nur die Hälfte des dafürausgeworfenen Arbeitopreises in Anrechnung komm
Geistige Digestienen bio zur Dauer von 21 Ehnden werdengerechnet

bis incl. 1 Unzenau .... . ·

Bei nreßeren Dlnankett für jedes,das Quani. von ia unzen übersteigende Ofd.
Bei mehr alo 274 stndiger Dauer geini er Digestionen wird für jeden folgendenDra von 21 Stunden r Ifte der obigen Arbeiköpreise hinzugerech=

So ist z. B. eine geistige Digestion von Iigiger Daner zu berechnen
*- Aufa usse und Maceratsonen bis zu einer Dauer von 21 Stunden

werden halb so uß alo gewöhnliche Dekocte gerechnet.
mehr als 27 stündiger Dauer werden für jeden felgenoen Zeitraumvon 21 Ee die für diese Operationen auögeworfenen rbeitspreise um

die Hälfte erhöh
Fir Abdampfen 5t incl. 12 Unzeür dao Abdampfen einer guihien Zuantität fürjedes, das Quantum von 12

Unzen ubersteigende Pfund
Fur in Solutionen * einem odermehreren Salzen, Manna unddergleichen

in

bo teel 2 umen .
VBa rößeren Zvantitdtenfür ** das uantuinvon. 12 unen zir-
Für?eeutüErtrarteo!intiner Flussiigkeit, wenn d0 ein torserge.
üraucsedes Phodphordiin flunn, therischen Oelen#!u."#w.sitjedeuin
——N 7einerOel=undSamen-Emulsionbi a zeinUnzen

BeiaArherintQuantittenfür jedes, das Quantum von 12 un übersteigende
Echiund. Harz-, Wachs= und Balsam-Emulsioionenbis sur s Unzen

Hebzeren Quantitäten für jedes, das Quantum von 13 unzen übersteigende
und

—

S——

——

Xr.



1847.
7Bereitung einer Saturation .
dur Filtration bis incl. 12 Un

ei
nden

köueren Quantitäten für jedes, das Quantum von 12 Unzen 'Worsteigenehnereitung einerGelatinaaus JoländischemMoos dr Hirschhornbis incl. 3 Uagr
Duantitäten über.4 Unzen sind * dem Pfundpteise das 1zu berechnen, so daß alle Unzen
*P# Bereitung einer Latwerge

b UUz

Bei edßereii Quantitatenfur fides, vad Quantum von 12 uUnzen itersigeude
üebzundneines warmen Kataplagma: bis *“ ¾l- unn *ê½2

Vei gößeren Quantitéten für jedes, das # von 12 nen abersleigendfund
Aalt zubereitende Kataplaomen kosten die Hülfte.
5nrotBereitung einer Salbe, deögl. Mischen tuut Salbenkch Schmelzen ·

6 incl. B
egsbahe Quantitäten für jedes das Quantum t“von 2 le: abersteigend
rl ln einer SalbevurchSchmelzen, wowl. Mischen indalien: "

-6incl.4Zunzen .

gröheren Quantitétenfür jedes, das Quantum von un *funker En —8 Pasta:
bio iuel. unen · :

tnüber 6 —sindnach dem Pfundpreise, das Pfund zu..
chnen

für Mischen und Malaxiren eines Pflasters: bis incl. unzen ..
.-12.«. OOISI

»ei-
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Bei grer Quantitäken für jedes, das Quantum von 12 Unzenubersteigende9

Für Suielzen oder. ch kne Pfiastere/ hiel. ** Mi nd via.
laxirenor bis inel. Unz

Fur jedes g Quantn von 12 annübersteigende PfundKuürdas Gtreichen einco Pflasters von etwa einem bis5ZollLängeund Breite
Vorstehender Sah von 4 Kreuzer wird bei größeren Pflastern so oft berichnetn 40die angegebene bänge und Breite in dem Mlaster enthalten sind. DasL

oder Zeug wird, nach seinem Werthe, noch besonders berechnet.
Für das Anstoßen ciner Pillemasse für jede UnFür Formation der Pillen, Bestreuen darseiben arur einem en von welchemdie Unze nicht mehr rn“ io Kreuzer kostet, und fur dieDispensation bro Unze
Decgleichen für Pillen, welche mit einem Pulver, von welchem die Unzeden Preio

von 10 Krauzer übersteigt, bestreut werden, pro Unze
Decgleichenfür Pillen, die mit Vanille bestreut werden, hauro“ un
Deegleichen für Pillen, welche versilbert werden, pro Unze . .
DeoqlecchenIeuPclleIhdtevrqoldetwerden,putDkarlI.
Dao Gewicht der Pillen wird im Durchschnitt zu zwei Gran bro Sltück aug

nommen. Ist ein gréßeres oder kleinerec Gewicht verselben vorgeschrieben,
weren sie nach Whch theurer oder wohlfeiler taxirt, so dasne B.

vier Gran, mit Pulv. rad. Glyexrrh. bestreut, die Unze zu.be selcer Pillen von einem Gran dagegen die Unze zu
berechnet werden.

Für Anstesin-Formation, Bssteunn und Dispensation der Pferde-Pillen und.
MBoli, tück incl. ConFur Vo, For-naton, Bestretten und Diapensatiom der Trochisci, nach
genau bestimmtem Gewichte,proUnze

Für Bereitung, Fermatien #esterun und Diopensation derselben mach will-
bürlicherGräe, booFur i nn und lpem 2 eines feinen Pulveré, wenn folches nicht dividirt
oder in vervielfältigter Dosioverabfolgt wird, mititKapsel Cenvolut und
Signatur: bis incl. 14 Lin

In aroheren Quantititen 8 2— das Quant. von 12unzen übersteigende Pfd.
Bei einer Dvision oder, wac gleichviel ist, bei einer in vervielfältigter Dosio er-

folgten Verabreichung der uer, wird für die Diopensation, inel. Meng-
ung, Kapsel, ConvolutuSinnatur:biszu 12Stuc einn jedes zu .JelbedweiterePulverüber.n wird mit

erech

—821
10

u-
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Sind Wachs-Kapfeln * verschrieben, oder ist deren Anwendung überhauptunumgänglich nothwendig, so werden obige Sätze umdenvierten TheilFuchlbuns es müssen vonnech 12 Stück solcher Pulver carxirt werden mit
Für Mengung und Diepensation eines groben Pulvers oder einer Quantitat

Specito mit Kapsel, Convolut und Signatur: bio inel. 6 Unzen . .
--1z .

Bei großeren Quantitaten fur jedes PfundBei Divisionen grober Pulver und Specieswerden isiüedispensaioon jedes einzel-
nen Packeto, inel. Mengung, Kapseln, Convolut und" Signatur,bei einem

Inhalt o inel. 1 unUnzen

hei !DuancichnpioPfund .
d40#ao von Morsellen bio * ½ Unzen . «. .......
Vetqkoßckanuantctåtenpro Pfu d ·«««.·««·
Fude Dispensiren der Morsellen,imFallsie imn, eingewickelewerdensollen,

kemmen die für dispensirte Pulver geltenden Sätze in Anwendung.
Anhaltendes Reiben, aloErttnctiondectQuetksilbersiin jeder Auantitatu. s w.(fro Stundeur Barttun eines Amalgamé, die unze s.....·
FurdaöContundirenomec Substanzbio inel. !1tn„n— -...—..

12 .

Vei großerenQuantitätenfür jedes, dao Zuant. von Unzen ibersteigende fd
Fut die Mischung zweier oder mehrerer, flussiger oder nicht flussiger Arznei-

mittel, zur Anfertigung einoc zum innem oder dußern Grbrauh bestimmtenAkzuel und für die Verabreichung dorfelben bis incl. 12 Un
J größeren MN für jedes, das-Duantam von 12 unzen ienincide pin

der Mischung.“ ---·

Anmerk. 1. Findet bei der Anfertigung einer flüsssgen Arznes die Solution
aes Ertracies, eine wannr Aufldsung, die Vereitung ciner Ocl-, Gummi-, Harz.,
Vachs- und Balsam-Emulsion, eine Auflösung des Phosphors in fenten, atherijchen
deenn .w., die Bereitung einer Saturation, elne Fillwation Statt, so kommt der für.
ido ebengenanmten Arbeiten ausgeworfene Preis in Anwendung, wogegen für die in sol-
den Fallen etwa noch zu bewirfenden auderweitigen Beimischungen obiger, fur die
##eun einer Arzurt im Allgemeinen festgesetzter Prric nicht noch besondersin An-
tcnung zu bringen ist. In allen übrigen Fällen wird von den zur Anfertigung einer
bssigen Arznei nöthigen Arbeiten, für welchr berrits ein bestimmter Preis feslgeseht ist,
B. Decoction, Infusion, Digestion, Bereitung einerSamen--Emussion u. s. f., jede

#

—

—

S
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einzelne, und die demnächstige Hinzufugung anderweitiger Beimischungen nach den dafür
ausgewoarsennn Preisen besonders bercchnet.An 2. Wen zu Gelatinen oder bereits vorräthigen Latwer-
gen * ulptn anderwritige Beimischmigen hinzugefügt werden, so finden einzig
m allein obige, für die Mischung einer Arznei und Verabreschung derselben angesehten
Preise Amvendung.

erf. 3. Die einer Salbe oder einem Pflaster hinzuzusügende Bei-
mischung gehört zur Kategoric der Bereitung einer Salbe oder eines Pflasters und wird
demgemäß berechnet.

Anmerk. 4. Für die Mengung von Pulvern, Speeies, und die Ver-
abreichung derselben ist bercils cim bestimmter Preis festgrsetzt.

Beider Verabreichung einer verschriebenen flu ssigen, nicht weiter zu mischen-
den Arznei, z. B. einer Tinktur, des Decocum üumann u. s. w. darf für diebloße S#pepeclon nichts in Anrechnung gebrachtw

Dasselbe gilt von der Verabreichung einer nicht Mesfigen, weiter nicht beson-
ders 5. mischenden Arznei, wenn dabei ein dazu verwendeteo Ge-hnet wird

Findet. icbei die Verwendung eint Gefäßee, nicht Statt, so
sind für die Diopensation eine# nicht flussigen, weiter nicht zumi-

enden Arzneimittels, z. B. eineo #is Pulvers, inel. in2und
Signatur:bei einer Menge bio incl. 6 Unze n12

bei größeren Wengen fur jedes, dac Quantum ven 12 unzen übersteigende Mund
zu bercchn

Fur dieHiepnasation eines flastero, incl. EinwickelniinWahopapier,Gon-
volut und Signatur: bic incl. 1 Unz

Für jedes, das Quantum von i- ilt übersteigende ¾*v“

II. Tare der Gefäße.

Für grüne Gläser mit Kork, Tectur und Sianatar, bis zu 1 Unze das Seück
n3 inze oxcl. bio Unzen inel.

8 -2 E -
11 - 2 . 16

- I- U - -

2

Ueber 36 Unzen wird sur jedes Pfund des Inhaite 34Kteuzetncheberechnet.

V—

Ne—

&amp;OSe##



1847.

W- kche Glaser mit Kork, Tectur und Signatur kosten bis zu 1 unze
 ben üne 2 * zu T iuei *“

2 1 2 - 4 - "

: 6 . " " B. = 2

* 2 1 2 13 - "

Starke, weiße Gliser mit wui eireu weidenudrrind*natur das Stück . .
theurer berechnet.

bolz= Schachteln bis zu einer Unze inw, kesten mit Signatur das Stück.
l unze cl. bis 1 Unzen incl.

1

dapp- Schachteln bis zu einer Unzenn * mit2 das sue
1 unze oxcel. * ; Unzen *

venbolit. Kästchen zu 8 Pulvern kesten it Siet 66“ Liie
on 8 Puloern xcl. bis 16 Pulver incl.."„ P6n. 10 Pulver

% n]N“es inci.Tectur und Signatur bis zu 2Drachmen, das
von : * ereh biõ un iuei- 2 ; - -

5 1 * 2 3 8. *

* 8 # * 13 * *

— 12

ißeedergtaue irdene KKrukenincl.TrchurundSigrerr "(½ zu 2 unien, das
Stück .

Von 2 2 esch. bi 1 2 zur6
1 6 r* 1 1 8 * 1

: BS " . 12 - .

th Ueber 12 Unzen wird für jedes Pfund des Inhalts 3 Kreuzer mehr be-
Net.
 . Wenn zur Aufnahme der Arznei keere Gläser und Kruken mit dem Recepte
dieTpotbeke gesandt, oder,bei Rertteraturen, zurückgegeben werden, darf

—

 EELIVEEBLAIZ
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bei grunen Glasern und ordinairen Keuken nur die Hälfte der vorstehenden Hreise,
bei weißen Gläsern und Kruken bie zu 2 Unzen nur 2 Kreuzer, und bei Gläsern
und Kruken von einem größern Inhalte als 2 Unzen, nur 3 Kreuzer pro Stück in
Ansatz kommen.

In der Veterindr-Praris darf dagegen in solchen Fdllen für Gefäße nichts
in Anrechnung gebracht werden.

Leere grüne Gläser müssen um 35 Procent woblfeiler, als der indl. Kork,
Tectur und Signatur angegebene Taxpreis besagt, berechnet werden.

Nachtrag.
Für ein im Dampfapparat zu bereitendes Decoct:

bis inct. 6 Unzen 7 Kr.
2 * 12 1 5 r*[i

= „": 224 12
: „ 36 T 1



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Meuntes Stück vom Jahr 1847.
— ————-“:.

XXVI. Bekanntmachung v

des Fürstl. Consistoriums d. d. 14. Juli 1847, die nähere Bestimmung der
Verordnung vom 10. Der. 1818, wegen Julassung von Schulkindern

als Taufzeugen betreffend.

Nachdem Wir in Erfahrung gebracht haben, daß die unter dem zehnten De-
cember 1818 von Uns erlassene Verordnung, nach welcher es nur dann gestattet
sein soll, Schulkinder zu Gevattern zu wählen, wenn deren Stelle durch confir-
mirte Personen vertreten wird, vielfach mißverstanden worden ist, so finden Wir
Uns bewogen, folgende nähere, aus der Natur der Sache hervorgehende Bestim-
mung zu geben:

1) Eo ist blos nachgelassen, Schurkinver zu Gevattern zu wählen, nicht aber
Kinder, die noch gar nicht in die Schule gehen.

2) Eg sind jedoch auch nur solche Schulkinder als Pathen zulässig, welche nahe
anm Confirmationsalter stehen, also schon einen Begriff von der Bedeutung

der Pflichten baben, die sie durch eine Pathenstelle übernehmen, und das
Glaubenöbekenntniß kennen, auf welche dao Kind getauft wird.

3) Dieselben werden wohl als Pathen in das Kirchenbuch eingetragen, müssen
sich aber bei der Taufhandlung von einer confirmirten Person vertreten las-
sen, ohne sich selbst mit in die Reihe der Pathen zu stellen.

Rudolstadt, den 17. Juli 1827.

Fürstl. Schwarzburg. Conskstorinm.
Ketelhodt.

K. A. Paler.

Fürfl Schw. Onndolll. Gesesamms. VI. 10
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 XXVII. Bekanntmachung

des Fürstl. Geheimen-Rathö-Collegium d. d. 15. Juli 1847, den zwischen
den Kronen Preußen und Großbritannien abgeschlossenen Vertrag über gegen-

seitigen Schutz der Autoren-Rechte gegen Nachdruck und
Nachbildung k. u. betreffend.

Nachdem das diesseitige Geuvernement zugleich mik den Großherzoglichen und
Herzoglich Süächsischen, Fürstlich Schwarzburg=SondershausenschenundReußi-
schen Regierungen den Bestimmungen des nachstehenden, unter dem 13. Mai 1816
zwischen den Kronen Preußen und Großbritannien abgeschlossenen Vertrages über
gegenseitigen Schutz der Autoren-Rechte gegen Nachdruck und Nachbildung und
über Herabsetzung der englischen Einfuhrzölle von hierlands erschienenen Büchern 2c,
sowie den Bestimmungen des dazu gehörigen Protokolls vom nämlichen Tage durch
Accessions-Akte d. d. Berlin den 1. Juli 1847 beigetreten und von den ursprüng-
lich kontrahirenden belden Mächten in den Vertrag aufgenommen worden ist: so
wird solches andurch mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß

1) der gedachte Vertrag hinsichtlich des FürstenthumS Schwarzburg-Rudol-
stadt und der übrigen genanneen Staaten dee Thüringischen Zoll= und
Handels-Vereins vom heutigen Tag an in Kraft tritt und daß

2) der Beitritt der Königlich Süchsischen und Herzoglich Braunschweigschen
Regierung zu demselben Vertrage bereits früher durch Accessions-Akte vom
21. August 1816 und vom 30. März 1837 erfolgt istz

daß ferner « «

s)dienachArtikellldeABektkqgeöetfokdeklicheEinregistrirungdeczuschüs
benden englischen Werke bei dem Königlich Preußischen Ministerium dergeist-
lichen, Unterrichts-und Medizinal-Angelegenheiten zu Berlin bis auf Wei-
teres auch für das Großherzogthum Sachsen und die Ubrigen beitretenden
Thöüringischen Staaten wirksam ist, und daß endlich

4) die Stempelung der in dem Fürstenthume oder in irgend einem andern
der am Vertrage Theil nehmenden deutschen Staaten erschienenen Bü-
cher und Musikalien, welche nach Artikel V des Vertrages die Anwen-
dung der im Artikel IV stipulirten Zollermaßigungen bei der Einfuhre in das
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vereinigte Königreich bedingt, bei dem Fürstl. Geh.-Raehs-Collegium hier
zu beantragen ist.

Ruvolstadt, am 15. Juli 1847.

Fürstl. Schwarzb. Geheime-Naths-Collegium.
" v. Witzleben.

F. C. Hönniger.

Vertrag
zwischen

, Vrrußen und Großbritannien wegen gegenseitigen Schutzes der Autoren-Rechte
gegen Nachdruck und unbefugte Nachbildung.

Seine Majestät, der König von Preußen und Ihre Majestät, dieKönigin
des vereinigten Königreiches von Großbritannien und Irland, von dem Wunsche
beseelt, auf Erzeugnisse der Literatur und der schönen Künste, welchein einem der
beiden Staaten zuerst erschienen sind, in dem andern Staate dieselben Privilegien
hinsichtlich de5 ausschließlichen Rechtes zur Vervielfältigung auszudehnen, welche
gleichartigen in diesem Staate zuerst erschienenen Werken zustehen, haben zu die-
sem Zwecke eine Uebereinkunft zu treffen beschlossen und zu Ihren Bevollmächtig-
ten ernannt, und zwar:

Seine Majestät, der König von Preußen, Allerhöchst-Ihren! geheimen
Staats-und Cabinets-Minister für die auswärtigen Angelegenheiten, General=
Lieutenant, Carl Wilhelm Ernst Freiherrn von Canitz und Dallwitz,
Ritter des Königlich Preußischen rothen Adlerordens erster Klasse mir Eichenlaub,
des Orden pour 19 meriko mit Eichenlaub, des eisernen Kreuzes erster Klasse,
des Dienstauszeichnungs-Kreuzes, Großkreuz des Kaiserlich Oesterreichschen Leo-
pold-Ordens, ded Königlich Hannoverschen Guelphen-Ordens, des-Großher=
zoglich Oldenburgischen Haus= und Verdienst-Ordens und des Herzoglich Braun-
schweigschen Ordens Heinrichs des Löwen, Ritter des Kaiserlich Russischen St.
Wladimir-Ordens vierter Klasse, des St. Annen Ordens zweiter Klasse, des
St. Stanislaus-Ordens zweiter Klasse mit dem Stern und des Militckr-Ver-
dienst.Ordens-Ritterkreuzes und

Ihre Majestcät, die Königin des vereinigten Königreiches von Großbritan-
nien und Irlund, den sehr achtbaren John Grafen von Westmorland, Lord
Burghersh, Pair des vereinigten Königreiches, Ihrer Großbritannischen Ma-
jestät Rath im geheimen Staatsrathe, General-Lieutenant, Kommandeur des

19*
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Koniglich Großbritannischen militdrischen Bath-Ordens, Großkreuz des Konig-
lich Hannoverschen Guelphen-Ordens, außerordentlicher Gesandter und bevoll-
machtigter Minister Ihrer Großbritannischen Majestat bei Sr. Majestat, dem
Könige von Preußen;

welche, nachdem sie sich gegenseitig ihreVollmachten mitgetheilt und dieselben
in guter und gehöriger Form befunden, die folgenden Artikel vereinbart und abge.
schlossen haben: .

Artikel I.

Die Autoren von Büchern, dramatischen Werken oder musikalischen Kompo-
sitionen, und die Erfinder, Zeichner#oder Verfertiger von Stichen und Werken
der Bildhauerkunst, sowie die Autoren, Erfinder, Zeichner oder Verfertiger von
irgend einem andern Werke der Literatur und der schönenKünste,für welches die
Gesetze Preußens und Großbritanniens ihren eigenen unterthanen ein ausschließ-
liches Recht zur Vervielfältigung gegenwärkig beilegen oder in Zukunft ertheilen
mögen, sollen im Betreff eines jeden solchen Werkes oder Gegenstandes, der in
dem einen der beiden Staaten zuerst erschienen ist, in dem andern Staate das gleiche
ausschließliche Recht zur Vervielfältigung genießen, als dem Autor, Erfinder,
Zeichner oder Verfertiger eines gleichartigen Werkes geseßlich zustehen würde,
wenn es in diesem andern Staate zuerst erschienen wäre; gegenseitig mie den glei-
chen geseblichen Rechtsmitteln und gleichem Schutze gegen Nachdruck und unbe-
fugte Vervielfältigung.

Die gesetzlichen Vertreter oder Rechtsnachfolger der Autoren, Erfinder,
Zeichner oder Verfertiger sollen in allen diesen Beziehungen auf demselben Fuße be-
handelt werden, wie die Autoren, Erfinder, Zeichner oder Verfertiger selbst.

Artikel M.

Niemand soll in einem der beiden Staaten ein Recht auf den durch den vor-
stehenden Artikel verheißenen Schutz haben, bis das Werk, in Betreff dessen ein
ausschließliches Recht zur Vervielfältigung in Anspruch genommen wird, Seitens
des ursprünglichen Autors oder seiner gesetzlichen Vertreter oder Rechtsnachfolger
in nachstehender Weise zur Einregistrirung gebracht worden ist:

1) wenn das Werk zuerst innerhalb des Gebietes Seiner Majestät,, des Königs
von Preußen, erschienen ist, muß dasselbe in das Registrirungs-Buch des
Buchhändler-Vereins in London eingetragen werden;
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2) wenn das Werk zuerst innerhalb des Gebletes Ihrer Britischen Majestat
erschienen ist, muß dasselbe in das Verzeichniß eingetragen werden, welches
zu diesem Zwecke bei dem Preußischen Ministerium der geistlichen, Unter-
richts-- undMedizinal=Angelegenheiten geführt werden soll.

Auch soll niemand ein Recht auf solchen Schutz, wie er oben erwähnt wor-
den, haben, alb bisin Betreff des Werkes, hinsichtlich dessen der Schutzin An-

spruch genommen wird, denGesehen und Reglements der respektiven Staaten ge-
hörig nachgekommen " noch in solchen Fällen, wo mehre Exemplare von dem
Werke vorhanden sind, eher als bis ein Exemplar von der besten Ausgabe oder
besten Art unentgeltlich derjenigen Behörde überliefert worden ist, welche dazu in
den respektiven Staaten gesehlich bestimmt worden.

Eine beglaubigte Abschrift der Eintragung in das erwähnte Registrirungs=
Buch des Buchhändler-Vereins zu London foll innerhalb des Britischen Gebietes
als Beweis für das ausschließliche Recht zur Vervielfältigung gelten, bis ein bes-
seres Recht durch irgend eine andere Partei vor einem Gerichtshofe nachgewiesen
worden ist; das nach Pteußischen Gesttzen ausgestellte Attest ubet die Eintragung
irgend eines Werkesin diesem Staate soll zu dem gleichen Zwecke innerhalb des
Preußischen Gebietes gelten.

Artikel Ul.

Die Autoren von dramatischen und musikalischen Werken, welche in einem
der beiden Staaten zuerst öffentlich dargestellt oder aufgeführt worden sind, sowie
die gesetzlichen Vertreter oder Rechtsnachfolger solcher Autoren sollen in gleicher
Weise in Betreff der öffentlichen Darstellung oder Aufführung ihrer Werke in dem
andern Lande in derselben Ausdehnung geschüht werden, in welcher die eigenen
Unterthanen in Betreff der in diesem Staate zuerst dargestellten oder aufgeführten
dramatischen oder musikalischen Werke geschützt werden, vorausgesetzt, daß sie
zuvor ihr ausschließliches Recht bei den in dem vorstehenden Artikel erwähnten Be-
bhörden nach den Gesetzen der respektiven Staaten haben gehörig eintragen lassen.

Artikel W.

.Andder Stelle der Zollsätze, welche zu irgend einer Zeit während der
Dauer dieser Uebereinkunft von der Einfuhre nach dem vereinigten Königreiche von
feemden Büchern, Stichen und Zeichnungen zu entrichten sein mögen, sollen auf
die Einfuhre von Büchern, Stichen oder Zeichnungen, welche in-
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nerhalb desPreußischen Gebietes erschienen sind und gesetzllch in das vereinigte
Koönigreich eingeführt werden dürfen, lediglich die inder hier folgenden Liste spezi-
sicirten Zollsätze gelegt werden, und zwar:

Zölle auf Bücher, nämlich:
L. S. d.

Werke, ursprünglich im vereinigten Königreiche heraus-
gegeben und in Preußen wieder erschienen, der Zentner 2. 10. 0

Werke, nicht ursprünglich im vereinigten Konigreicheber-ausgegeben, der Zentnrner 0. 15. ö.
Stiche oder Zeichnungen:

schwarz oder kolorirt, einzeln ein jedeses 0. O. 07#.
gebunden oder geheftet, das Dutzend.. DpD. OD. 11.

Es versteht sich, daß alle Werke, von denen ein Theil ursprunglich in dem
vereinigten Konigreicheherausgegeben war, als „Werke ursprünglich im vereinig-
ten Königreiche herausgegeben und in Preußen wieder erschienen“ betrachtet und
dem Zolle von 50 Shillings für den Jentner unterworfen werden, obgleich diesel-
ben auch Original- Sachen, die anderswo herausgegeben sind, enthalten mögen;
es sei denn, daß solche Original-Saihen an Masse wenigstens dem Theile des
Werkeö gleich wären, der ursprünglichin dem vereinigten Königreiche herausgege-
ben ist, in welchem Falle das Werk nur dem Zolle von 15 Shilling für den Zent-
ner unterworfen sein soll.

Artikel V.

Man ist übereingekommen, daß Stempel nach einem den Zollbeamten des ver-
einigten Königreiches bekannt zu machenden Muster angeschafft werden und daß die
Municipal= oder sonstigen Behörden der verschiedenen Städte Preußens damit
alle Bücher stempeln sollen, welche zurAuefuhre nach dem vereinigten Königreiche
bestimmt sind. Nur diejenigen Bücher sollen in Gemähheit dieser Uebereinkunft,

soweit dieselbe sich auf die Jollsäze bezieht, zu welchen solche Bücher zuzulassen
sind, als in Preußien erschienen angesehen werden, welche nach ihrem Titelblatte
alö in einer Stadt oder einem Nlatze innerhalb des Preußischen Gebietes erschie-
nen sich darstellen und welche gehörig durch die zuständige Munizipal= oder

sonstige Behörde irgend einert Stadt oder cines Nlatzes in Preuhen gestempelt
worden sind.
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Attikel vI.

Keine Bestimmung dieser Uebereinkunft soll so ausgelegt werden, daß dieselbe
das Recht der beiden hohen Theile beeintrachtigte, die Einfuhre solcher Bucher
nach seinem eigenen Gebiete zu verhindern, welche nach seiner inneren Gesetzgebung
oder in Gemaßheit seiner Vertrage mit anderen Staaten fur Nachdrucke oder Ver-
letzungen des ausschließlichen Rechtes zur Vervielfaltigung erklart werden.

.„Artikel VII.

Im Falle einer der beiden hohen contrahirenden Theile mit irgend einer drit-
ten Macht einen Vertrag über internationalen Schutz des Rechtes zur Verviel-
fältigung abschließen würde, soll eine Bestimmung, welche der in dem vorhergehen-
den Artikel enthaltenen entspricht, in solchen Vertrag aufgenommen werden.

Artikel VIlI.

Oiejenigen deutschen Staaten, welche zusammen mit Preußen den Zoll-
und Handels-Verein bilden, oder welche dem gedachten Vereine spater
noch sich anschließen moöchten, sollen das Recht haben, gegenwärtiger Uebereinkunft
beizutreten. Bücher, Stiche und Zeichnungen, die in einem Staate, welcher auf
solche Weise Theilnehmer an dieser Uebereinkunft wird, erschtenen und aus einem
andern Staate, der auch Theilnehmer an derselben ist, ausgeführt werden, sollen
in Gemähheit dieser Uebereinkunft so angesehen werden, alo seien sie auo dem Lande
ihres Erscheinens ausgeführt worden.

Artikel K.

Die gegemwärtige Uebereinkunft soll vom 1. September 1816 abin Wirksam-
keit treten. Dieselbe soll fünf Jahre von diesem Datum an und von da ab weiter
bis zum Ablaufe eines Jahres nach der Aufkündigung iin Kraft bleiben, welche

von einer oder der andern Seite zu irgend einer Zeit nach dem 1. Septenbber. 1851
erfolgen möchte.

Artikel X.

Die gegenwärtige Uebereinkunft soll ratificirt und die Auswechselung der
Ratifications-Urkunden zu Berlin binnen zwei Monaten oder wo moglich fruher

bewirkt werden.
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Zu Urkund dessen haben die respektiven Bevollmachtigten dieselbe unterzeichnet
und derselben ihre Siegel beigedruckt.

Geschehen zu Berlin am 13. Mai im Jahre Unseres Herrn 1846.

(gez.) Canitz. (ccz.) Westmorland.
(L. S.) (L. S)

Verhandelt Berlin am 12. Mai 1840.

Die unterzeichneten Bevollmächtigten Seiner Majestät, des Königs von
Preußen und Ihrer Majestät, der Königin von Großbritannien und Irland tra-
ten heute zusammen, um den auf Grund der stattgefundenen Verhandlungen ent-
worfenen Verkrag wegen des gegenseitigen Schutzes der Autoren-Rechte gegen
Nachdruck und unbefugte Nachbildung zu unterzeichnen.

Nachdem die beiden auögefertigten Exemplare des Vertrages geprüft und den
getroffenen Verabredungen nach Form und Inhalt entsprechend befunden worden,
schritten die Bevollmächtigten zu deren Unterzeichnung, jevoch unter folgenden Be-
dingungen, welche, obwohl sie nicht dazu geeignet erschienen, in den Vertrag selbst
aufgenommen zu werden, dennoch auch bei Ertheilung der Ratifikation so betrach-
tet werden sollen, als seien sie durch dieselbe mitgenehmigt worden:

1) Zu Artikel U.
Beide Regierungen verpflichten sich, daß die Gebühren, welche für die Ein-
tragung in das Verzeichniß bei dem Preußischen Ministerium der geistlichen,
Unterrichts= und Medizinal-Angelegenheiten oder in das Registrirungs-Buch
des Buchhändler-Vereins zu London ekwa erhoben werden, den Betrag von
Zehen Silbergroschen Preußisch Courant oder Einem Shilling Sterling für
die Eintragung eines einzelnen Werkeg nicht übersteigen dürfen, wie es bereits
von Seiten Großbritanniens in dem Schreiben des Handelsamtes vom
2. April 1844 Hüt. E. erkldrt worden ist.

2) Zu demselben Artikel.
In Preußen soll die Ablieferung des Frei-Eremplars an das Ministerium
der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten zu Berlin, in
Großbritannien an den Buchhändler-Verein zu London erfolgen.
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3) Zu Artikel W.

Beide Regierungen sind darüber einverstanden, daß der Zoll von der Ein-
fuhre von Noten aus Preußen nach Grohbrikannien nicht höher gestellt wer-
den darf, alo derjenige ven Büchern, dle aud Preußen nach Großbritannien
eingeführt werden-

1) Zu Artikel v.
Mit Bezug auf die im Artikel II, der Parlaments-Akte (5 und 6 Victoriao
cap. 15 vom 1. Juli 1812) gegebene Auslegung des Werteg „Bücher“ wird
als sich von (eest verstehend anerkannt, raß die im Artikel V. verabredete
Siempelung nur auf Bücher und Nelen beschrankt bleibt, wahrend dagegen
alle ubrige im Artikel I. des heute unserzeichneten Vertrages aufgeführten Ge-
genstände des Stempels nicht bedürfen, um zu dem im Art. IV. verabredeten
Zellsatze in Greßbritannien zugelassen zu werden.

u.a. 8.

(#ez.) Canitz. (gez.) Westmorland.

—

 XXVIII. Verordunug
zum Schutze des Eigenthums an Englischen Werken der Wissenschaft und

Kunst gegen Nachdruck und Nachbildung,d.d.15. Juli 1847.

Wir Frledrich Güntber, von Gottes Gnaden Fürst zuSchwarzburg,
Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg

und Blankenburg u. s. w.

verordnen in Folge unseres Beitritts zu dem zwischen den Königlichen Regierungen
von Preußen und Greßbritannien unter dem 13. Mai 1816 abgeschlossenen Ver-

tragewegen gegenseitigen Schutzes der Auterenrechte gegen Nachdruck und Nach-
bildung

Ale im Fürstenthume geltende gesetzliche Bestimmungen zum Schutze des Ei-
genthums an Werken der Wissenschaft und Kunst gegen Nachdruck und Nach-

Fürstl. Schw. D##rolstärt. Gesetzsimml. VIII. 20
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bildung, sowie gegen unbefugte offentliche Auffuhrung dramatischer und mu-
sikalischer Werke finden auch auf diejenigen in dem vereinigten Konigreiche
von Großbritannien und Irland erschienenen Werke der Wissenschaft und
Kunst Anwendung, binsichtlich deren die nach der Bekanntmachung Unseres
Geheimen-Raths-Collegiums vom heutigen Tage vertragsmäßig bestimmte
Einregistrirung Statt gefunden hat.

Das amtliche Zeugniß über die geschehene Einregistrirung gilt als Be-
weis für dasauöschließliche Recht zur Vervielfältigung, bis ein besseres Recht
durch eine andere Parkei gerichtlich nachgewiesen werden ist.

urkundlich haben Wir gegenwärtige Verordnung eigenhändig vollzogen
und mit dem Fürstl. Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben
Rudolstadt, am 15. Juli 1817.

(L. S.) Friedrich Günther,
F. z. S.
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 XXK. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung d. d. 17. Juli 1847, die zeitige Anmeldung der in

Bezug auf Immobilien vorgekommenen Besitzveränderungen
betreffend.

Nachdem neuerdings öfter vorgekommen, daß in Bezug auf Immobilien
eingetretene Besitzveränderungen nicht rechtzeitig zur Kennkniß der betreffenden Be-
hörden gebracht worden sind, so wird die im 42. Stück des Wochenblattes vom
Jahre 1829 abgedruckte, auf die resp. unter'm 4. Januar 1718 und unter'm 30.
Juni 1807 diesfalls erlassenen Verordnungen Bezug nehmende Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 20. Octobr. 1829, wornach jede Besitzverdnderung
von Gebuden und Grundstücken durch Kauf, Tausch, Erbschaft u. s. w. so-
fort bei derjenigen Obrigkeit, unter deren Gerichtsbarkeit dergleichen Immobilien
gehören, angezeigt werden muß und derjenige, welcher solches nicht binnen drei
Monaten, von der Zeit des Eintretens der Besicveränderung an gerechnet, bewirkt,
dieserhalb in eine, zwei vom Hundert des Werthes des betreffenden Gegenstandes
betragende Strafe genommen werden soll, andurch wieder in Erinnerung gebracht.

Rudolstadt, am 17. Juli 1847.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Ketelhodt.

Schmiedtgen.





Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

chehnten Stüch vom Jahr 1817.

XXX. Bekanntmachung
der Fürstl. Landeshauptmannschaft vom 20. Juli 1817, die Einführung der

Königl. Preußischen Pharmakopde inder vor Kurzem erschienenen neuesten
(lechsten) Ansgabe u. in der Fürstl. Unterherrschaft betreffend.

Im höchsten Auftrage bringen Wir hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß
die Königl. Preußische Pharmakop#e in der vor Kurzem erschienenen neuesten
(sechsten) Ausgabe, so wie die ebenfalls in Druck erschienene Königl. Preußische
neue Arzueh-Taxein der Fürstl. Unterherrschaft eingeführt werden und vom 1. Aug.
d. J. abgesetzliche Gültigkeit haben sollz und es wird namentlich den Apcthe-
kern zur Dflicht oemacht, sich überall nach der erwähnten neuen Taxe zu richten.

Frankenhausen,den 29. Juli 187.

Fürstl. Schwarz.= Landeshauptmamschaft.Werner.

 XXXI. Bekanntwmachung
des Fürstl. Geheimen-Naths-Collegium, die cinstweilige Fertdauer der biehe-

rigen Zell= und Steuersätze vom Zucker und Sirpp betreffend.

Nachdem die Regierungen sämmtlicher Zollvereinsstaaten übereingekommen
sind, die dem Artikel 7 der Uebereinkunft vem 8. Mai 1811 gemaß getreffenen,
uhter'm 22. Juni 184 brkannk gemachten Bestimmungen hinsichtlich der Zollsatze
von ausländischem Jucker und Sirep (Gesetsammlung vom Jahre 1844 Seite

SFünfll. Schw. Dlosst. Gesetzsamml. VIII. 20
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22.) vorerst noch weiter auf eln Jahr, senach bis zum 1. September 1818 in
Kraft bleiben zu lassen; so wird solches zur Nachachtung hierdurch zur offentlichen
Kenntniß gebracht.

Rubolstadt, den 6. August 1847.

Fürstl. Schwarzb. Gehelme-Naths-Collegium.
" ..——

J XXXII. Verorbuung
vom 18. A#cgust 1847, die Feld-, Garten= und Bergdeuben und Frevet

brtreffend.

Unter Bezugnahmeauf die wegen der Feld-, Garten= und Bergdeuben und
Frevel unter'm 9. Juli 1773 erlassene und äfters in Erinnerung gebrachte Verord-
nung (R. Wbl. 1773. St. 30. f. 1783. St. 33. 1801. St. 20. 1813. St. 26.)
wird nach von Serenissim desfalls eingeholter gnddigster Genehmigung zur Nach-
achtung in den biesigen Fürstl. Landen beziehungsweise wiederholt verordnet:

1) Alle diejenigen, welche auf den Feldern, in Gärten oder Bergen Feld-,
Baum= vder Garten-Frachte entwenden oder aus Muthwillen eder Boöheit
fremdes Eigenthum beschädigen, insbesondere an Bäumen, Weinstöcken, Stru-
chen, Baum= und Hopfenpflanzungen oder bei Béumen, Weinstäcken, Anpflan-
zungen angebrachten Pfählen und andern Befestigungsmitteln; Zäunen, Garten-
thüren, Gartenhäusern Frevel verüben, sollen zum ersten Male und wenn der
Werth des Entwendeten oder der Betrag des gestifteten Schadens sich auf weniger
als 8 fl. 45 Xr.5thlr.beläufé,derDiebstahleder Frevel auch nicht zur
Naachtzeit verübt worden ist, mit Arbeitsstrafe bis zu vier Wochen oder mit Ge-
füngnißstrafe bis zu 14 Tagen belegt, werden; bel Vagabunden und Bettlern
männlichen Geschlechts, sowie bei der Schule entlassenen männlichen Personen
unter 18 Jahren kann statt jener Strafen aufeinekörperliche Züchtigung ble zu
40 Streichen erkannt werden.

2) In Wiederholungsfillen oder wenn der Werth des Entwendeten oder
der Betrag des gestifteten Schadens sich auf mehr als 8 fl. 45 Kr. oder 5 thlr.
beläuft, sowie wenn der Diebstahl oder Frevel zur Nachtzeit, d. i. vor Son-
nenaufgang oder nach Sonnenuntergang begangen worden, soll auf Gefüng-
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nißstrafe big zu zwei Monaten und nach Vorliegenheit der Umstände zugleich
auch auf Ausstellung am Pranger oder körperliche Züchtigung erkannt werden.

3) Wer bereits wegen eines Feld-Frevels oder Diebstahls mit einer mehr
als vierzehntägigen Gefängnißstrafe oder selbst bei einer kürzeren Gefängniß-
strafe mit Ausstellung am Pranger oder einer kerperlichen Züchtigung belegt
worden is, soll mit Arbeitohaus von einem Monat bis zu einem Jahre be-
straft und überdies nach Befinden bei seiner Einlieferung in die Strafanstalt
mit einer körperlichen Züchtigung belegt werden.

4) Wer entwendete Baum-, Feld= oder Gartenfrüchte, von welchen ihm
yach den Umständen gewiß oder dringend wahrscheinlich war, daß sie entwen-
det seien, an sich bringt oder annimmt, zu deren Absatz an Andere mitwirkt
oder auf irgend eine Weise Nutzen davon ziebt, soll in die Hälfte derjenigen
Strafe verfallen sein, welche ihn treffen würde, wenn er die fragl. Früchte
selbst enewendet hätte.

5) Wenn Eltern oder Pflegeeltern, Meister, Lehr-oder Dienstherren dergleichen
von den bei ihnen wohnenden Kindern, Pflegekindern, Gesellen, Lehrlingen,
Zöglingen, Dienstboten entwendeke Früchte wissentlich annehmen, so sind sie in
dieselbe Strase zu nehmen, in welche sie verfauen wären, wenn sie selbst den
Diebstahl verübt hättenz die Strafe der eigentlichen Thäter ist dagegen in die-
sen Fällen nach Maßgabe der Umstände zu mindern und bei Schulkindern
in eine angemessene Schulstrafe zu verwandeln.

6) Wenn Handwerksmeister wegen dergleichen Diebstählen oder Freveln
mit Arbeitshausstrafe belegt werden, so verlieren sie ebenso, wie bei erkannt
werdender Zuchthausstrafe nach §. 35. des Innungsgesetzes vom 30. Januar
1828. und dem Gesetze vom 15. Jan. 1840 (Gesetzsammlung) 1810 Nr. VI.),
das Recht, Ehrenadmter in der Zunft zu bekleiden und an den Zunftversamm-
lungen Theil zu nehmen.

7) Belduft der Werth des Entwendeten oder der Betrag des gestifteten
Schadens sich nicht auf 8fl. 45 Tr. oder 5 thlr. und ist das Vergehen auch
nicht im Rückfall und nicht zur Nachtzeit verübt worden, so haben die Fürstl.
Justizämter, resp. bezüglich der Amtsbezirke Königsee und Oberweißbach das
Fürstl. Landrathamt zu Oberweißbach, die Stadtrdthe und Patrimonialge=
richte die Untersuchung zu führen und selbst zu erkennen; im entgegengesetzten
Falle haben das Fürstl. Landrathamt, die Stadträthe und die nicht mit ho-

her Gerichtsbarkeit beliehenen Patrimonialgerichte dieSache zur Untersuchung
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an die Furstl. Justizumter abzugeben und sind pon diesen, resp. den mit hoher
Gerichtsbarkeit beliehenen Pattimonialgerichten, die ergangenen Acten an die
Furstl. Regierung und, falls eö sich um die Bestrafung von Schulkindern
handelt, an das Fürstl. Consistorium hier, resp. die Fürstl. Landeshaupt-
mannschaft zu Frankenhausen, zum Erkenntußb einzusenden.

8) Wenn ein desfallsiger Antrag des Beschädigten vorliegt, so ist in dem
Straferkenntnisse zugleich über dessen Entschädigungoansprüche zu erkennen:
auch ist der Denunciat, wenn er zur Strafe verureheilt wird, in 18 r. An-
zeige-Gebühren zu nehmen.

9) Die Kosten werden nach F.J. der Sporteltarordnung vom 8. Januar
d. J. liquidirt; jedoch sind, twenn die Unterbehörben selbst erkennen und der
Denunciat sofort der Anzeige geständig ist, nach Naßgabe der Anmerkung zu
dem gedachten §. Kosten außer Ansatz zu lassen.

Rudolstadt, am 18. August 1817.

Fürstl. Schwarzb. Negierung.
Ketelbodt.

Schmiediyen.
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 XXXIII. Vertrag
zwischen Preußen, Bahern, Sachsen, Württemberg, Baden, Kurhessen, Groß-
berzogthum Hessen, den zu dem Thüringer Zoll= und Handelsvereine geböri-
den Staaten, den Herzogthümern Braunschweig und Nassau und der freien
StadtFrankfurt einerseits, und dem Großherzogthume Luremburg andererseits

wegen
Fortdauer des Anschlusses des Großherzogthums Luremburg an das Zoll-
system Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins.

Da die Dauer des mit Seiner Majestät dem Könige der Niederlande,
Großherzege von Luremburg, wegen des Anschlusses des Großherzegthumes
Luxemburg an das Zollsystem Preußens und der übrigen Staaten des Zell-
vereins am 8 Februar 1872 abgeschlossenen Vertrages mit dem letzten März
des vorigen Jahres abgelaufen, es aber die Absicht der contrahirenden Theile
ist, diesen Vertrag, in Anerkennung der wehlthätigen Wirkungen des gedach-
ten Jollanschlusses für den Handel und Verkehr der beiderseitigen Unterthanen,
zu verlängern und nur bei einzelnen Bestimmungen für die neue Zeitperiede
Abänderungen zu treffen, sorhabenzudiesemZwecke zu Bevollmächtigten ernannt,

einerseits
Seine Majestät der König von Preußen für Sich und in Vertretung der
übrigen Mitglieder des, Kraft der Verträge vom 22. und 30. März und
11. Mai 1833, 12. Mai und 10. December 1835, 2. Jamar 1830 und
#. Mai 1841 bestehenden Zoll= und Handelsvereines, nämlich der Krenen
Bayern, Sachsen und Württemberg, des Grehberzegthumes Baden, des
Kurfärstenthumes Hessen, des Grohherzegthumes Hessen, zugleich das
Landgräflich Hessische Amt Homburg vertretend, der den Thüringischen
Zell= und Handelsverein bildenden Staaten, — namentlich: des Greßher=
zogthumes Sachsen, der Herzogthümer Sachsen-Meiningen, Sachsen-Al-
tenburg und Sachsen-Coburg= und Gotha, und der Fürstenthmer
Schwarzburg-Rudelstadt und Schwarzburg-Sendershausen, Reuß-
Greitz, Reuß-Schleitz und Reuß-Lobenstein und Ebersderf — des Her-
zogthumes Braunschweig, des Herzegthumes Nassau und der freien Stadt
Frankfurt,
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Allerhochst Ihren Kammerhertn, ausserorordentlichen Gesandten und be-
vollmachtigten Minister am Koniglich Niederlandischen Hofe, Hans
Carl Albrecht Grafen von Königsmarck 2c. 2c.

und andererseits
Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog von vLuremburg,

Allerhöchst Ihren Kammerherrn und Staatskanzler für das Grohher-
zegthum Luremburg Friedrich Georg Prosper Freiherrn von Blo-
chausen 2c.,

welche, nach vorausgegan gener Unterhandlung, über nachstehende Artikel, unter
Vorbehalt der Genehmigung übereingekommen sind.

Artikel I.

Der wegen des Beitritts Seiner MajestätdesKönigsderNiederlande,
Großberzoges ven Luxemburg, mit dem Greßherzegthum Vuremburg zu dem
Jollsysteme Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereines am 8. Februar
1812 abgeschlossene Vertrag soll bis zum lebten December 1853, jedoch mit
nachfolgenden Abänderungen, verlängert werden.

Artikel ll.

In Brrücksichtigung der Schwierigkeiten, mit welchen die Einführung
eines neuen Munz-, Maaß= und Gerichts-Systems verbunden ist, erklären
die Staaten des Zollvereines sich damit einverstanden, daß der im Art. 11.
des Vertrages vom 8. Februar 1812 gekreffenen Verabredung ungeachtet, das
im Greßherzogthume Luremburg eingeführte Decimal-(Maaß= und Gewichts.)
Spstem, so wie der franzssische Münzfuß für die Dauer des gegenwärtigen
Vertrages beibehalten werden.

Artikel l.

So weit, nach den während der Dauer des Vertrages vom 8. Jebruar
1812 gemachten Erfabrungen üher die in Gemäßbeit des Art. 16 dieses Ver-
trages wegen Einrichtung der Zellverwaltung im Großherzogthume Lurem-
burg durch besendere Uebereinkunft getroffenen Verabredungen, eine Abän-
derung der letzteren aus örtlichen eder senstigen Rücksichten angemessen und
zulässig erschienen ist, sind die für zweckmäßig erachteten Modificationen durch
eine anderweite besendere Uebereinkunft festgestellt werden.
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Artikel W.

Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht spätestens zwei Jahre vor dessen
Ablaufe gekündigt wird, soll derselbe auf Zwöolf Jahre, und so fort von
Zwölf zu Zwolf Jahren als verlängert angesehen werden.

Derselbe soll alsbald sämmtlichen betheiligten Regierungen vorgelegt, und
sollen die Ratifications-Urkunden mit möglichster Beschleunigung, spätestens
aber binnen Zwei Monaten zu Berlin ausgewechselt werden.

Zur Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten den gegen-

wire Vertrag unterzeichnetunddemselbendie Siegel ihrer Wappen bei-gedruckt.
So geschehen im Haag, den 2. April Ein Tausend Acht Hundert Sie-

ben und Vierzig.

(dGe#.) Königswarck. de Blochausen.
(I. S.) (L. S.)

Nachdem dieser zwischen den Staaten des deutschen Joll= und Handelsver-
eins einerseits und dem Großherzogthume Luremburg andererseits abgeschlossene
Vertrag 4. d. 2. April u. c. diesseits unter'm 30. desselben Monats ratificirt
worden ist und die Auswechselung der Ratificationsurkunden am 15. v. M.

inLas stattgefunden hat; so wird derselbe anmit zur öffentlichen Kenntniß
gebracht. -

Rudolstadt,den20.AugustIS-v.
Fürstl. Schwarzb. Geheime Raths-Collegium.

(gez.) Wibleben.





Getetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Gilllee Slück vom Jahr 1847.
— — —

M XXXIV. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung wegen der an dle in Katzhütte errichtete Knappschaft

erfolgten Verleihung der Rechte einer milden Stiftung,
vom 6. Sept. 1847.

Nachdem Serenissimus geruht haben, der zu Kabhütte errichteten Knapp-
schaft die Rechte einer pin causn Inddigst zu ertheilen; so wird solches andurch
bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 6. September 1847.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Ketelhodt.

A. Obbarius.

 XXXV. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung wegen Diepensation der Hanwaaaeselen von

der Wanderpflicht, d. d. 21. Septör. 7.

Es kömmt in neuerer Zeit häufig vor, daß Handwerksgesellen, welche
nicht einmal den im §. 21. des Innungsgesetzes d. u. 30. Jan. 1828 bestimm-
ten vierjährigen Zeitraum hindurch ihre erlernte Profession für Rechnung ei-
nes Meisters betrieben haben, Behufs der Erlangung des Meisterrechts bei
Uns Gesucheum gänzliche oder theilweise Befreiung von der Wanderpflicht ein-
reichen, ohne daß triftige Gründe für die Gewähr der erbetenen Dispensa-
tion angeführt werden können.

Wir sehen uns daher veranlaßt, das betreffende Publicum zu seiner Nach-
achtung aufmerksam zu machen, wie Man einen Nachlaß an der in den be-

Fürstl. Schw. I#rolflärt. Gesesamml. V'Il. 21
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züglichen Zunftartikeln vorgeschriebenen Wanderzeit überhaupt, namentlich aber
vor Ablauf der festgesetzten vier Gesellenjahre nicht leicht und nur bei vor-
liegenden besonderen Umständen ertheilen werde, da die Erlangung der Selbst-
ständigkeit vor dem Eintritte eines reiferen Lebengalters gewöhnlich nur mit
nachtheiligen Folgen verknüpft ist und daher die frühzeitigen Etablissements
durch Dispensationen von gesehlichen Erfordernissen in keiner Weise zu be-
fördern sind. 6

Rudolstadk, den 21. Septbr. 1817.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Ketelhodt.

UA. Obbarius.

 XXXVI. SBeka##machung
der Fürstlichen Regierung vom 6. October 1847, eine Erläuterung der

Verordnung vom 4. Juni d. J. wegen des verbotenen Verkaufs
der Früchte auf dem Halme betreffend.

Nachdem darüberZweifel entstanden, ob die Verordnung vom 4. Juni d. J.,
das Verbot des Verkaufeo von Früchten auf dem Halme betreffend, auch auf
auctionsweise Verkäufe Anwendung finde, so wird nach von Serenissimo
debfalls eingeholter gnadigster Genehmigung zu Erläuterung jener Verordnung
folgende nähere Bestimmung getroffen: «

Das erlassene Verbot des Verkaufs von noch auf dem Halme stehenden oder
noch nicht ausgedreschenem Getraide findet zwar nicht auf die Fälle, wo ein Grund-
stück mit der darauf stehenden Erndte verkauft oder wo der licitationsweise Ver-
kauf des noch nicht eingeerndteten Getraides allein durch einen Rechtostreit, sei
es um der obsiegenden Parthei oder einerGläubigerschaft aus dem erlangten Kauf-
preise zu ihrer Forderung zu verhelfen, nothwendig wird, wohl aber in allen an-
dern Fällen auch auf den auctionsweisen Verkauf von noch auf dem Halme stehen-
den oder noch nicht auögedroschenen Getraide dann Anwendung, wenn nicht vor-
her von der unterzeichneten Behörde Dispensation ertheilt worden ist.

Rudolstadt, den G. October 1847.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Röder.

C. Vamberg.
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 XXXVII. Bekau#tmachung
de Fürstl. Stenerrollegium, die authentische Interpretation des K. 6.

der Ordnung zum Braumalzsteuergesetz betreffend,
d. d. 7. October 1847.

Nach einer von Sr. Hochfürstlichen Durchlaucht, dem gnddigst regieren-
den Fürsten und Herrn auf diesfallsige berichtliche Anfrage über den Sinn des
S. 6. der Ordnung zum Braumalzsteuergesec unter dem 27. August d. J. er-
theilten Bescheidung ist die Vorausentrichtung der Braumalzsteuer in den Be-
griff der richtigen oder nicht mangelhaft gefertigten Betriebsammeldung derge-
stalt gehörig, daß, selbst wenn die Betriebsanmeldung im Uebrigen richtig be-
funden und von der Empfangsstelle blos deshalb, weil die Einreichung der
Anmeldung die Braumalisteuer von der angemeldeten Beschickung nicht gleich-
zeitig entrichtet wurde, zurückgegeben worden, dennoch die Betriebsanmeldung
alo nicht geschehen zu betrachten und für den Fall, daß, trotz der erfolgten
Zurückgabe von dergleichen Betriebtanmeldungen, ohne daß solche zuvor unter
gleichzeitiger Steuerentrichtung wieder eingereicht und als richtig angenommen
worden, der Brauereibetrieb unternommen werden sollte, in Gemahheit der
K. 10 bis 10. des Braumalzsteuergesetzes und nach dem schon gedachten §. 6.
der Ordnung zu demselben eine Defraudationsstrafe verwirkt und zu erkennen
ist, was im dazu erhaltenen höchsten Auftrage andurch nachachtlich bekannt
gemacht wird.

Rudolstadt, den 7. Octbr. 1847.

Fürstl. Schwarzb. Stener-Colleglenn.
v. Röder.

A. Koch.





Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

— Stüch vom 2% 1847.

AuoA #ee
den Erlaß des Mahl= und Kopfarcises in der Fürstlichen Oberherrschaft und

des vierten Theils der terminlichen Contributionen oder Löhnungen in der
Fürstlichen Unterherrschaft auf das Jahr 1848 betreffend,

vom 17. December 1847.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,
Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg

und Blankenburg u. s. w.

thun hiermit kund und zu wissen, daß Wir Uns gnddigst entschlossen haben,
den für die Jahre 1842—1817StattgefundenenErlaßdesMahl=und Kopf-
Accisesin der Oberherrschaft und des vierten Theiles der terminlichen Contribu-
tionen oder Löhnungen in der Unterherrschaft Unseres Fürstenthums auch für das
nächstkünftige Jahr 1648 zu bewilligen.

Urkundlich unter Unserm Fürstl. Insiegel und unter Unserer eigenhändigen
Unterschrift.

So geschehen

Frankenhausen, den 17. December 1847.

(L. S.) Friedrich Günther,
F. z. S.
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